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5Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte Studierende, 
das Wintersemester 1687/88 begann an der Universität Leipzig mit einem 
Skandal. Der junge Jurist Christian Thomasius kündigte auf dem schwarzen 
Brett seine Vorlesung an: „Discours, welcher Gestalt man denen Franzosen 
in gemeinen Leben und Wandel nachahmen solle“. Der Skandal bestand nicht 
darin, dass an einer deutschen Universität ein Lebensstil zur Nachahmung 
empfohlen wurde, der von Lust und Sinnesfreude geprägt war, sondern 
der Skandal lag schlicht darin, dass die Ankündigung nicht in lateinischer 
Sprache erfolgte. Christian Thomasius war der erste Gelehrte, der an einer 
deutschen Universität deutsch gesprochen hat. Das ist seinem Schicksal an 
der Universität Leipzig nicht gut bekommen. 
Die deutschen Geisteswerke, auch die deutsche Literatur, wurden, bis ins 
17. Jahrhundert hinein, großteils in lateinischer oder französischer Sprache 
verfasst. Lateinisch waren die Werke, wenn der Verfasser sich eher im Um-
kreis der Kirchen und Universitäten bewegte, französisch waren sie, wenn 
der Verfasser mit der höfischen Gesellschaft in Kontakt stand. Deutsch wurde 
privat gesprochen. 
Christian Thomasius war in allen drei Sprachen zu Hause. Und zusätzlich 
war er auch noch mit der englischen Sprache vertraut, und damit mit den 
Gedanken von John Locke und David Hume, die er dankbar aufgriff. 
Auch wenn eine Immatrikulationsfeier gewöhnlich als guter Grund gilt, von 
der glorreichen Tradition der eigenen Universität zu sprechen, will ich Ihnen 
heute von einem Rückschlag der Universität Leipzig erzählen, von einer 
geistigen Erstarrung, von einer verpassten Chance, die letztlich einer anderen 
Universität zugute kam. 
Vielleicht war es auch die unmittelbare Anschauung der Geistesgrößen seiner 
Zeit, die er von Kindheit auf kannte, weil sie in seinem Elternhaus verkehr-
ten, die Christian Thomasius das nötige Selbstbewusstsein gaben, sich mit 
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den deutschen Gelehrten anzulegen. Er nannte sie Pedanten, die nur ihrem 
orthodoxen Schema folgten, ohne geistige Beweglichkeit, er nannte sie reine 
Buchstabenwisser und er warf ihnen vor, das einmal Erlernte für das Um und 
Auf von Bildung auszugeben. Christian Thomasius hatte unter den Studie-
renden bald eine erhebliche Anhängerschar, nicht jedoch unter den Profes-
soren. Noch als junger Gelehrter hatte er eine Schrift verfasst, in lateinischer 
Sprache natürlich, De crimine bigamiae, Über das Verbrechen der Bigamie, 
in der er behauptete, die Pflicht zur Einehe lasse sich vom Naturrecht nicht 
ableiten. Mehr brauchte er nicht. Er kam aus den Auseinandersetzungen mit 
den Professoren nicht mehr heraus. 
Und dabei griff er zu einer geistigen Waffe. Er vergrößerte die Reichweite 
seiner Worte, indem er eine Zeitschrift in deutscher Sprache gründete. Von 
nun an führte er eine öffentliche Auseinandersetzung, ja man kann sagen, 
eine öffentliche Kampagne gegen den Zustand des Geisteslebens an jener 
Universität, in die Sie, verehrte Studierende, sich gerade immatrikuliert ha-
ben. Man wollte ihn loswerden, diesen Thomasius, und entließ ihn schließ-
lich wegen Glaubensschändung. Das ist der Stadt Leipzig hin und wieder 
passiert, dass sie einen ihrer besten Köpfe verlor.
Christian Thomasius zog über die Landesgrenzen hinweg nach Halle, wo 
er am Aufbau der Friedrichs-Universität beteiligt war. Seinem Einfluss war 
es zu verdanken, dass sich der Ruf von Halle, sowohl als Zentrum der Auf-
klärung als auch als Zentrum des Pietismus, schnell verbreitete. Aufklärung 
und Pietismus, das vertrug sich nicht gut miteinander. Und trotzdem wurde 
Halle innerhalb kürzester Zeit zur beliebtesten deutschen Universität. Jähr-
lich schrieben sich über 1 500 neue Studenten ein, mehr als in jeder anderen 
deutschen Universität. Was machte Halle so attraktiv?
Die Universität verkörperte ein neues Bildungskonzept. Die Wahrheit war 
nicht mehr dasjenige, was von vorneherein feststand und an die Studierenden 
wie ein Mensa-Menü verfüttert wurde, sondern der Weg zur Wahrheit, so 
erfuhren es die Studenten von Halle, ist die Teilnahme an einer Auseinan-
dersetzung, an einem Streit. Beide Seiten luden ein, sich an diesem Streit zu 
beteiligen. Die Aufklärung mit ihrem Leitspruch „Habe Mut, Dich Deines 
eigenen Verstandes zu bedienen“ und der Pietismus mit seinem Appell an das 
eigene Gewissen, an das eigene Gefühl als Leitstern der Lebensführung. 
Und mitten drin der Professor Thomasius, der mit scharfer Argumentation 
gegen die Hexenprozesse in Deutschland auftrat und vehement die Folter 
bekämpfte, diese Schmach christlicher Staaten, wie er sie nannte. „Geht nicht 
nach Halle“, wurde denen geraten, die es sich leisten konnten zu studieren, 
„von dort kommt ihr entweder als Pietisten oder als Atheisten zurück“. Diese 
Sorge mag berechtigt gewesen sein, aber das Schöne an Halle war, dass nicht 
von vorneherein feststand, als was man zurückkommen würde.
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Sind wir heute, so frage ich mich, wieder an einem Punkt angekommen, 
wo das mehr oder weniger feststeht? Ich meine damit nicht die Berufsaus-
bildung, die eine Universität leisten muss. Sie sollte tatsächlich ein klares 
Ausbildungsziel haben, auf das man sich von Anfang an einstellen kann, auch 
wenn Ihnen, geschätzte Studierende, heute kein Mensch mehr garantieren 
kann, tatsächlich in dem angestrebten Beruf arbeiten zu können. Ich meine 
eine andere Bildung, die sich nicht an Prüfungsnoten ablesen lässt, weil sie 
nicht auf sachlicher Information beruht, sondern Ansprüche an das eigene 
Leben stellt.
Diese andere Bildung, vielleicht sollte ich sie Selbstbildung nennen, kann nur 
dann erfolgreich sein, wenn sie nicht im Wiederkauen der Sprache anderer 
besteht, sondern in der Sprache jedes Einzelnen sich findet. Diese andere 
Bildung verlangt nach einer Sprache, in der sich auch die eigenen Erfahrun-
gen, die eigenen Gedanken und die eigenen Widersprüche ausdrücken. Und 
das ist keine Frage von Englisch, Französisch, Lateinisch oder Deutsch. Die 
Fähigkeit, sich in der Sprache eines Autors wiederzufinden, hat nichts mit 
den unterschiedlichen Nationalsprachen zu tun.
Denken Sie daran, wie viele Menschen in der Geschichte eines an den 
Bildungsinstitutionen gescheiterten New Yorker Bürgerkinds ihre eigenen 
Orientierungsschwierigkeiten wiedererkannten. Ich spreche von Salingers 
Roman The Catcher in the Rye. Denken Sie daran, dass umgekehrt Millionen 
von amerikanischen Jugendlichen im Roman eines im Grunde konservativen 
deutschen Autors, in Hermann Hesses Steppenwolf, ihr eigenes Lebensgefühl 
ausgedrückt fanden.
Ich bin überzeugt, dass alle hier Versammelten auch das Original von Salin-
gers Roman lesen könnten und wahrscheinlich sogar in der Schule gelesen 
haben. Wenn das nicht so wäre, würde ich schleunigst einen englischen 
Sprachkurs empfehlen.
Die sogenannten Fremdsprachen sind gut in die jeweils andere übersetzbar. 
Aber es wird nicht alles übersetzt, und gerade im Wissens- und Forschungs-
bereich wird aus dem Englischen immer weniger übersetzt. Betrachten Sie 
das Englische nicht länger als Fremdsprache, betrachten Sie es als die zur 
Zeit am besten funktionierende internationale  Verkehrssprache. Und wenn 
Sie die Chance haben, weitere Sprachen zu lernen, dann tun Sie es. Was 
wir in Europa heute vor allem brauchen, sind Menschen, die sich über die 
Sprachgrenzen hinweg verständigen können
Die Tätigkeiten, die an einer Universität stattfinden, sind größtenteils Sprach-
handlungen. Es wird geredet, es wird gelesen, es wird geschrieben, es wird 
vorgelesen und es wird diskutiert. Und dann gibt es noch eine zweite Gruppe 
von Tätigkeiten, die darin besteht, den Betrieb der Sprachhandlungen auf-
rechtzuerhalten. Mit letzteren sollten Sie eigentlich wenig zu tun haben, lei-
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der ist es nicht so. Was den Ablauf ihres Studiums betrifft, so werden, je nach 
Fächern verschieden, einige Unannehmlichkeiten auf Sie zukommen. Erst 
recht, wenn, wie hier in Leipzig, umfassende Baumaßnahmen, Studienreform 
und leere Staatskassen zusammenfallen. 
Wir müssen gemeinsam diese Unannehmlichkeiten bewältigen. Aber wie be-
wältigt man sie? Indem man die Betriebsschwierigkeiten der Sprachhandlun-
gen selbst zu Sprachhandlungen macht. Indem man die Konflikte artikuliert, 
darüber spricht und nach Lösungen sucht. 
Viele europäische Universitäten stecken heute in erheblichen Problemen, 
und es ist nicht nur zulässig, sondern es ist wichtig, dass alle Beteiligten sich 
Gehör verschaffen. Denn die Sprachhandlungen, um die es hier eigentlich 
geht und die völlig unzureichend mit den Begriffen Lehre und Forschung 
zusammengefasst werden, sind eine öffentliche Angelegenheit. 
Wenn Sie mich fragen, welche Sprachhandlungen an einer Universität zuzu-
lassen sind, würde ich schlicht antworten: Alle. Es darf nichts auf der Welt 
geben, das es nicht wert wäre, Gegenstand universitärer Sprachhandlungen 
zu werden. Man muss an Universitäten alles lesen können, man muss an Uni-
versitäten alles sagen können, man muss an Universitäten über alles streiten 
können. Und ich meine wirklich alles. Wir haben in Leipzig die unerfreuliche 
Situation, dass sich bei der letzten Wahl fast genau so viele Bürger für die 
NPD entschieden haben, einer menschenverachtenden Partei, wie für die 
SPD, die eine lange demokratische Tradition hat. Protestwähler, sagt man, 
als wäre damit das Problem erledigt. 
Sprachhandlungen sind nicht unschuldig. Sie sind nicht nur der Spiegel einer 
Gesellschaft, sondern auch ihr Motor. In ihnen verfestigen sich Ordnungen 
und Weltanschauungen, und durch sie werden Ordnungen und Weltanschau-
ungen aufgebrochen. Sprachhandlungen nehmen im Ordnungsdenken ein 
breites Spektrum ein. Auf der einen Seite steht etwa die Parole „Führer 
befiehl, wir folgen dir“, in der das, wofür der Leipziger Gelehrte Christian 
Thomasius ein Leben lang gekämpft hat, die Menschenwürde und Freiheit 
des Individuums, einfach vom Tisch gewischt wird. Auf der anderen Seite 
steht zum Beispiel ein populärer Song, in dem sich der Widerstand einer 
ganzen Generation gegen jede Art von Bevormundung ausdrückte, We don’t 
need no education, von Pink Floyd. Das gesamte Spektrum sprachlicher Ord-
nungs- und sprachlicher Freiheitsansprüche kann Gegenstand universitärer 
Sprachhandlungen sein. Gegenstand, aber nicht Befehlshaber.
Die Sprache verdoppelt die Welt. Es gibt die Welt dann zweimal. Einmal in 
dem kleinen Ausschnitt, in dem wir uns gerade befinden, hier zum Beispiel, 
im Gewandhaus. Und einmal in einer unermesslichen Fülle, die alles das 
beinhaltet, worüber wir sprechen können. Zum Beispiel über Christian Tho-
masius, einen Mann, der seit 266 Jahren tot ist. Das Seltsame ist, dass man 
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sich erst in dieser zweiten Welt, in der symbolischen Welt der Sprache, zur 
ersten Welt verhalten kann. 
Die Welt ist, wie sie ist. Erst in der Sprache ist sie verhandelbar. Erst in der 
Sprache bildet sie eine Ordnung ab, mit der man sich identifizieren oder aus-
einandersetzen kann. 
Sprache ist ein Ordnungsprinzip. Sie versucht eine Ordnung herzustellen 
oder bestehende Ordnungen wiederzugeben. Sie spricht in Regeln, Gesetzen, 
Reden, Sprüchen, Fernsehnachrichten, Zeitungsartikeln, Gerichtsurteilen, 
Ermahnungen, Bespitzelungsberichten usw. In der Sprache artikuliert sich 
der Wille nach Ordnung. 
Sprache verkörpert aber auch das von Christian Thomasius so vehement 
eingeforderte principium individuationis, das grundsätzliche Bekenntnis 
zu einem eigenen Lebensanspruch. Sprache ist nicht das einzige, aber das 
wichtigste Baumaterial jener Idee, die unter dem Begriff Individuum oder 
auch Persönlichkeit verbreitet ist. Wer dieses Baumaterial zerstört, liefert die 
Menschen der nackten Gewalt aus. Dann herrscht zwar Ordnung, aber die 
Menschenwürde ist beim Teufel. Hinter dem, was wir heute Menschenwürde 
und Persönlichkeitsrecht nennen, steht eine lange Tradition von Sprachhand-
lungen. Freiheit ist ein Wort, aber für denjenigen, der sie nicht hat, ist es noch 
etwas mehr. 
Sie, geschätzte Studierende, nehmen an dieser Tradition teil, wenn Sie frei 
sprechen, wenn Sie Hausarbeiten, Briefe, E-Mails und SMS schreiben, wenn 
Sie einem anderen Menschen Ihre Zuneigung erklären oder Ihre Wünsche, 
aber ebenso, wenn Sie widersprechen und Ihren Protest artikulieren. 
Der größte Feind dieser zweiten, symbolischen Welt ist nicht die wirkliche 
Welt. Solange es Menschen gibt, werden sie versuchen, die Welt in eine 
symbolische Ordnung zu bringen, in der sie ihnen zugänglich wird. In ihrer 
Schönheit und in ihrer Grausamkeit. Der größte Feind der symbolischen Welt 
ist die Sprachlosigkeit des Einzelnen, die Unfähigkeit, das, was in der Welt 
vorgeht, und das, was in ihm vorgeht, zu benennen. Wenn das nicht mehr 
möglich wäre, dann gäbe es tatsächlich nichts mehr zu verhandeln. Dann 
müssten wir, was geschieht, einfach geschehen lassen und hätten selbst kein 
anderes Mittel mehr einzugreifen als die Gewalt. 
Warum müssen Terroristen Bekennerschreiben verfassen? Sie haben doch 
ihre Macht bewiesen. Warum müssen sie der Menschenvernichtung auch 
noch sprachliche Zeichen hinterherschicken, gleichsam eine symbolische 
Spur hinterlassen, die gleichzeitig die beste Voraussetzung bietet, sie doch 
irgendwann zu schnappen? Weil auch für Terroristen die Welt nur auf der 
symbolischen Ebene verhandelbar ist. Man kann sich nicht mit Gewalt 
identifizieren, wohl aber mit Menschen, die diese Gewalt rechtfertigen. Die 
größten Verbrechen der Menschheit gibt es doppelt, einerseits als Taten, an-
10 11
dererseits als symbolische Ordnung, als Sprache, in deren Namen sie verübt 
werden. Das trifft auf Gruppen, aber auch auf Staaten zu. 
Das, was diese zweite Wirklichkeit, die symbolische Ordnung der Sprache, 
zum besonderen Werkzeug für die Bildung und Selbstbildung der Menschen 
macht, ist nicht ihre Verdoppelung der Welt – die ist zum Beispiel auch durch 
Bilder möglich –, es ist ein spezifischer Mechanismus, eine Erfindung, die es 
nicht in der Welt der Taten und Geschehnisse,  sondern nur in dieser symbo-
lischen Ordnung gibt. Es ist die Fähigkeit, nein zu sagen. 
Das reißt die Wirklichkeit auf. Es öffnet sie zu einem gigantischen Mög-
lichkeitsraum. In der Wirklichkeit sind die Dinge, wie sie sind, in der sym-
bolischen Ordnung können sie auch anders sein. Wir können nicht nur über 
Menschen sprechen, die nicht anwesend sind, zum Beispiel über den Herrn 
Oberbürgermeister von Leipzig, wir können auch über Menschen und Dinge 
sprechen, die es nie gegeben hat, oder von denen wir nicht wissen, ob es sie 
gegeben hat. Wir können uns über den Ablauf von Ereignissen Gedanken 
machen, sie auf eine Weise miteinander verknüpfen, dass wir zur Ansicht 
kommen: So könnte es gewesen sein. Wir können auch über das sprechen, 
was sein sollte oder künftig sein könnte. Über das, was uns droht. 
Wir können folgenden Satz formulieren: „Michael Moore ist nicht Präsi-
dent der Vereinigten Staaten.“ Manche würden „leider“ hinzufügen. Andere 
vielleicht „Gott sei Dank“. Der Satz drückt etwas aus, was nicht ist, und er 
ist trotzdem ein sinnvoller Satz. Wir haben ihn gebildet, indem wir einen 
Sachverhalt, den es gibt, mit einem anderen Sachverhalt verknüpfen, den 
es ebenfalls gibt. Wir selbst haben die Verknüpfung hergestellt, gleichzeitig 
behaupten wir aber, dass es sie nicht gibt. Wir verstehen die Welt, indem wir 
nein sagen. 
„Als Gregor Samsa eines Morgens aus unruhigen Träumen erwachte, fand 
er sich in seinem Bett zu einem ungeheuren Ungeziefer verwandelt.“ Das ist 
doch offensichtlicher Unsinn. Warum lesen wir weiter? „Er lag auf seinem 
panzerartig harten Rücken und sah, wenn er den Kopf ein wenig hob, seinen 
gewölbten, braunen, von bogenförmigen Versteifungen geteilten Bauch, auf 
dessen Höhe sich die Bettdecke, zum gänzlichen Niedergleiten bereit, kaum 
noch erhalten konnte. Seine vielen, im Vergleich zu seinem sonstigen Um-
fang kläglich dünnen Beine flimmerten ihm hilflos vor den Augen. ‚Was ist 
mit mir geschehen?‘ dachte er. Es war kein Traum.“
Ja, was ist es dann? Wir lesen diese Zeilen und es ist so, als lägen wir selbst 
in einem Bett und schauten auf die bogenförmigen Versteifungen unseres 
Bauches. Und wir wissen, das alles ist Unsinn und lesen dennoch fasziniert 
weiter. Wir bewegen uns in einer symbolischen Welt, in der die Dinge offen-
bar anders verknüpft sind als in der Wirklichkeit. 
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Die Worte sprechen nicht nur über die Tatsachen der realen Welt, sondern 
auch über Gedanken. Die menschliche Sprache bildet also nicht nur die Welt 
ab, sondern sie nimmt an dieser Abbildung seltsame Operationen vor. Man 
kann über diese Operationen nachdenken und auch dafür wieder ein Wort 
finden, einen Begriff, der diese Operationen benennt. Sie kennen dieses Wort. 
Es heißt Interpretation.
Es gibt keine Sprache jenseits der Interpretation. Sprechen heißt Interpretie-
ren. Sprache ist ein Teil der Wirklichkeit, aber Wirklichkeit ist nicht automa-
tisch Sprache. Denn die Wirklichkeit lässt sich so oder anders darstellen. 
Der neben Jesus wohl folgenreichste Philosoph aller Zeiten, nach dem diese 
Universität über Jahrzehnte hinweg benannt war, hat den berühmten Satz 
geschrieben: „Bisher haben die Philosophen die Welt nur verschieden inter-
pretiert, es kömmt darauf an, sie zu verändern.“
Und welche Konsequenzen hatte diese Erkenntnis für den jungen Autor 
Karl Marx? Ist er von da an in Schweigen verfallen? Keineswegs. Er hat für 
den Rest seines Lebens die Welt interpretiert, ohne große Folgen zu seinen 
Lebzeiten. Nach seinem Tode jedoch fanden sich Millionen von Menschen, 
die sich mit dieser Sprache identifizierten, die darin ihre eigene Wirklichkeit 
wiedererkannten. Und die Welt wurde eine andere. 
Wer hat nun eigentlich die Welt verändert? War es ein Mechanismus der 
Wirklichkeit, oder war es die Sprachhandlung eines Philosophen? Beides, 
muss man wohl sagen, weil wir uns zu jener Wirklichkeit, die nicht unmittel-
bar anwesend ist, nur verhalten können, wenn sie sprachlich benannt, wenn 
sie interpretiert ist. 
Und dann kamen zwei Jahrzehnte, in denen andere Sprachhandlungen, mit 
denen sich ebenfalls eine Millionenschar identifizierte, die Welt fast in den 
Abgrund führten. Am Ende hieß die Sprachhandlung nicht mehr „Führer be-
fiehl, wir folgen dir“, sondern sie hieß „Nie wieder Krieg“.
Und wieder ein paar Jahrzehnte später, vor ziemlich genau 15 Jahren, fanden 
sich 200 Meter von hier Menschen zusammen, die gegen die Wirklichkeit, in 
der sie lebten, eine Sprachhandlung setzten. Sie riefen: „Wir sind das Volk“. 
Die Parole wurde zum Lauffeuer. 
Dies ist eine besonders interessante Sprachhandlung. Stellen Sie sich jeman-
den vor, der mit den Verhältnissen nicht vertraut ist. Er sieht im Fernsehen 
ein Volk, das ein Transparent hochhält, auf dem steht: Wir sind das Volk. Er 
könnte meinen, er sei in einen Fernsehsprachkurs „Deutsch für Ausländer“ 
geraten, bei dem zu jedem Satz der Gegenstand gezeigt wird. Die in die 
Verhältnisse Eingeweihten, und das waren natürlich auch die Herrschenden, 
wussten freilich, dass hier eine symbolische Ordnung zerbrochen wurde, 
denn auf nichts anderes als auf das Volk hatte die Herrschaft sich berufen. 
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Der ganze Vorgang erinnert mich an ein kleines privates Erlebnis. Ich hatte in 
meinem ersten Buch eine Geschichte veröffentlicht, die auf leicht wiederer-
kennbare Weise in dem Klosterinternat spielt, in dem ich erzogen wurde. Die 
Geschichte ließ kein gutes Haar an diesem Internat. Kurz darauf fand ein gro-
ßes Treffen der ehemaligen Zöglinge statt. Der Festredner zog über das Buch 
eines gewissen Josef Haslinger her, in dem die klösterliche Erziehungsanstalt 
heruntergemacht werde. Wir haben das Konvikt in ganz anderer Erinnerung, 
sagte er, und die alten Herren in den vorderen Reihen nickten zustimmend. 
Später, beim fröhlichen Umtrunk, stieß ich auf den Festredner. Ich sagte, 
ich sei Josef Haslinger. Da fiel, salopp gesagt, dem Herrn Festredner die 
Kinnlade herunter. Er hatte nicht damit gerechnet, dass ich anwesend war. 
Nach einer Schrecksekunde begann er mir zu erzählen, dass alles ganz anders 
gemeint war. Ich ließ ihn stehen. Er hatte schließlich seine Zeit gehabt zu 
erklären, was er meinte.
Auch die DDR-Machthaber versuchten ja ein paar Monate lang zu erklä-
ren, dass alles nicht so gemeint gewesen sei und dass ein Volk, das von sich 
behauptet, es sei das Volk, in gewisser Weise ja auch wirklich das Volk sei. 
Auch sie hatten ihre Zeit gehabt zu sagen, was sie meinten.
Die menschliche Geschichte gibt es nicht ohne die Sprache. Die Spra-
che ist es, die uns den Möglichkeitsraum eröffnet, in den hinein wir 
Geschichte gestalten. Aber die Sprache, geschätzte Studierende, ist kein 
Schicksal. Wenn jemand sagt: „Das ist so“, können Sie immer noch ant-
worten: „Wer sagt das?“ Es gibt die Sprache nämlich nicht unabhängig 
von den Menschen, die sie sprechen. Sprache ist immer die Handlung von 
Einzelnen. Auch wenn sie Parolen wiedergeben und im Chor grölen, sie 
müssen sie selbst wiedergeben, sie verzichten von sich aus auf eine eigene 
Sprache. Wer der Sprache mächtig ist, ist gleichzeitig ein Teil von ihr. Und 
wer nicht ein Teil von ihr ist, ist ihrer nicht mächtig.
Sie, geschätzte Studierende, sind von nun an auch ein Teil der Sprachhand-
lungen dieser Universität. Machen Sie davon Gebrauch. 
Ich denke, wir alle träumen von einer Universität, in der der Wein nicht von 
alten Schläuchen in junge abgefüllt wird, sondern in der man den Wein auch 
kosten kann, bevor man ihn trinkt, oder eben auch nicht trinkt. Wir alle träu-
men von einer Universität, die ein Ort für geistige Abenteuer ist. Ein Ort, in 
dem Lebenskonzepte in Frage gestellt und Lebenskonzepte propagiert wer-
den. Ein Ort, in dem das Denken Brisanz für das eigene Leben bekommt. 
Brisant kann das Denken nur werden, wenn die Sprache, die dieses Den-
ken braucht, um sich auszudrücken, die eigene Sprache ist. Diese Sprache 
hat man nicht von Natur aus, die kann man auch nirgendwo bestellen oder 
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abholen, diese Sprache erwirbt man sich, indem man spricht, schreibt, liest. 
Freilich nicht ganz ohne Hellhörigkeit auf die Sprache der anderen, und auch 
nicht ganz ohne den Mut, zu sich selbst ehrlich zu sein.
Willkommen in der Welt der Sprachhandlungen.
Willkommen in der Universität Leipzig.
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Prof. Dr. Werner J. Patzelt
Theodor Litt und die politische Bildung im 
20. Jahrhundert
Vortrag auf dem VIII. Theodor-Litt-Symposion der Erziehungs-
wissenschaftlichen Fakultät am 28. Oktober 2004 im Neuen 
Senatssaal
I. Anknüpfungen zu Theodor Litt
Dass politische Bildung zum richtigen und auch zum akzeptierenden Verste-
hen der so komplizierten Staatsform unserer Demokratie geleiten solle, war 
eine der Grundüberzeugungen Theodor Litts.1 Sie ist um so mehr in Ehren 
zu halten, als ich nachgewiesen zu haben glaube, dass viele Deutsche unser 
parlamentarisches Regierungssystem ganz einfach missverstehen und ihm 
darum mit Kritik und Vorbehalten kommen, die schlichtweg unbegründet 
sind.2 Aus solchen Befunden sind keine anderen Forderungen abzuleiten, 
als sie Theodor Litt angesichts der Herausforderungen deutscher Demo-
kratiegründung nach dem Zweiten Weltkrieg stellte: Es gilt, den Deutschen 
zutreffendes Denken über die Demokratie und über deren konkrete institutio-
nelle Ausgestaltung zu vermitteln. Tatsächlich hat auch Ernst Fraenkel schon 
vor Jahrzehnten gezeigt, dass zu den besonderen Belastungen unserer par-
lamentarischen Demokratie vor allem die geistesgeschichtlich begründeten 
und somit jene zu rechnen sind, die durch Aufklärung und durch Erziehung 
gemindert werden können.3
Des weiteren verbindet mich mit Theodor Litt die Einschätzung, dass es 
Verständnis und Zuneigung für Demokratie in einer Gesellschaft und mit 
einer Lehrerschaft zu stiften gilt, bei der gerade nicht auf das Weiterreichen 
längst besessener demokratischer Erkenntnisse, Haltungen und Einstellungen 
zu rechnen ist, sondern es darauf ankommt, dass auf Selbsterziehung gesetzt 
und diese gefördert wird. Natürlich sind die Zeitumstände verschieden. In der 
einschlägigen Schrift Theodor Litts4 ging es um die Demokratiegründung in 
Westdeutschland. Mein innerer Bezug zu den Aufgaben politischer Bildung 
stammt hingegen aus jener Zeit, zu welcher die Demokratiegründung in 
Ostdeutschland zur Herausforderung derer wurde, die in den neuen Bun-
desländern die Politikwissenschaft aufbauten.5 Nicht jeder hat diese Heraus-
forderung annehmen wollen. Mir selbst aber ging in Hunderten von Treffen 
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mit ostdeutschen Lehrern auf, wie viel an Voraussetzungen gelingender 
Demokratieerziehung in diesem Landesteil noch zu leisten ist und wie recht 
die Gründerväter der bundesdeutschen Politikwissenschaft daran taten, diese 
zunächst einmal als Demokratiewissenschaft auszugestalten.6 Das gilt um 
so mehr, als demoskopische Umfragen zum Demokratieverständnis und zur 
Demokratieakzeptanz der Deutschen regelmäßig zeigen, wie unterschiedlich 
beides in West- und Ostdeutschland ausfällt und wie konstant die Ostdeut-
schen bis heute hinter westdeutschen Demokratiewerten zurückbleiben.7 Was 
Litt einst für die ganze deutsche Gesellschaft feststellte, gilt – wenn auch si-
cher mit einigen Einschränkungen – noch weithin für ihren jetzigen ostdeut-
schen Teil: liberale Demokratie existiert noch nicht als selbstverständliche 
politische Lebensform und braucht zu ihrem Aufwachsen viel mehr als bloß 
Versuche, demokratische Praxen eben einzuüben. Sie bedarf vielmehr auch 
der Vermittlung rationaler Einsichten sowohl in das Wünschenswerte an der 
Demokratie als auch in deren mitunter frustrierende Funktionslogik.
Mit Theodor Litt verbinden mich aber nicht nur gemeinsame Einschätzun-
gen vordringlicher Aufgaben politischer Bildung. Es verbindet uns auch 
gleichgerichtete Kritik – und ein ähnliches Muster, sie zurückzuweisen. Da 
ist der Vorwurf, politisch-bildnerische Überzeugungen nur zu formulieren 
und zu begründen, sie aber nicht in konkrete und praxistaugliche Programme 
umzusetzen. Das sollen in der Tat die Didaktiker der politischen Bildung 
tun und ist auch genau deren ganz besonderer Kompetenzbereich. Da ist 
ferner die Behauptung, alles laufe letztlich auf eine ziemlich verkopfte, auf 
eine rein kognitive politische Bildung hinaus, welche weder die emotio-
nale Tiefenschicht der zu Bildenden noch deren alltagsgestaltende Praxen 
erreiche. Tatsächlich kann man – und hat das auch getan – entlang von 
Litts Positionen die politische Bildung zu einer trockenen und folgenlosen 
Institutionenkunde zurichten. Man muss das aber nicht tun. Vielmehr lässt 
sich eine auf rationales Verstehen und vernunftbegründete Akzeptanz ausge-
hende politische Bildungsarbeit sehr wohl mit einer – in Friedrich Oetingers 
Formulierung – Partnerschaftspädagogik verbinden8 oder, einen zeitgenössi-
schen Ansatz aufgreifend, mit einer handlungsorientierten Politikerziehung.9 
Man muss eine solche Verbindung eben nur wollen und vorab bereit sein, das 
Komplementäre beider Zugangsweisen zu erkennen. 
Und da ist obendrein die Kritik, das alles liefe auf eine ‚Erziehung zum Staat‘ 
hinaus – und somit auf eine Bürgerrolle, die sich nicht von gesellschaftlichem 
Selbstbewusstsein her definiere, sondern von visionsloser Selbstergebung in 
einem System ziemlich formaler Demokratie.10 Sicher könnte man diese Kri-
tik ziemlich einfach zurückweisen, indem man in den Worten Theodor Litts 
oder der Pluralismustheorie Ernst Fraenkels vor Augen führte, dass über-
haupt erst der Staat oder eine ihm funktional äquivalente Form politischer 
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Ordnung es erlaubt, jenen Werte-, Interessen- und Meinungskonflikt friedlich 
auszutragen, in dem Demokratie konkret wird. Doch viel lieber nehme ich 
diese Kritik zum Anlass, ausdrücklich vom Staat her die Rolle des Bürgers 
und die Art seiner politischen Bildungsbedürfnisse zu erörtern und dabei 
weder mit Zuspitzungen noch mit Provokationen zu geizen. Zwar dürfte mir 
Theodor Litt nicht auf allen nun zu beschreitenden Argumentationspfaden 
folgen, zumal manche in Problemzonen führen, die erst nach seiner Zeit ent-
standen sind. Doch viele der jetzt auszubreitenden Gedanken sollten ganz in 
der Fluchtlinie von Theodor Litts Denken liegen. 
II. Staatlichkeit und ihre Herausforderungen für 
die politische Bildung
Denken wir also wichtige Herausforderungen für die künftige politische Bil-
dungsarbeit ganz bewusst von oben nach unten durch, vom Staat her und zu 
den Bürgern hin. Das ist zwar politisch nicht ganz korrekt und auch sachlich 
oft nicht zu empfehlen. Doch in der Spätphase bürgerlichen Anspruchsden-
kens gegenüber einem Staat, der sich lange Zeit normativ stark auf sozial-
staatliches Dienstleistungsgewerbe zurückgenommen hat, mag gerade dieser 
Perspektivenwechsel jenen auch pädagogischen Mehrwert haben, auf den es 
uns politischen Bildnern doch immer wieder ankommt.
Zweifellos ist der Staat die am höchsten entwickelte und darum auch vor-
aussetzungsreichste Form einer politischen Ordnung. Also bedarf sie von 
Generation zu Generation besonders gründlicher Erklärungen und überaus 
sorgsamen Umgangs mit ihren Voraussetzungen. Selbst in ihren ersten An-
sätzen ist diese Ordnungsform bestimmt nicht älter als rund 10 000 Jahre. 
Ihre Anfänge verlieren sich in der jungsteinzeitlichen Revolution, also beim 
Übergang vom Jagen und Sammeln hin zur Sesshaftigkeit mit Ackerbau und 
Viehzucht. Letztlich entstanden die Frühformen des Staates an den Grenz-
gebieten zwischen den schon Sesshaften und den noch Wandernden. Und 
natürlich hatte das Entstehen des Staates mit zwei Notwendigkeiten zu tun: 
Eine sich immer weiter arbeitsteilig ausdifferenzierende Gesellschaft war mit 
verlässlich arbeitenden Institutionen zur Herstellung und Durchsetzung all-
gemein verbindlicher Regeln auszustatten, und der in den festen Siedlungen 
sich ansammelnde Reichtum war gegen die Begehrlichkeiten von Nachbarn 
und Nomaden zu sichern.11
Offenkundig also entstand der Staat zum Nutzen der Regierten. Sicher fiel für 
die Regierenden schon immer viel zusätzlicher Nutzen ab. Und natürlich hat-
ten die Untertanen und Bürger im Gegenzug für jene Leistungen des Staates 
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nicht wenige und oft auch hart drückende Pflichten zu erfüllen. Die Vertrags-
theoretiker des 17. und 18. Jahrhunderts bemühten sich redlich, selbst sehr 
asymmetrische Verhältnisse zwischen den Pflichten und Rechten der Regier-
ten einerseits, der Regierenden andererseits als nicht nur notwendig, sondern 
auch fair erscheinen zu lassen. In freiheitlichen Staaten ist dieses Verhältnis 
inzwischen auch recht ausgewogen. Doch auch in ihnen muss immer wieder 
nachsteuernd darauf hingewirkt werden, dass das Kosten/Nutzen-Verhältnis 
bei der Finanzierung des politischen Personals aus der Warte der Regierten 
wirklich als akzeptabel gilt.
Sind Schutz nach außen und Sicherheit im Inneren erst einmal gewährleistet, 
so erwarten die Bürger von ihrem Staat verständlicherweise noch mehr. Sie 
wünschen sich – in der Formulierung der amerikanischen Unabhängigkeits-
erklärung – schon auch die Sicherung ihrer Freiheit und der Möglichkeit, 
auf ihr ganz persönliches Lebensglück auszugehen. Und da – wiederum 
diesen Zentraltext freiheitlichen Staatsverständnisses paraphrasierend – zu 
keinen anderen als diesen Zwecken unter Menschen Regierungen eingesetzt 
wurden, müssen sich dem Bürger dienende Staaten nun einmal als rechts-
staatliche, pluralistische Demokratien ausformen. So entsteht ein Staatstyp, 
der sehr vieles Wünschenswertes bietet, der Bürgerschaft aber auch gar nicht 
wenig abfordert. 
Wir haben viele Gründe zur Annahme, dass ein solcher Staatstyp sehr viele 
Bürger sogar überfordert und dass deren Loyalität obendrein häufiger der 
mit einer freiheitlichen Ordnung oft einhergehenden Wirtschaftskraft und der 
von ihr ermöglichten Sozialstaatlichkeit gelten mag als dieser freiheitlichen 
Ordnung selbst. Ebenfalls wissen wir sowohl um die Ahnungslosigkeit vieler 
Bürger hinsichtlich von Grundtatsachen und elementaren Zusammenhängen 
ihrer Staats-, Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung als auch um Trittbrett-
fahrereffekte bei der Wahrnehmung persönlicher Interessen. Nicht minder 
wissen wir um die Pathologien unserer zeitgenössischen Sozialstaaten und 
Mediendemokratien oder um die Qualifikationsmängel unserer Elitegruppen. 
Nicht ohne Grund beklagen wir, dass es mit dem Verhältnis von Anspruchs-
denken und Pflichtbereitschaft in unserem Land ebenso wenig zum besten 
steht wie mit der Funktionsfähigkeit unserer politischen Führungsstrukturen. 
Regierenden wie Regierten bessere Handlungskompetenzen zu vermitteln, 
erkennen wir alle als wünschenswertes Ziel. 
Dem allen nimmt sich die politische Bildungsarbeit mit Fug und Recht an. 
Diese Themen müssen und werden auch weiterhin ihren Kern ausmachen. 
Hinzukommen muss aber, oder wenigstens deutlich verstärkt werden, eine 
weitere Aufgabe. Sie besteht in der Förderung kritischer Medienkompetenz 
seitens der Bürger. Dabei geht es nicht um die Vermittlung von Kompetenz 
im Umgang mit neueren und neuesten Medien. Denn wo an den Platz der 
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früheren Erarbeitung politischer Wandzeitungen die Erstellung von Daten-
sammlungen aus dem Internet oder die Produktion von politischen Videos 
tritt, lugt doch allzu deutlich die traditionelle Bastelpädagogik hervor. Die hat 
zwar ihre Meriten, führt aber nicht weit genug. Bei der Vermittlung kritischer 
Medienkompetenz geht es vielmehr um fundierte Einblicke in die Verfer-
tigungsbedingungen von Medienwirklichkeit, um sicheres Gespür für die 
typischen Verzerrungen der wichtigsten Gattungen massenmedialer Wirk-
lichkeitsproduktion, um das Verständnis der rekursiven Wechselwirkungen 
zwischen der Funktionslogik des Mediensystems und der Handlungslogik 
politischer Eliten sowie um auf die alles gegründete Dekodierungskompetenz 
beim Blick auf die massenmediale Berichterstattung und auf das politische 
Handeln unter den Bedingungen der Mediendemokratie. 
Möglicherweise ist das aber auch eine Luxusaufgabe politischer Bildung in 
einem ohnehin ziemlich luxuriösen Staatswesen. Auf den Boden der üblichen 
Tatsachen holen uns wohl die zeitgenössischen Erfahrungen mit so vielen 
gescheiterten oder im Scheitern begriffenen Staaten zurück, wie sie sich im 
Krisenbogen zwischen Somalia, dem Irak und Afghanistan präsentieren. An 
ihnen können wir uns und anderen die wirklich zentralen Aufgaben des Staa-
tes vor Augen führen: Er hat wirklich zunächst einmal Schutz nach außen 
zu schaffen und Frieden wie Rechtssicherheit im Inneren. Erst später kann 
hinzutreten, dass der Staat auch die Freiheit seiner Bürger sichert, ihnen 
obendrein wirksame politische Partizipation ermöglicht und vielleicht gar 
noch soziale Sicherheit anbietet. Die Einsicht in genau diese Hierarchie 
von Staatsaufgaben muss keineswegs Politikwissenschaftlern vorbehalten 
bleiben. Sehr wohl lässt sie sich auch jungen Leuten und einem breiteren 
Publikum vermitteln – das dann auch besser verstehen wird, mit welchen Pri-
oritäten es an Herausforderungen politischer Ordnungsbildung heranzutreten 
gilt, wie sie sich derzeit in Afghanistan und im Irak stellen.
Jedenfalls erwies es sich für die Gewährleistung von Schutz nach außen und 
von Sicherheit im Inneren immer schon als vorteilhaft, die Staatsgewalt als 
eine solche zu organisieren, die möglichst geschlossen handlungsfähig ist. 
Schon die frühesten uns halbwegs bekannten Staaten besaßen darum meist 
eine autoritäre politische Spitze. Und selbst gewaltteilende Systeme wie die 
frühe Römische Republik verstanden sich in Zeiten äußerer Bedrängnis dazu, 
alle Macht in die Hand eines Diktators zu legen – freilich begrenzt auf ein 
halbes Jahr. Hier zeigt sich der Januskopf des Staates: Die Regierten haben 
gerade in jenen Krisenzeiten, da sie den Staat brauchen, nur dann genug an 
ihm, wenn der Staat wirklich handlungsfähig ist; doch eine ungebremst hand-
lungsfähige Regierung wird sich nicht nur gegen Gegner, sondern auch gegen 
die Regierten allzu leicht durchsetzen. 
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Allerdings ließ sich die Staatsgewalt soweit an die Leine legen, dass man als 
Untertan oder Bürger keine Angst mehr vor ihr haben musste. Diesen Weg 
ging aber nur ein Teil jener Staaten, die je entstanden: Es bedarf auf Seiten 
der Regierenden nämlich schon eines belastbaren Grundgefühls persönlicher 
und institutioneller Sicherheit, um sich auf die willentliche Schwächung exe-
kutiver Gewalt einzulassen. 
Die zentralen Mittel, die Staatsgewalt zum Schutz der Bürger zu beschrän-
ken, sind wohlbekannt: Es sind Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und 
Demokratie. Vor allem Gewaltenteilung und Demokratie stärken meist auch 
die innere Bindung von Bürgern an ihr Staatswesen. Denn eine ‚gemäßigte 
Regierungsweise‘, wie sie durch Gewaltenteilung geschaffen wird, macht in 
der Regel sogar eine eher schlecht als recht ausgeübte Staatsgewalt erträglich 
und führt erst dann Entfremdungsgefühle herbei, wenn Gewaltenteilung in 
willkürliche Systemblockaden umzuschlagen scheint. Demokratie legt oben-
drein effektive Macht in die Hände der Regierten. Erst mit solcher Macht in 
der Hand wurde der Untertan zum Bürger. Machtvoll wird dank Demokratie 
zwar nicht der Einzelne, sehr wohl aber eine Masse, die man zu gleichgerich-
teter Stimmabgabe bewegen kann. So entsteht gemeinsam mit Demokratie 
auch die Macht der Massenmedien und somit ein weiterer Akteur im dyna-
mischen Spiel der Gewaltenteilung. 
Allerdings sind die institutionellen Mechanismen, die mit Rechtsstaatlich-
keit, Gewaltenteilung und Demokratie einhergehen, sehr komplex und die 
Transaktionskosten der Betätigung dieser Mechanismen oft hoch. Also 
will beides gut erklärt sein: warum es lohnt, solche Transaktionskosten zu 
bezahlen; wie die Funktionslogik eines derartigen Staatswesens beschaffen 
ist; und aus welchen guten Gründen die implementierten institutionellen Me-
chanismen mitunter sehr unangenehme und auch paradoxe Nebenwirkungen 
haben. Das alles gehört also auf Dauer zu den Aufgaben einer auf wirkliches 
Verständnis setzenden politischen Bildungsarbeit.
Eine derartige politische Ordnungsform fand ihre bislang systematisch 
stimmigste, genau darum aber auch am allerwenigsten verallgemeinerbare, 
Gestalt im europäischen Nationalstaat. Dessen stets durchgehaltenes Charak-
teristikum war die teils reale, wenn auch oft nur mühsam herbeigeführte, teils 
aber auch ziemlich fiktive und oder ganz kontrafaktisch unterstellte Einheit 
von Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt. Hier findet sich denn auch die 
Achillesferse des Nationalstaates: Es wird doch eine Bevölkerung, die unter 
einer faktisch effektiven Staatsgewalt lebt, nicht allein dadurch schon zum 
Staatsvolk, also zu einer Bürgerschaft, die genau diesen Staat will und trägt. 
Die Regel ist vielmehr eine Koexistenz von Titularnation und nationalen Min-
derheiten. Das geht aber meist nur solange gut, wie die Minderheiten – auch 
in ihrer Summe – ziemlich klein sind, und wie die ethnische Mehrheit es 
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akzeptiert, sich eben doch nicht als Herrin im eigenen Hause aufführen zu 
sollen. Nur dann wird nämlich die gemeinsame Staatsgewalt von freiwilliger 
Zustimmung getragen und genährt. Viel öfter aber entwickeln sich die Dinge 
anders. In solchen Fällen wird die Staatsmacht zur zunächst bloß empfunde-
nen, bald aber auch offensichtlichen Repressionsmacht für die Minderheiten. 
Daraus zieht alsbald auch die ethnische Mehrheit nur noch wenig Nutzen. 
Die Logik der Staatsbildung verlagert sich dann nämlich bloß von der Außen-
grenze ins Innere des Staatsgebiets: Dort soll der Staat nun Schutz vor den 
nominellen Mitbürgern so stiften, wie er das sonst gegen Feinde von außen 
tut. Die manifesten und latenten Bürgerkriege an der Peripherie des russi-
schen Imperiums geben davon ebenso gut Zeugnis wie die recht trostlosen 
Perspektiven des Nationalstaatsmodells in Schwarzafrika. 
In allen diesen Fällen erweist sich, wie voraussetzungsreich und letztlich 
doch fragil jenes politische Gesamtkunstwerk ist, das der europäische Na-
tionalstaat darstellt und den wir zur rechtlichen Grundlage unseres Systems 
internationaler Beziehungen gemacht haben. Auch wird sein konstruktives 
Dilemma deutlich: Keine Ordnungsform kann besser als der Nationalstaat 
seine Bürger für sich gewinnen – und keine grenzt nachhaltiger und ver-
letzender jene Bürger aus, die nicht seiner Titularnation angehören. Dieses 
Schicksal teilt sogar jener ob seiner Stabilität und seines Erfolgs so überaus 
beeindruckende Nicht-Nationalstaat, den sich – in der berühmten Formel 
von Seymour Martin Lipset12 – die erste wirklich ‚neue Nation‘ geschaffen 
hat: die Vereinigten Staaten von Amerika. Amerikanischer Patriotismus und 
Nationalismus nähren sich zwar in erster Linie aus den Wurzeln der ameri-
kanischen Zivilreligion, an welcher – wie am Katholizismus – wirklich alle 
Ethnien teilhaben könnten. Und doch macht es praktisch keinen geringen 
Unterschied, ob man Weißer, Asiat, Hispanic oder gar ein Schwarzer ist. 
Der Sprung vom ethnisch fundierten Patriotismus in einen alles Ethnische 
als irrelevant behandelnden Verfassungspatriotismus wird also erfolgreicher 
gefordert als vollzogen.
Die politische Bildungsarbeit sollte darum sorgsam vor Augen führen, wie 
voraussetzungsreich und überaus problematisch schon die Grundlagen sta-
biler Staatlichkeit und somit verlässlicher staatlicher Schutzmöglichkeiten 
nach außen sind. Obendrein sollte sie für einen sehr behutsamen und auf 
jedes laisser faire verzichtenden Umgang mit dem Integrationspotential eines 
Staatswesens werben. Das ist zumal in Deutschland nötig: In sehr wenigen 
Jahrzehnten haben wir uns – als Folge einer völlig verkorksten Einwande-
rungs- und Integrationspolitik – das Problem wieder neu aufgehalst, Staats-
gebiet und Staatsvolk nicht in Übereinstimmung zu haben. Die Hoffnung, in 
Gestalt einer friedlich ihre Unterschiedlichkeiten feiernden multikulturellen 
Gesellschaft würden sich alle Dissonanzen alsbald harmonisch auflösen, 
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wird sich wohl nicht erfüllen. Und darum wird auf die politische Bildungsar-
beit auch noch die Aufgabe zukommen, der nächsten Generation zu erklären, 
warum ein so riskanter Weg nicht nur angetreten, sondern auch im Grunde 
sehenden Auges immer weiter beschritten wurde.
Doch auch das Lob auf einen intakten Nationalstaat lässt sich nicht ohne 
deutlichen Kontrapunkt singen. Zwar verhält es sich schon so, dass es im 
nationalstaatlichen Rahmen möglich war und wohl auch weiterhin möglich 
ist, nötigenfalls sämtliche gesellschaftlichen Ressourcen dank verlässlicher 
Unterstützung durch die Bürgerschaft in den Dienst staatlicher Aktivitäten zu 
stellen. Zu diesen gehört ganz wesentlich die Absicherung des Staates nach 
außen. Der totale Krieg, gleich ob aufgezwungen oder aus Überzeugung 
geführt, war die markanteste Extremsituation, in welcher dieser Staatstyp 
sich gut auf die Loyalität seiner Bürger verlassen konnte. Und schon im 
Vorfeld dieser Extremsituation waren es loyale Bürger, loyal aus innerer 
Überzeugung oder aus Pflichtgefühl, die jene Massenarmeen bemannten, die 
zur Signatur der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurden. Loyale Bürger 
trugen ohnehin, wenn oft auch murrend, die Lasten der großen Kriege dieses 
Jahrhunderts. 
Allerdings zeigte das nationalstaatliche Ordnungsmodell auch schon, dass 
die Verlässlichkeit des Schutzes der Bürger vor äußerer Bedrohung bei einer 
Hypertrophie militärischen Sicherheitsdenkens eher sinkt als steigt. Nicht 
nur Deutschland erlebte nämlich, dass gerade der Nationalstaat zu einem der 
wichtigsten außenpolitischen Unsicherheitsfaktoren werden konnte und das 
bis heute geblieben ist. Zwei wichtige Ursachen sind hier am Werk und ver-
dienen es, von der politischen Bildung zum Allgemeinbesitz zumindest der 
Akademiker unseres Landes gemacht zu werden. 
Erstens führen die machtvollen Nationalstaaten selbst jenes Sicherheitsdi-
lemma herbei, in dem sie dann durch noch weitere Entfaltung ihrer Macht 
weitere Rückversicherung suchen. In Deutschland ist die extrem populäre 
Flottenrüstung des Kaiserreichs dafür ein treffliches Beispiel. Also hat es 
schon seinen guten Grund, dass genau jene Staaten viel mehr an Schutz 
nach außen für ihre Bürger gewannen, die – wie im Nachkriegseuropa – den 
Handlungsrahmen des Nationalstaates überwanden. Die von ihnen entwi-
ckelten Strukturen der supranationalen und transnationalen Zusammenarbeit 
erweiterten allerdings den alten, runden Dreiklang von Staatsvolk, Staatsge-
biet und Staatsgewalt zu einem ziemlich dissonanten Akkord. Es entstanden 
nämlich politische Strukturen, die erneut ‚einem Monstrum ähnlich‘ sind, 
was einst Samuel Pufendorf in berühmter Formulierung vom Heiligen Rö-
mischen Reich Deutscher Nation behauptete. Natürlich ist hier die Rede von 
den Strukturen der Europäischen Union oder der UNO mit ihren vielerlei 
Sonderorganisationen. Sie wollen sich einem von politischer Bildung un-
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behelligten Gemüt einfach nicht erschließen und erscheinen dem politisch 
gebildeten Geist sogar oft besonders bizarr. Obendrein entwickeln sich zu 
solchen Strukturen überstaatlichen Regierens innere Bindungen der Bürger 
überaus schwer. Am Fall der Welthandelsorganisation oder des Internationa-
len Währungsfonds kann man sogar den Eindruck gewinnen, als sei die noch 
aufrichtigste Bürgerbeziehung zu solchen Strukturen eine des Misstrauens, 
der Ablehnung oder sogar offenen Hasses. Am Fall der EU hat es obendrein 
den Anschein, als würde der ihr zu verdankende staatsbürgerliche Zugewinn 
an Sicherheit nach außen wie eine Selbstverständlichkeit konsumiert und im 
übrigen mit einer doppelten inneren Entfremdung quittiert: mit einer Ent-
fremdung sowohl von der so wenig vertrauten und schwerlich verstandenen 
supranationalen Ebene, als auch mit einer Entfremdung vom nicht länger 
alleine handlungsfähigen Nationalstaat. Der, so die populäre Vermutung, 
schützt ja immer nur in Brüssel getroffene Festlegungen vor, wenn er selbst 
handeln oder für seine Handlungen Rechenschaft geben soll. 
Unbestreitbar ist hier die politische Bildungsarbeit aufgerufen, nicht nur 
Verständnis für jene neuen supranationalen und transnationalen Formen zu 
stiften, die vergleichsweise wirkungsvoll der Herstellung äußerer Sicherheit 
dienen. Sondern es ist auch auf innere Loyalitätsbindungen der Bürger an 
diese völlig neuartigen politischen Strukturen hinzuwirken. Das ist allerdings 
um so schwerer getan als gefordert, als wir mit jenen potentiell globalen si-
cherheitsstiftenden Strukturen noch kaum geschichtliche Erfahrungen haben 
und darum, ganz anders als bei den nationalstaatlichen Schutzmechanismen, 
auch gar nicht selbstbewusst lehren können, was wohl taugt und was eher 
Unfug ist.
Zweitens haben seit dem Aufkommen der Atomwaffen ohnehin alle Staaten 
ihre harte Schale verloren. Sie können gar nicht mehr mit eigenen Mitteln 
jenes grundsätzliche Schutzversprechen einlösen, mit dem die Staatsgewalt 
einst auf den Plan trat. Zwar prägt das Wissen um die atomare Bedrohtheit 
unsere Gesellschaften nicht mehr im gleichen Grad wie in der Zeit des Ost/
West-Konflikts. Aber die Bedrohung ist ja nicht schon deshalb verschwun-
den, weil nicht länger zwei gut organisierte Blöcke das atomare Gefahren-
potential in ein rational durchdringbares und vernünftig handhabbares Ab-
schreckungskalkül eingebettet halten. Einen Großteil der Atomwaffen gibt 
es ja immer noch, und das technologische Können, sie selbst nach faktischer 
Beseitigung wieder neu herzustellen, wird solange nicht schwinden, wie 
technische Zivilisationen unseres Typs bestehen. Der aktuelle Streit um das 
nordkoreanische und das iranische atomare Potential macht den Fortbestand 
dieser Bedrohung auch wieder bewusst. Sehr ist zu bezweifeln, dass die Bür-
gerschaft der meisten westlichen Staaten ihren Regierungen beim Versuch 
folgte, auf diese Bedrohung anders denn durch gutes Zureden zu reagieren. 
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Also kommen wohl wieder jene Zerrkräfte im Verhältnis zwischen dem Staat 
und seinen Bürgern auf uns zu, die wir angesichts der NATO-Nachrüstung in 
Antwort auf die sowjetische Aufrüstung mit atomaren Mittelstreckenraketen 
schon anfangs der 1980er Jahre erlebt haben. Schon damals war zu beob-
achten, dass der durchschnittliche politische Bildungsstand mit der Intensität 
politischer Beteiligungsbereitschaft oft nicht Schritt gehalten hatte. 
Seither, und zumal seit dem Ende des Ost/West-Konflikts, ist die Vermittlung 
von Kenntnissen über die Erscheinungsformen und politischen Nutzungs-
möglichkeiten militärischer Potentiale ohnehin eher zurückgegangen als 
verbessert worden. Zugleich wurden die militärisch-politischen Gestal-
tungsprobleme und Herausforderungen komplexer bis hin zur Aussage des 
deutschen Verteidigungsministers, unser Land werde am Hindukusch ver-
teidigt und solle militärische Interventionen – natürlich aus den allerbesten 
humanitären Motiven – auch in Afrika erwägen. Einer solchen Neudefinition 
von Deutschlands außenpolitischer und militärischer Rolle ist jener politi-
sche Bildungsstand der Bevölkerung schwerlich gewachsen, auf den sich 
nun aber einmal die demokratische Legitimierbarkeit einer solchen Politik 
stützen muss. Gewaltige Herausforderungen politischer Bildungsarbeit tun 
sich darum hier auf. Unter diesen wird die politisch-bildnerische Neuentde-
ckung der Kategorie des nationalen Interesses fast noch die am leichtesten zu 
bewältigende sein.
Obendrein haben nicht nur die Atomwaffen das Schutzversprechen der Staa-
ten gegenüber ihren Bürgern um einen Teil seiner Substanz gebracht. Das tut 
neuerdings noch deutlicher der internationale Terrorismus. Nur das Prinzip 
Hoffnung verhindert, dass man ihn grundsätzlich mit der Atomwaffenthe-
matik zusammendenkt. Doch Hoffnungen haben bezüglich des Terrorismus 
in der Vergangenheit meist getrogen. Ebenso trog allerdings die Hoffnung, 
dass bestrafende oder präventive Kriege gegen terrorismusfördernde Staaten 
solche Bedrohungen beseitigten. Eher sehen wir das Gegenteil: Wir haben 
es nun mit noch mehr gescheiterten Staaten und perspektivlos multinational 
beeinflussten Protektoraten zu tun, in denen Terrorismus blühen und Basen 
bilden kann. Wenn aber schon der mächtigste Staat dieser Welt der Gefähr-
dung von unser aller Sicherheit durch den internationalen Terrorismus nicht 
Herr werden kann: um wie viel weniger werden das weniger mächtige Staa-
ten wie die der Europäischen Union schaffen! Wie aber werden sich wohl die 
Bürger zu ihren Staaten stellen, wenn sie endlich deren sowohl normative als 
auch strukturelle Unfähigkeit begreifen, ihren Schutz zu gewährleisten? Und 
welche Rolle sollen hier die politischen Bildner einnehmen: die der kapitoli-
nischen Gänse – oder die einer Bruderschaft von Gesundbetern?
Ich rate zur ersten Rolle und empfehle der politischen Bildungsarbeit 
obendrein, das internationale Terrorproblem auch noch mit dem globalen 
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Migrationsproblem zusammenzubringen und beides in den Zusammenhang 
des weltweiten Gerechtigkeits- und Verteilungskonflikts sowie der ihn be-
gleitenden Populationsdynamik zu stellen. Tut man dies, so steht vor Augen: 
Die reichen Staaten westlicher Prägung werden einen immer kleineren und 
auf absehbare Zeit immer älter werdenden Anteil an der Weltbevölkerung 
haben; für die armen Länder mit ihren sehr schlecht funktionierenden staat-
lichen Strukturen gilt genau das Gegenteil; globaler Wissenszugang und 
ziemlich schrankenloser Verkehr erlauben es den Reichen unter den Armen, 
sich effektive Mittel zur asymmetrischen Kriegführung gegen die westliche 
Staatenwelt zuzulegen, zumal solche, mit welchen sie deren Kommunikati-
onssysteme und interkontinentale Transportsysteme gezielt stören können; 
terroristische Anschläge sind sehr wohl in der Lage, den anti-terroristischen 
Widerstandswillen westlicher Schlüsselgesellschaften zu brechen; und das so 
entstehende Erpressungspotential kann dann Migrationschancen erzwingen, 
die den sich solcher Armutsmigration öffnenden westlichen Staaten ganz neu 
zusammengesetzte Bürgerschaften bescheren und den Charakter ihrer politi-
schen Ordnungsformen tiefgreifend ändern werden.
Das wären allzu unerfreuliche Themen für eine politische Bildung, welche 
die jungen Leute doch nicht verschrecken, sondern für Politik und Demokra-
tie gewinnen soll? Aber wie politisch und jugendorientiert wäre wohl eine 
politische Bildung, die gerade vor den aktuellen oder vor den demnächst 
anstehenden politischen Problemen den Kopf in den Sand steckte? Ohnehin 
stellen sich hier im Grunde nur jene alten Probleme mit freilich neuer Drama-
tik und auf ganz neuer Ebene, zu deren Lösung einst der Staat entstand und 
mit denen sich eine das Elementare übersteigende politische Bildungsarbeit 
immer schon auseinanderzusetzen hat. Den Staat zwar haben wir längst, 
desgleichen auch ein halbwegs verbreitetes Verständnis seiner Vorzüge und 
Eigenheiten. Doch die durch Politik zu bewältigenden Probleme sind inzwi-
schen über die Reichweite des Staates weit hinausgewachsen. Also besteht 
jetzt eine zusätzliche Herausforderung darin, auch auf globaler Ebene solche 
politischen Steuerungsstrukturen zu schaffen, die Schutz vor Bedrohungen 
in Aussicht stellen. Obendrein sollten diese Strukturen es leisten, überhaupt 
zu einem friedlichen Interessenausgleich auf unserem Planeten und zu dau-
erhaftem Frieden in seiner Staatenwelt beizutragen. In Gestalt internationaler 
Regime und internationaler Organisationen besitzen wir denn auch schon 
die ersten und mitunter bereits ziemlich funktionstüchtigen Ansätze solcher 
Steuerungsstrukturen. 
Das Problem ist nur: Sie werden von Regierungen betrieben, bieten aber 
kaum Anlaufstellen für die Bürger unserer partiell schon entstandenen 
Weltgesellschaft und für deren Interessensvertretungen oder politischen Or-
ganisationen. Noch fehlen nämlich die meisten jener Vermittlungsstrukturen 
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zwischen dem politischen Entscheidungssystem auf internationaler Ebene 
und der regierten globalen Gesellschaft, die wir innerstaatlich in der Form 
des Parlamentarismus und seiner Begleitinstitutionen so zielsicher schaffen 
können. Also werden die bestehenden internationalen Steuerungsstrukturen 
von vielen Leuten – und durchaus über den Kreis der überzeugungsfesten 
Globalisierungsgegner hinaus – eher als eine Bedrohung denn als eine Berei-
cherung der etablierten staatlichen Steuerungsstrukturen empfunden. Völlig 
zutreffend wird von solcher Kritik erkannt, dass es auf globaler Ebene wirk-
lich noch keine Bürger gibt, sondern nur handlungstüchtige Eliten sowie eine 
Masse von untertanenartigen Betroffenen, deren staatsbürgerliche Mitgestal-
tungsmöglichkeiten an den Grenzen ihrer Staaten enden. Natürlich ist das ein 
weder normativ noch faktisch ein auf Dauer hinnehmbarer Zustand. Also ist 
es eine überaus wichtige Aufgabe politischer Bildungsarbeit, einesteils den 
gut begründeten Kern, andernteils aber auch den destruktiven Überschuss 
der populären und akademischen Globalisierungskritik herauszuarbeiten und 
der Bevölkerung nahe zu bringen. Mehr wird sie hier allerdings kaum leisten 
können: Anders als im Bereich des Staates wissen wir im Bereich suprana-
tionaler Ordnungsbildung nämlich noch überhaupt nicht, welche Art von 
Strukturen sich wirklich bewähren werden. Also ist hier sehr viel weniger 
an Problemlösungswissen zu vermitteln als in anderen Bereichen politischer 
Bildungsarbeit. Eben solche Ratlosigkeit sollte dann aber auch vor Augen 
geführt werden.
III. ‚Natürliche’ Probleme von Staatsbildung 
und Politikverständnis als Herausforderung 
politischer Bildungsarbeit
Die Probleme, unter Menschen – sei es im Staat, sei es zwischen Staaten 
– dauerhaft Frieden zu schaffen, liegen allerdings noch viel tiefer, als sie 
von der politischen Bildungsarbeit bislang vor Augen geführt werden. Die-
se verweist zwar schon immer wieder darauf, mit wie viel Mühen und mit 
welchen aufwendigen Mitteln etwa im Frankreich des 17. Jahrhunderts die 
großen Kardinäle jenes innerstaatliche Befriedungsversprechen erfüllten. 
Sie legt sogar mitunter dar, wie im gleichen Jahrhundert Thomas Hobbes 
seine bis heute unübertroffene Lehre vom Zweck der staatlichen Ordnung 
auf genau diesem Versprechen der Friedenssicherung aufbaute. Doch die von 
einem politisch gebildeten Menschen möglichst zu verstehenden Ursachen 
des Problems, Menschen zu auf Dauer friedensfähigen Bürgern einer stabi-
len Staatsordnung zu machen, reichen viel weiter zurück und liegen in viel 
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tieferen Schichten unserer Existenz. Theodor Litt hätte sich mit seiner Be-
reitschaft, den Dingen wirklich auf den Grund zu gehen, mit ihnen bestimmt 
sorgfältig auseinandergesetzt – wären sie ihm nur aufgefallen. Denn nun wird 
uns, recht ungewöhnlich für einen Diskurs unter politischen Bildnern, der 
Gedankengang in die Evolutionsforschung und die Evolutionäre Erkenntnis-
theorie hineinführen.13
Es gehen nämlich wirklich unsere Probleme mit Friedenssicherung, Staaten-
bildung und Politikverständnis noch viel weiter in die Geschichte zurück als 
der rund 10 000-jährige Staat. Es hat ja überhaupt unsere Spezies und ihre 
Vorfahrenschaft die allerlängste Zeit ihrer Existenz im Rahmen von Klein-
gruppen oder von Kleingruppensituationen verbracht. Denn nichts anderes 
als Familien- und Sippenstrukturen waren, gemeinsam mit den Gruppen-
strukturen Gleichaltriger oder Gleichtätiger, die wichtigsten Gesellungsfor-
men während der Evolution der Gattung homo sapiens sapiens. Darum sind 
wir auch stammesgeschichtlich auf genau einen solchen Handlungsrahmen 
im Kleingruppenformat adaptiert – und wohl nicht erst seit der Oldowankul-
tur der älteren Australopithecinen vor rund zwei Millionen Jahren.14
Genau hier fängt die Sache an, politisch wie politisch bildnerisch höchst bri-
sant zu werden. Denn es dürften, vom Werden auf diesem phylogenetischen 
Entwicklungspfad verursacht, unsere emotionalen Potentiale und kognitiven 
Fähigkeiten immer noch auf das Leben in Kleingruppen optimiert sein. Das 
führt zu einer guten und zu einer schlechten Nachricht. Die gute Nachricht 
hat schon Aristoteles wirkungsmächtig formuliert: Wir Menschen sind von 
Natur aus soziale Wesen und nicht nur darauf aus, sondern auch dazu fähig, 
politische Gemeinschaften zu bilden und in ihnen ein ‚gutes Leben‘ zu füh-
ren.15 Das gehört denn auch in der westlichen Kultur zur eisernen politischen 
Bildungsration. Und die schlechte Nachricht? Ihr einflussreichster Bote war 
Thomas Hobbes. Er erklärte das nicht nur zu seiner Zeit Offensichtliche: 
warum nämlich größere Gruppen von Menschen gerade nicht von Natur aus 
friedlich zusammenleben, sondern es sorgfältiger institutioneller Vorkehrun-
gen bedarf, um unter ihnen Sicherheit und Frieden dauerhaft zu machen. Das 
zentrale Argument von Hobbes läuft darauf hinaus, dass wir Menschen von 
der Leidenschaft des Besitzenwollens und des Gestaltenwollens getrieben 
werden, und dass wir – da unser aller Besitzwünsche und Gestaltungsansprü-
che meist nicht recht zusammenpassen – solange um unseren eigenen Besitz, 
um unsere Gestaltungsmöglichkeiten und um unser beim Kampf um beides 
eingesetztes Leben fürchten müssen, wie wir es nicht schaffen, uns freiwillig 
einer gemeinsamen politischen Autorität unterzuordnen, also: wie wir nicht 
von im Naturzustand lebenden Menschen zu Bürgern im Staate werden. Tho-
mas Hobbes ging Aristoteles in einer berühmten Fußnote denn auch frontal 
an:16 Wir seien von Natur aus nicht soziale Wesen, sondern asoziale Wesen, 
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und gesellschaftliche Ordnung stelle sich nie als ein Naturprodukt ein, son-
dern immer nur als ein Kulturprodukt. 
Dieser Streit, in dessen Magnetfeld sich viele unserer wirklich grundlegen-
den politischen Debatten entfalten, lässt sich bei einer evolutionstheoreti-
schen Betrachtungsweise unschwer schlichten. Eine solche ist bislang aber 
weder in der Politikwissenschaft noch gar in der politischen Bildungsarbeit 
verbreitet.17 Nutzen wir sie trotzdem! Dann sehen wir, wie völlig zutreffend 
Aristoteles erkannte, dass unsere angeborenen Repertoires des Handelns, 
Fühlens und Denkens sehr wohl für ein ziemlich unproblematisches Zusam-
menleben in Kleingruppen ausreichen. Die Analyse von Aristoteles führt 
aber dort nicht weiter, wo – wie seit der Entstehung von Großstaaten oder der 
globalisierten Weltwirtschaft – Hunderttausende oder Millionen oder Milli-
arden von Menschen Weisen finden müssen, ihr Zusammenleben friedlich 
zu organisieren und ihre Konflikte ohne Bürgerkriege auszutragen. Thomas 
Hobbes wiederum verstand sehr gut, dass es mit Herrschaftsmacht ausgestat-
tete Institutionen braucht, um zwischen einer Vielzahl von Menschen dau-
erhaft Frieden zu sichern. Er meinte aber, naturwüchsige Destruktivität sei 
schon im einzelnen Menschen angelegt – und nicht erst in der Überforderung 
der natürlichen Sozialität des Menschen, die auf den Kleingruppenrahmen 
bezogen ist, durch solche Gesellschaftsstrukturen, welche den Kleingruppen-
rahmen weit überschreiten.
Die Wahrheit aber scheint zu sein: Die uns von Natur aus verfügbaren Ver-
haltens-, Empfindungs- und Denkweisen werden weit über ihre jederzeit 
gegebene Leistungsfähigkeit hinaus dann gefordert, wenn es mit ihnen 
in Gesellschaftsstrukturen auszukommen gilt, die über den Rahmen von 
Kleingruppen hinausgewachsen sind.18 Sicher ist das seit der neolithischen 
Revolution gegeben, also seit dem jungsteinzeitlichen Übergang zur Sess-
haftigkeit und zu immer komplexeren Formen gesellschaftlicher und politi-
scher Arbeitsteilung. Seither braucht es schon ausdrückliche Regulierungs-, 
Sozialisations- und Bildungsanstrengungen, um eine so komplex gewordene 
Gesellschaft funktionstüchtig zu erhalten. Diese Regulierungs-, Sozialisati-
ons- und Bildungsanstrengungen aber verlangen von uns schon mehr an Ver-
stand, als ihn uns die überwiegend im Rahmen von Kleingruppen verlaufene 
Naturgeschichte unseres Erkenntnisvermögens als intellektuelle Grundaus-
stattung beschert hat. 
Entsprechend sind die Folgen: Unfähigkeit zum friedlichen Zusammenleben 
im größeren Rahmen, Zugrunderichten eigentlich funktionstüchtiger politi-
scher Ordnungsformen, im Wortsinn abenteuerliche politische Experimente, 
fruchtlose politische Maßnahmen und ein weit verbreitetes Gefühl, die ganze 
Politik sei so kompliziert, dass ein normaler Mensch sie nicht mehr verstehen 
kann. Das alles finden wir denn auch in sämtlichen Zeiten unserer Geschich-
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te, die sich aus den Quellen rekonstruieren lassen. Joseph Schumpeter brach-
te dergleichen einst auf die einprägsame Formel: Es sinke die intellektuelle 
Leistung eines Menschen meist dann bemerkenswert ab, wenn er sich mit 
Politik beschäftige. Wer hätte das nicht auch schon selbst bemerkt – gerade 
wenn er in der politischen Bildungsarbeit tätig ist!
Nicht nur dort wird auf die Überforderung unseres naturwüchsigen Verständ-
nisvermögens oft reagiert entweder mit einer Flucht in die intellektuelle Ka-
pitulation vor der ganz realen Komplexität von Wirtschaft, Gesellschaft und 
Politik oder aber mit einer Trotzhaltung, die alle Anmutungen komplexeren 
Problemverständnisses missmutig zurückweist. Besser wäre es bestimmt, 
sich einfach mehr anzustrengen, wenn es um Politik und ihr Verständnis 
geht. Genau darum hat es seinen guten Grund, dass die Politikwissenschaft 
zumal in politischen Krisenzeiten aufblüht und in einer solchen Krisenzeit 
– der Krise der attischen Polis – einst auch entstand. Und auch genau darum 
fordert man die politische Bildung immer wieder wie eine Feuerwehr dann 
an, wenn erkennbar wird, wie viele zumal junge Leute auf eine kritische po-
litische Situation mit der Flucht in dumme Parolen und in radikale Lösungen 
antworten. 
Zur Feuerwehr taugt die politische Bildungsarbeit jedoch nicht. Ihr Wert liegt 
im mittel- und langfristigen Aufbau solcher gesellschaftlich weit verbreiteter 
Wissensbestände und Deutungsmuster, die für eine Orientierung in der Welt, 
wie sie wirklich ist, geeignet sind. Auch kann politische Bildungsarbeit ei-
nen an bewährten Werten ausgerichteten Kompass vermitteln, der bei jenem 
Handeln unter den Bedingungen großer Unsicherheit hilfreich sein mag, als 
welches sich Politik nun einmal vollzieht. Außerdem kann sie zur Rationa-
lität im Umgang mit Bewertungs- und Handlungsunsicherheit verhelfen. 
Zusätzlichen Nutzen könnte die politische Bildungsarbeit entfalten, wenn 
sie einige weitere aus der Evolutionsforschung ableitbare Einsichten ins 
Bewusstsein höbe. 
Zunächst einmal bringt uns die Evolutionsforschung nahe, wie aussichtslos 
es ist, drei politisch überaus schwerwiegenden Merkmalen unserer Natur ent-
gehen zu wollen. Diese sind verhaltensbiologisch so tief verankert, dass wir 
sie über unsere nächsten Artverwandten hinaus mit vielen weiteren Spezies 
aus dem Tierreich teilen. Da ist unsere Territorialität, nämlich das angebo-
rene Empfinden, den eigenen Lebensbereich gegen Rivalen abgrenzen und 
verteidigen zu sollen. Nachbarschaftsstreit und Kriege erwachsen aus dieser 
Wurzel nicht weniger als Xenophobie. Als besonderer Dünger der letzteren 
dienen im Zeitalter der Globalisierung sowohl Wanderungsbewegungen aller 
Art als auch das Innewerden der Tatsache, dass Multikulturalität eben nicht 
nur eine Bereicherung darstellt, sondern auch eine Bestreitung der Geltungs-
ansprüche der eigenen Kultur. 
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Da ist ferner unsere Possessivität, also das angeborene Bestreben, durch 
allerlei Besitztümer und entsprechendes Sammel- und Sicherungsverhal-
ten sich vor den Fährnissen des Lebens zu schützen. Eroberungsstrategien 
in Politik und Wirtschaft haben hier ebenso eine Wurzel wie persönliches 
Erwerbsstreben, und das auf Fleiß gegründete Erwerbsstreben nicht minder 
als jenes, das kriminelle Mittel nutzt. Derzeit machen obendrein die weit ins 
Emotionale hineinreichenden Schwierigkeiten mit dem Rückbau unseres So-
zialstaates auf die Wucht dieser Wirkgröße aufmerksam. 
Und da ist auch unser allseits praktiziertes Rangstreben. Bei dessen Ausleben 
ist uns freilich jene Koppelung von Rang und Risiko weitgehend abhanden 
gekommen, die noch im feudalen Rittergefecht so selbstverständlich war. 
Seit langem lebt nun der Regierungschef sicherer als sein Armeeführer und 
dieser sicherer als seine Soldaten. Nicht anders verhält es sich mit den Haf-
tungsrisiken in der kapitalistischen Wirtschaft: Nicht die Manager verlieren 
ihr Geld bei Fehlentscheidungen, sondern zunächst die Aktionäre und sodann 
die entlassenen Mitarbeiter. Durch diese nunmehr übliche Entkoppelung von 
Rang und Risiko fiel ein zuvor ganz selbstverständlicher Selektionsfaktor für 
die jeweils Ranghohen einfach weg. Wir dürfen vermuten, dass dies nicht 
ganz ohne Folgen geblieben sein wird für die durchschnittlichen Leistungs- 
und Charaktermerkmale jener Personen, welche die obersten Kommando-
posten in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik erreichen.
Ferner ist es so, dass unsere ganze kreatürliche Moral auf Kleingruppenver-
halten adaptiert ist und leicht dort versagt, wo die Anonymität von Groß-
strukturen unser angeborenes Gefühl für Verantwortlichkeit unwirksam 
macht. Beispielsweise verweigert dem persönlich bekannten Mittelständler 
der Direktor von dessen Hausbank allenfalls schweren Herzens einen Kredit, 
falls dies den Mittelständler zum Konkurs brächte. Doch ein viel geringeres 
Problem hat man als Finanzvorstand einer Großbank, überhaupt die Grund-
sätze der Kreditausreichung so zu verändern, dass vielen und im einzelnen 
ganz unbekannten Mittelständlern ihre Kreditlinien existenzbedrohlich 
beschnitten werden. Ganz entsprechend werden die meisten Menschen es 
ablehnen, einen anderen Menschen persönlich umzubringen. Doch viel we-
niger schwer fällt solches Töten, wenn man einfach Teil der Besatzung jenes 
Kriegsschiffes ist, das tödliche Raketen abfeuert. 
Man hüte sich übrigens, hieraus zu rasch zu einem allzu klaren Urteil zu 
kommen. Denn umgekehrt ist es schon auch so, dass eine im Kleingrup-
penrahmen ziemlich problemlos befolgbare Gesinnungsethik in schwerwie-
gende ethische Dilemmata führen kann, sobald es um das Handeln in sehr 
weit ausgreifenden politischen Strukturzusammenhängen geht. Etwa hat die 
gesinnungsethisch so gut verständliche Friedensliebe jener Außenminister, 
die Hitler einst Österreich ließen und ihm später auch noch das Sudetenland 
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offerierten, den Zweiten Weltkrieg ja doch nicht verhindert, sondern bloß 
dazu geführt, dass er gegen einen Feind geführt werden musste, den man 
zuvor selbst, des lieben Friedens willen, erst einmal groß werden ließ! Solche 
Erfahrungen vor Augen, orientiert man sich in der Politik dann doch lieber 
an einer Verantwortungsethik, welche die Funktionslogik sozialer Großstruk-
turen in Rechnung stellt. Genau darum aber wirkt die Verantwortungsethik 
immer wieder kalt und inhuman für solche Menschen, deren naturgegebener 
Menschenverstand ihnen doch ganz klar sagt, vor allem im Umgang mit dem 
jeweils Nächsten müsse sich der tatsächliche ethische Gehalt einer Gesin-
nung oder Handlung erweisen. Evolutionsanalytisch inspiriert, könnte die 
politische Bildungsarbeit hier über das Ritual einer Gegenüberstellung von 
Verantwortungs- und Gesinnungsethik weit hinausgelangen und außerdem 
verdeutlichen, dass die immer wieder persönlich zu treffende Wahl zwischen 
Gesinnungs- und Verantwortungsethik durchaus keine rein dezisionistische 
sein muss.
Als ob alle diese ganz im Wortsinn unserer Natur geschuldeten Schwierig-
keiten nicht ausreichten, um uns das Miteinander in komplexeren gesell-
schaftlichen und politischen Strukturen schwer zu machen, kommen die 
praktisch wichtigsten Belastungen wechselseitiger Toleranz und Akzeptanz 
erst noch hinzu. Denn nicht minder schwer als mit ethischen Problemen, die 
den Rahmen der Kleingruppe übergreifen, kommt unser Alltagsverstand auch 
mit jenen komplexen und die Kleingruppe weit überschreitenden Wirkungs-
zusammenhängen zurecht, in denen wir nun einmal leben. Er ist nun einmal 
adaptiert auf jene einfachen sozialen Systeme einer lose interagierenden 
Kleingruppenwelt, in der die Vorläufer unserer Spezies während weit mehr 
als zwei Millionen Jahren lebten, und er ist durchaus nicht angepasst auf jene 
viel komplizierteren Strukturen, die mit der Entstehung von Staatlichkeit vor 
rund 10 000 Jahren in die Welt kamen oder mit der Entstehung einer ziemlich 
eng vernetzten Weltwirtschaft vor keinen 200 Jahren. Also handeln wir stets 
in einer Welt, die uns intellektuell überfordert, ohne dass wir das im allgemei-
nen merken oder uns anmerken lassen. Entsprechend sind auch die Risiken 
und Nebenwirkungen unserer Handlungen. Im noch besten Fall frustriert uns 
die Erfolglosigkeit unserer untauglichen politischen Gestaltungsversuche. Im 
viel schlimmeren Fall verletzen wir ahnungslos zentrale Interessen anderer 
und provozieren Feindschaft, wo im Grunde auch Kooperation möglich ge-
wesen wäre. 
Schauen wir nur auf einige Züge dieser politisch überaus folgenreichen 
Beschränktheit unseres natürlichen Verstandes. Wie schlecht kommen wir 
zurecht mit jenen rekursiven Kausalitäten, die es etwa zwischen Verfassungs-
staatlichkeit und Marktwirtschaft gibt oder zwischen praktiziertem Kosmopo-
litismus und entfesselter Globalisierung! Wie lange ignorieren wir meist die 
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ganz reale Entstehung neuer Qualitäten durch rein quantitative Änderungen 
und stellen gar nicht in Rechnung, dass mehr Freiheit, mehr Handel, mehr 
Finanzierungsinstrumente oder mehr Verkehr alsbald in ziemlich veränderte 
Sozialstrukturen umschlagen werden! Wie sollte das auch anders sein, wo 
doch unsere natürliche Vorstellungskraft nicht einmal dafür ausreicht, sich 
den Übergang vorzustellen zwischen einem einzigen Weizenkorn, das rollt, 
und Tausenden von Weizenkörnern, die gemeinsam fließen! Ähnliche Gren-
zen gibt es beim Verständnis der Tatsache, dass exponentielle Änderungen 
sich ganz anders auswirken als linearer Wandel, zumal beides im engen 
Horizont der eigenen Lebenswelt und der eigenen Lebensspanne ja identisch 
wirken mag. Und bei großen Zahlen versagen unser Vorstellungsvermögen 
und unsere Vorsicht ohnehin: Für uns ist der Unterschied zwischen 1 000 und 
10 000 Euro stets begreiflicher als jener zwischen zehn oder zwanzig Milli-
onen Euro oder gar jener zwischen 50 Millionen und 50 Milliarden Euro. In 
weitaus größeren Dimensionen als den letztgenannten aber operieren wir in 
unserer staatlichen Finanzwirtschaft – mit Folgen in der realen Welt, über die 
wir uns dann auch nicht wundern müssen.
Das Allerschlimmste aber kommt noch. Denn es erlaubt uns die – mit der 
Entwicklung der Großhirnrinde einhergehende – Entstehung von Bewusst-
sein und Vorstellungsvermögen, von Gedächtnis und von  Sprache auch die 
geistige Konstruktion rein fiktiver Wirklichkeiten. Diese nutzen wir dann viel 
öfter, als uns das gut tut, als Vergegenwärtigung der real unserem Handeln 
vorgegebenen Wirklichkeit. Doch was wir im Bereich der Literatur meist als 
Bereicherung erleben, wird uns im Bereich der Politik oft zum Verhängnis. 
Wer sich nämlich Wirtschaft und Gesellschaft anders vorstellt, als sie tatsäch-
lich sind, und wer von solchen falschen Vorstellungen ausgehend handelt, 
der wird in der Wirklichkeit andere Reaktionen und Resultate auslösen, als 
er erwartet. Die Folgen seines Handelns werden aber real sein – ganz gleich 
wie irreal seine Vorstellungen von der Beschaffenheit der Wirklichkeit waren 
und weiterhin sind.19 Schon geringe Geschichtskenntnisse reichen aus, um 
die tragischen Folgen von Wirtschafts- und Gesellschaftsexperimenten oder 
von Regierungsformen zu erkennen, die von falschen Wirklichkeitsvorstel-
lungen ausgehen. 
Dabei ist es durchaus nicht immer sträfliche Ignoranz, nachlässiges Denken 
oder böser Wille, was zur geistigen Konstruktion rein fiktiver Wirklichkeiten 
führt. Seit dem Aufblühen der Evolutionären Erkenntnistheorie im Anschluss 
an die bahnbrechenden Arbeiten von Konrad Lorenz wissen wir noch besser 
als schon Immanuel Kant, auf welche Weise bereits die uns angeborenen 
Wahrnehmungskategorien das Bild der von uns wahrgenommenen gesell-
schaftlichen Wirklichkeit verzerren. Die Störungen reichen beispielsweise 
von der stets allzu nahe liegenden Deutung von Konsekutivität als Kausalität 
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bis hin zur Extrapolation von Zusammenhängen, die im sozialen Mesokos-
mos der eigenen Lebenswelt beobachtbar sind, auf vermutete Eigenschaften 
auch von sozialen Makrostrukturen im Rahmen des Staates oder gar der in-
ternationalen Beziehungen. 
Aus allen diesen Quellen entsteht das, was Konrad Lorenz einst das fatals-
te menschliche Privileg nannte: nämlich das Privileg, auch reinen Unsinn 
glauben zu können.20 Die politische Form dieses menschlichen Privilegs 
des Glaubens an den reinen Unsinn nennen wir gemeinhin Ideologie. Und 
wer könnte auch nur ansatzweise bezweifeln, dass vielerlei politischen 
Gestaltungsversuchen nun tatsächlich Ideologie unterschiedlichen Grades 
zugrunde liegt: Ideologie in starker Form beim Aufbau totalitärer Regime, 
Ideologie in schwacher Form beim Streit über politische Konzepte. Die Fol-
gen reichen dann von persönlichen Zerwürfnissen über politische Krawalle 
bis hin zu Staatsverbrechen und zum Bürgerkrieg. Die Ursachen all dessen 
sind oft nicht minder tragisch als solche Folgen: Gerade im Streben danach, 
das für die Mitbürger und den ganzen Staat Beste zu tun, agiert man über 
die Grenzen aller kreatürlichen Vernunft hinaus und schafft Zerstörung und 
Elend dort, wo man auf die vollkommene Staats- und Gesellschaftsordnung 
ausging. Die Einsicht der griechischen Tragiker, wonach der Mensch das 
schrecklichste aller Lebewesen sei, findet genau hier ihre Erklärung: Unsere 
gesellschaftliche Gestaltungskraft hat jene Fesseln der Natur abgestreift, die 
unsere Geisteskraft immer noch trägt, und darum richten wir mit verblendeter 
Hartnäckigkeit oft mehr Schaden als Nutzen an – in Natur, Gesellschaft und 
Politik.
Aufklärung tut da sicher not, und Aufklärung gerade auch durch politische 
Bildung. Wirklich alle erwähnten Probleme, mit unseresgleichen und mit 
unseren modernen politischen Ordnungsstrukturen gut zurechtzukommen, 
verdienen es, gut gekannt und selbstkritisch bedacht zu werden, wenn es um 
die Reflexion oder gar um die Praxis der Politik geht. Wie vieles hätte darum 
nicht nur die Praxis, sondern auch die Theorie und die Didaktik der politi-
schen Bildung hier neu zu entdecken, und zwar weit über das hinaus, was sie 
traditionell behandelt!
IV. Demokratieerziehung oder politische 
Bildung?
Ob mir Theodor Litt bei den letzten Gedankengängen wirklich gefolgt wäre? 
Wie auch immer: Wenigstens beim abschließenden Gedankengang weiß ich 
mich wieder klar mit ihm einig. Dieser Gedankengang betrifft die aktuelle 
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Auseinandersetzung zwischen den Konzeptionen von ‚Demokratieerzie-
hung‘ und ‚politischer Bildung‘.21 Sie scheint ein Stück weit die bekannte 
Debatte zwischen Friedrich Oetinger und Theodor Litt nachzuspielen. 
Soll der Politikunterricht an deutschen Schulen zur Demokratie erziehen? 
Ja, wozu denn sonst! Soll er sich darauf beschränken, zur Demokratie zu 
erziehen? Warum sollte er das wohl? Schließlich wäre mit einer solchen 
Engführung mehr eingebüßt als gewonnen! Und ist hier überhaupt eine Al-
ternative zu erörtern oder das Leitbild politischer Bildung neu zu justieren? 
Mir scheint: nein! Doch so mancher sieht das derzeit anders. 
Dessen Argument beginnt meist mit der Feststellung, Handlungskompe-
tenz – und zwar gerade die demokratische – könne nur durch Handeln ge-
lernt werden. Diese Feststellung wird dann zum Hebel, um Reformen der 
Schule als ganzes zu verlangen. Das Argument startet dann mit der völlig 
zutreffenden Beobachtung, die Schule sei immer schon Teil der politischen 
Sozialisation, müsse darum als Ensemble von demokratiepädagogischen und 
demokratiepolitischen Gelegenheitsstrukturen ausgestaltet werden. Und wa-
rum? Weil die Schule nun einmal – im wünschenswert Guten wie im realen 
Schlechten – demokratiepolitisch wirksam ist und weil jede Alterskohorte die 
Schule durchläuft, also dort Handlungserfahrungen zu sammeln vermag, auf 
denen wünschenswerte zivilgesellschaftliche und politische Handlungskom-
petenzen gründen können.
In der Tat kann nichts schlecht daran sein, an einer Schule eine Atmosphäre 
deliberativer Willensbildung und demokratischer Transparenz zu schaffen 
oder die Schüler zu kritischem Urteil, zu praktischem Engagement und zu 
demokratischem Handeln zu befähigen. Ich glaube aber, dass eine so geartete 
Schule ganz unabhängig davon wünschenswert ist, ob sich dergleichen un-
mittelbar für den Erwerb politischer Handlungskompetenz bezahlt macht. Ich 
glaube sogar, dass man alle diese Dinge selbst dann anstreben sollte, wenn 
sie weder für die politische Bildung im allgemeinen noch für eine demokra-
tisch-zivilgesellschaftliche Handlungskompetenz im besonderen auch nur 
das mindeste brächten. Partnerschaftlicher Umgang zwischen Lehrern und 
Schülern, Förderung der letzteren und deren Befähigung zu Kritik und Enga-
gement sind nämlich selbst dann lebenspraktisch wie erzieherisch wertvoll, 
wenn sie sich nicht für irgendwelche politischen oder politisch bildnerischen 
Absichten verzwecken lassen. 
Obendrein scheint mir, dass sich zwar die zivilisatorischen Voraussetzungen 
demokratisch-politischer Handlungskompetenz im Rahmen der Schule ein-
üben lassen, etwa praktizierte Neugier und eigenverantwortliche Interessen-
definition, auch exemplarische Handlungsbereitschaft oder die Befähigung 
sowohl zur Kritik als auch zur Toleranz. Doch ich glaube, dass sich die meis-
ten genuin politischen Handlungskompetenzen gerade nicht im Rahmen der 
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Schule erwerben lassen, insbesondere nicht jene, die für das reale politische 
Handeln im Rahmen unserer Konkurrenz- und Mediendemokratie erforder-
lich sind. Zum politischen Handeln gehört ja viel mehr, als nur seine eigenen 
Interessen zu erkennen, sie zu artikulieren, sich ihretwillen zu organisieren 
und dabei sowohl kritisch als auch tolerant gegenüber anderen, gar gegneri-
schen Interessen zu sein. Vielmehr gehört zum politischen Handeln in frei-
heitlichen Ordnungen, die doch stets auf Konkurrenz gegründet sind, immer 
auch die Austragung von Konflikten und das erfolgshungrige Niederringen 
des Gegners. Ebenso gehört, seit dem Aufkommen von Mediendemokratie, 
zum politischen Handeln das Spiel über die Bande der Öffentlichkeit: der 
Versuch also, sowohl die Medien im eigenen Interesse zu funktionalisieren 
als auch spiegelbildliche Funktionalisierungen seitens des politischen Geg-
ners zu unterbinden. Und natürlich sind solche Kompetenzen nicht erst der 
‚hohen Politik‘ bei Haupt- und Staatsaktionen angemessen, sondern werden 
schon auf der ganz bürgernahen Ebene des Engagements in lokalen Bürger-
initiativen überaus hilfreich sein.
Doch weder die offen streitige Austragung von Konflikten noch das unbe-
schönigte Niederringen des Gegners, schon gar nicht der politisch kompe-
tente Akteursumgang mit Medien, lässt sich an einer Schule so ausleben oder 
wenigstens erfahrbar machen, dass dies wirkliche politische Handlungs-
kompetenz begründete. Es ist sogar sehr zu bezweifeln, dass es überhaupt 
wünschenswert wäre, eine Schule – und somit das Miteinander von Lehrern 
und Schülern – zu einer Stätte oder zu einem Ausgangspunkt solcher po-
litischer Auseinandersetzungen zu machen, bei denen wirkliche politische 
Erfahrungen samt entsprechender Handlungskompetenz zu erwerben wären. 
Nicht ohne Grund untersagen die deutschen Schulgesetze ja allenthalben die 
Politisierung des Innenbereichs der Schule. Wie aber soll in einem – aus gu-
ten Gründen – entpolitisierten Bereich dann politische Handlungskompetenz 
erworben werden? Und wie repräsentativ sind wohl ‚deliberative Willensbil-
dung‘ und ‚demokratische Transparenz‘, oft beschworene Kennzeichen der 
‚demokratischen Kultur‘ einer Schule, wirklich für jene Politik, die sich, und 
zwar aus guten Gründen, in der Praxis vollzieht? Was ist von alledem etwa in 
Wahlkämpfen zu bemerken, die ihrerseits doch – und erst recht bei umfang-
reicher Nutzung plebiszitärer Möglichkeiten! – das Kernstück praktizierter 
Massendemokratie sind? 
Wer das alles bedenkt, dürfte schwer an folgender Einsicht vorbeikommen: 
Es ist ganz einfach gut, wenn eine Schule im Inneren gerade nicht so aus-
gestaltet ist und funktioniert wie das Haifischbecken der realen politischen 
Handlungswelt; und genau das macht gerade eine gute Schule oft zu einem 
sehr schlechten Platz, um wirkliche politische Handlungskompetenz zu er-
werben. Also sollte man das letztere von ihr auch nicht verlangen. Noch viel 
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weniger sollte man sich an den Versuch machen, reale politische Handlungs-
umstände an der Schule mit einem größeren Anspruch nachzubilden als bloß 
dem, nicht mehr als eine partielle und, vor allem, erzieherisch gemeinte Si-
mulation zu schaffen. Das überwiegend Puppenstubenartige des Nachbildens 
politischer Strukturen in der Schule erkennt ohnehin so gut wie jeder Schüler, 
sobald ihm ernsthaft angemutet wird, die – sehr sinnvollen, nützlichen und 
überaus wünschenswerten – Mitgestaltungsmöglichkeiten der Schülerschaft 
am Schulleben als eine Art ‚repräsentativer Demokratie im Kleinen‘ aufzu-
fassen. 
Schon überhaupt sollte man nicht so tun, als sei das, was an einer guten Schu-
le an – demokratiepädagogisch hilfreichen – Möglichkeiten partnerschaft-
lichen Zusammenwirkens von Lehrern und Schülern praktiziert wird, gar 
eine Art ‚Vorgriff‘ auf ein zwar ‚leider noch nicht durchgehend realisiertes‘, 
immerhin aber ‚eigentlich richtiges‘ politisches Verhalten auch außerhalb der 
Schule. Wer nämlich den auf wechselseitiges Verständnis und auf tolerante 
Partnerschaft gegründeten Schutzraum einer guten Schule zum Leitbild für 
die Orientierung im politischen Leben ‚da draußen‘ nimmt, den kann jede 
Begegnung mit der Welt der wirklichen Politik eigentlich nur enttäuschen 
und politikverdrossen machen. Damit wäre so ziemlich das Gegenteil dessen 
bewirkt, was sich die schulische politische Bildung doch als eines ihrer Ziele 
setzt.
Bestimmt bleibt auch die gegenwärtige Praxis oft hinter dem Wünschens-
werten zurück. Darum wird man nicht anstehen, sich auf selbstkritische 
Betrachtungen einzulassen. Vielleicht ist in der politischen Bildung wirklich 
noch manches zu stark wissens- und zu wenig kompetenz- und handlungs-
zentriert. Empirische Untersuchungen könnten uns herausfinden helfen, wie 
viel wir im politikbezogenen Schulunterricht effektiv an Vermittlung von 
Wissen einesteils, von Handlungskompetenz andernteils leisten, und wie das 
Verhältnis zwischen beiderlei (Miss-) Erfolgen ist. Es ist überdies gar nicht 
unwahrscheinlich, dass unser politisches Bildungsgewerbe tatsächlich zu we-
nig an Verantwortung für die Demokratie orientiert ist und wir – wie ich das 
formulieren würde – die Entwicklung oder Pflege seelischer Bindungen an 
die politische Ordnungsform der Demokratie nicht hinreichend ernstnehmen. 
Sehr wohl ist es auch möglich, dass wir zu wenig Wert darauf legen, den 
Schülern jene Bürgertugenden nahe zu bringen, die in der Demokratie nötig 
sind, und dass wir noch viel weniger dafür tun, ihnen ein solchen Tugenden 
folgendes Erwachsenenleben auch zum attraktiven biographischen Leitbild 
zu machen. Das alles sollten wir überaus ernst nehmen, zumal in den neuen 
Bundesländern, wo Vorbehalte gegen die Demokratie zu hegen in weiten 
Bevölkerungskreisen nachgerade als ‚politisch korrekt’ erwartet wird. Auch 
hier dürften empirische Untersuchungen hilfreich sein, um die Inhalte, didak-
36 37
tische Konzeptionen und methodische Ausprägungen des Politikunterrichts 
systematisch mit jenen Werthaltungen in Verbindung zu bringen, welche 
Schüler der Demokratie gegenüber aufbringen. Vermutlich dürften uns die 
Ergebnisse solcher Studien ebenfalls nützliche Hinweise darauf geben, wie 
der politikbezogene Schulunterricht im Dienst der Aufrechterhaltung unseres 
demokratischen Gemeinwesens curricular wie didaktisch besser anzulegen 
wäre. 
Damit trügen auch sie, auf ihre ganz besondere Weise, zu jener großen Auf-
gabe bei, in deren Dienst sich einst so wirkungsvoll, mit seinen ganz anderen 
wissenschaftlichen Mitteln, Theodor Litt stellte. Und mag man auch mitunter 
neuere Methoden und andere Theoreme benutzen als er: Immer noch kann 
man, von seinen Denkwegen her, zu heute und morgen wichtigen Blickpunk-
ten gelangen. Das jedenfalls hoffe ich vorgeführt zu haben.
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Prof. Manfred Lahnstein
Von den Grenzen der Duldsamkeit. 
Kulturelle Identität und Verfassungs-
patriotismus
Vortrag zum Dies academicus der Universität Leipzig am 
2. Dezember 2004
Meine Damen und Herren,
ich bin der Universität Leipzig sehr dankbar dafür, dass sie mir die Gelegen-
heit gibt, an ihrem „Dies academicus“ vor Ihnen zu sprechen.
Dies ist eine erhebliche Herausforderung für mich. Meinen Professorentitel 
verdanke ich nämlich nicht besonderen wissenschaftlichen Leistungen, son-
dern einer – allerdings nachvollziehbaren – Regelung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, die das Ganze mit dem fürchterlichen Titel „§ 27 – Professur“ 
versieht. Und mein Leben spielt sich auch nicht in den ehrwürdigen Räumen 
einer Alma mater ab.
Allerdings, Ihre ehrenvolle Einladung hat mir die willkommene Gelegenheit 
verschafft, die eigenen Gedanken zu ordnen und zu überprüfen. Mein Dank 
erstreckt sich aber auch darauf, dass Sie mir die Wahl des Themas überlassen 
haben. Das wiederum fordert mich dazu heraus, die Pfade allzu eingeübter 
Fragestellungen zu verlassen und ansatzweise Neuland zu betreten. Und die 
Ereignisse der letzten Wochen haben ihm dazu noch unerwartete Aktualität 
verliehen.
Ich möchte zunächst die Gedankengänge erwähnen, die mich dazu gebracht 
haben, Ihnen gerade dieses Thema vorzuschlagen.
In den letzten Jahren hatte ich wiederholt Gelegenheit, mit Helmut Schmidt, 
Johannes Rau, Hans Küng und anderen über deren Ansichten zu solch zentra-
len Fragen wie „Menschenrechte versus Menschenpflichten“ oder auch „Welt-
ethos“ zu diskutieren. Ich muss gestehen, dass ich mit derartigen Ansätzen 
bis heute erhebliche Schwierigkeiten habe, wie sehr ich auch deren Urheber 
bewundere. Ich kann nämlich die Antinomie zwischen einer  „ganzheitlich“, 
ja nahezu deterministisch definierten historisch-kulturellen Identität und 
einer weltumspannenden Ethik nicht überwinden, wie sie für das Denken 
meiner verehrten Freunde kennzeichnend zu sein scheint.
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Zum Zweiten hat mich die Frage beschäftigt, wie man heute eine besondere 
Verpflichtung des Bürgers für die „res publica“ begründen kann – über den 
Gang zur Wahlurne und eine ausreichende Steuerehrlichkeit hinaus. Neu-
erliches Nachdenken hierüber verdanke ich meiner jetzt neunzehnjährigen 
Tochter, die viele gängige Begründungen, wie sie sie aus der „Staatsbürger-
kunde“ oder ähnlichen Übungen kannte, zunehmend in Zweifel zog, von so 
unzureichenden oder gar unsinnigen Schlagworten wie „Volk als Schicksals-
gemeinschaft“, „Klassenbewusstsein“ oder „Deutsche Leitkultur“ ganz zu 
schweigen. 
Die Frage für uns beide war und ist also die: Wenn wir heute „Patrioten“ 
sein wollen, auf welchem Fundament wollen wir dann bauen? Dann kamen 
das schreckliche Geschehen des 11. September und dessen ebenso schlimme 
Auswirkungen hinzu. Ich war und bleibe davon überzeugt, dass die geistige 
Auseinandersetzung mit dem Terrorismus und seinen Wurzeln nicht auf Ver-
weise auf multikulturelle Realitäten oder auf sozialökonomische Probleme 
beschränkt werden darf. Hinter derartigen Verweisen steckt allzu oft die 
gefährliche Beliebigkeit eines Glasperlenspiels, bei dem dann ganz unverse-
hens das Opfer der Unmenschlichkeit zum eigentlichen Täter werden kann. 
Dafür braucht man nicht einmal irgendwelche Verschwörungstheorien.
Andererseits wollte ich aber auch nicht wohlfeilen Parolen wie der Hunting-
tonschen These vom  „clash of civilizations“ oder gar der Bushschen Defi-
nition einer „axis of evil“ anheimfallen, jedenfalls nicht, ohne mich kräftig 
dagegen gewehrt zu haben.
Zur gleichen Zeit kam mir ein Vortrag in die Hände, den der große huma-
nistisch-jüdische Philosoph Karl Popper im Jahre 1981 unter dem Titel:
„Über den Zusammenprall von Kulturen“ gehalten hat (also viele Jahre vor 
Huntington!). Popper sagt dort: „Ich glaube, dass unsere abendländische Zi-
vilisation, trotz allem, was man mit vielem Recht an ihr aussetzen kann, die 
freieste, die gerechteste, die menschlichste, die beste ist, von der wir aus der 
Geschichte der Menschheit Kenntnis haben.“
Und dann kommt ein aus meiner Sicht zentraler Satz, ohne den der Rest in 
der Luft hängen würde: „Sie ist die beste, weil sie die verbesserungsfähigste 
ist.“ Und schließlich hat mich auch die merkwürdige Debatte, die in Deutsch-
land jetzt aufgebrochen ist, nachdenklich gemacht. Wenn die widerliche Er-
mordung eines niederländischen Künstlers durch einen radikalen Islamisten 
reicht, um bei uns auch anscheinend festgefügte Koordinaten zu verschieben, 
dann schimmert auch in der deutschen Debatte wieder jener Eventbezug, jene 
Unsicherheit und mangelnde Übersicht durch, die ja viele Diskussionen bei 
uns kennzeichnet.
Soweit meine verschiedenen Eindrücke und Überlegungen, die ich  zusam-
menzufügen nun versuchen möchte.
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Ich will dabei von folgenden Beobachtungen ausgehen:
1. Wir reden, wenn wir über uns und über andere sprechen, nicht über 
Identität, sondern über Identitäten.
2. Unter den relevanten Identitäten ist die kulturelle an die erste Stelle 
zu rücken (wobei ich von einem weit gefassten Kulturbegriff ausgehe, 
der auch das Religiöse einschließt). Aber auch kulturelle Identität ist in 
vielfacher Hinsicht einem ständigen Wandel unterworfen.
3. Für die Erkenntnis und die vernünftige Gestaltung gesellschaftlicher 
oder politischer Zusammenhänge sollten andere Identitäten vergleichs-
weise irrelevant sein, obwohl diese Relevanz nicht nur von 
Rassetheoretikern immer wieder behauptet wird. Ich will auf sie auch 
nicht weiter eingehen.
4. Was aber wichtiger ist:  Auch die Berufung auf kulturelle Identität 
taugt allein nicht für gesellschaftlich-politische Gestaltung. Da Identität 
kein Wert an sich ist, kommen wir um bewusste Wertentscheidungen 
nicht herum. Ich finde deren Grundlage in unserem „abendländischen“ 
Wertesystem, so wie es sich insbesondere in unserer Verfassung 
widerspiegelt.
5. Deshalb hat für mich „Patriotismus“ in erster Linie Verfassungs-
patriotismus zu sein. Und für mich sind die Grenzen der Duldsamkeit, 
nicht des Verständnisses!, dort erreicht, wo andere, auch andere 
Kulturkreise, diese Grundlage nicht akzeptieren. Ich möchte nämlich, 
dass meine Kinder und Enkelkinder in einer Gesellschaft leben können, 
die von den gleichen Grundwerten geleitet ist, die auch mich geleitet 
haben und leiten.
Zu meiner ersten Beobachtung: Wir reden nicht über Identität, wir reden über 
Identitäten. Die Philosophie hat sich ja über Jahrhunderte hinweg, von Leib-
niz über Hegel bis zu Wittgenstein, mit dem Thema „Identität“ auseinander-
gesetzt. Allgemein akzeptierte Schlussfolgerung: Im streng philosophischen 
Sinn kann man von „Identität“ nicht sprechen. Nicht einmal die „identity 
card“ schafft Identität zwischen mir und den Informationen, die auf diesem 
Stück Plastik gespeichert sind – im philosophischen Sinn wohlgemerkt. Für 
mein Thema bringt mich diese feinsinnige Betrachtung allerdings nicht 
weiter. Darüber mag sich vielleicht auch Habermas geärgert haben. Er hat 
deshalb etwas weichere, dafür aber handhabbare, sozial-philosophische Iden-
titätsbegriffe vorgeschlagen. Habermas unterscheidet zwischen „persönlicher 
Identität“ (also der Einheit einer unverwechselbaren Lebensgeschichte) und 
der „sozialen Identität“ (also der Zugehörigkeit eines Individuums zu ver-
schiedenen Bezugsgruppen).
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Ich bezweifle nun, dass es persönliche Identität im Habermas’schen Sinne 
ohne soziale Identität überhaupt geben kann. Von seinem Begriff der „so-
zialen Identität“ jedoch will ich im Folgenden ausgehen. Die von ihm be-
obachtete „Zugehörigkeit zu verschiedenen Gruppen“ schafft nun aber jene 
Mehrzahl von Identitäten, die ich bereits erwähnt habe.
Eine von ihnen ist unsere Identität im Kulturellen. Ich glaube, es ist un-
mittelbar einsichtig, dass für jeden von uns diese kulturelle Identität sich 
situationsbedingt ändert und einem ständigen Wandel unterliegt. Natürlich 
vollzieht sich dieser Wandel in unterschiedlicher Geschwindigkeit. Es gibt 
durchaus auch langlebige Konstanten wie frühkindliche Einflüsse, religiöse 
Grundüberzeugungen oder einen prägenden Heimatbezug. Der Wandel aber 
ist die Regel.
Wie steht es nun mit der kulturellen Identität von größeren Gruppen, von 
Stämmen, Völkern, Nationen? Um diese Frage ranken sich unendliche Dis-
kussionen und Spekulationen. Dabei lässt sich nach meiner Überzeugung der 
grundlegende Tatbestand recht einfach beschreiben:
▪ Jede Gruppe von Menschen braucht ein Mindestmaß an Identifikation, 
um sich von anderen Gruppen unterscheiden zu können, um also die für 
die Kontinuität der Gruppe über-lebenswichtige Kohäsion zu sichern. 
Ganz ohne Fremdbezug lässt sich auch der Eigenbezug nicht bilden. 
Diese Identifikation schafft Identität, auch kulturelle.
▪ Andererseits ist jede Gruppe ständigen Einflüssen ausgesetzt. Sie kön-
nen aus dem Umstand erwachsen, dass die einzelnen Gruppenmitglie-
der bereits multiple Identitäten in den Verband einbringen. In erster Li-
nie aber rühren sie aus dem Kontakt mit anderen Gruppen her. Deshalb 
gilt die Beobachtung sich wandelnder Identitäten auch für Gruppen, 
also auch für Völker oder Nationen. Und sie gilt auch für deren kultu-
relle Identitäten.
Lassen Sie mich hierfür zwei Beispiele geben, die das Gesagte erläutern 
sollen. Wenn man sich irgendwann  einer nationalen kulturellen Identität am 
nächsten fühlt, dann wohl am jeweiligen „Nationalfeiertag“ (es sei denn, man 
habe gerade die Fußballweltmeisterschaft gewonnen ). So habe ich denn am 
3. Oktober vor zwei oder drei Jahren in Magdeburg den offiziellen Festakt 
zum „Tag der deutschen Einheit“ (der uns als Festtag hoffentlich auf immer 
erhalten bleibt!) besucht. Aus diesem Anlass ist auch unsere Nationalhymne 
gesungen worden.
Sie verkörpert kulturellen Wandel fast in Reinkultur. Ein Quartettsatz des 
Österreichers Haydn, ursprünglich mit dem Text versehen: „Gott erhalte 
Franz den Kaiser“, von der deutschen Geschichte dann so sehr in Misskredit 
gebracht, dass wir uns heute auf die dritte Strophe des Hoffmann von Fal-
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lersleben zurückziehen. Und da die Veranstalter sich der Verwurzelung der 
Teilnehmer in der „deutschen Leitkultur“ nicht so ganz sicher waren, haben 
sie den Text auf der Einladung ausgedruckt. Übrigens – als musikalisches 
Begleitprogramm gab es dort den groß-russischen „Slawischen Marsch“ von 
Tschaikowsky sowie ein Stück von Edward Elgar, der, wenn ich mich recht 
erinnere, ein Lieblingskomponist des britischen Königshauses war. Der „Tag 
der Einheit“ als Lehrstück kulturellen Wandels und interkultureller Befruch-
tung also. Aber – irgendwie hat das überhaupt nicht gestört. Es war und blieb 
der „Tag der deutschen Einheit“.
Mein zweites Beispiel: Beinahe jeder tschechische Intellektuelle wird die 
Frage, ob es so etwas wie eine tschechische „Nationalkultur“ gebe, empha-
tisch bejahen. Er wird auf die gestaltende Kraft seiner Muttersprache ebenso 
verweisen wie auf Jan Hus, Antonin Dvorak, Franz Kafka, Alexander Dub-
cek oder Vaclav Havel.
Und doch ist die Sache wesentlich verzwickter, wie sich am Beispiel Prags 
zeigen lässt. Prag ist ohne Wien überhaupt nicht denkbar; Kaiser Karl IV., 
dem die Stadt so viel verdankt, war Luxemburger; Deutsche, Juden und 
Tschechen haben Prag auch noch zu einer Zeit geformt, als tschechisches 
Nationalgefühl hin und wieder ideologisch-chauvinistische Züge anzuneh-
men begonnen hatte.
Und doch: Trotz oder gerade wegen all dieser Einflüsse hat Prag eine deut-
liche Identität, die sich Gott sei Dank nicht eindimensional definieren lässt. 
Kulturelle Identitäten, auch kollektive wie die einer Stadt, sind eben immer 
vielschichtig und deshalb in Grenzen unbestimmt. Sie sind immer lebendig, 
was heißt, dass sie sich permanent verändern, anpassen und entwickeln.
Wenn diese Beobachtung zutrifft, und ich glaube, sie tut es, dann lässt sich 
eine erste Schlussfolgerung ziehen: Wer diesen Prozess eines ständigen Wan-
dels kultureller Identität bremsen oder gar einfrieren will – aus welcher Ecke 
auch immer! –, der betreibt nichts anderes als kulturelle Starre und Verar-
mung. Deshalb müssen wir auch mit einem Begriff wie dem der „deutschen 
Leitkultur“ so behutsam umgehen. Wo sollen, über das Grundgesetz und die 
Sprache hinaus, deren Fundamente liegen? Und wir müssen auch mit Be-
griffen wie dem der „Parallelgesellschaft“ sehr vorsichtig sein. Leicht kann 
daraus eine Keule der Ideologie werden, wie es die Juden in Deutschland auf 
mörderische Weise haben erfahren müssen.
Apropos Sprache. Auch hier liegen die Dinge vertrackter, als man gemeinhin 
annimmt. 
Keine Angst, ich will mich jetzt nicht in die Tiefen und Untiefen der Etymo-
logie, der Sprachforschung oder jener philosophischen Denkschulen verirren, 
die nichts anderes sind als aufgeblasene Linguistik. Stattdessen nutze ich ein 
ganz vorzügliches Buch, das Bill Bryson unter dem Titel „Mother Tongue“ 
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veröffentlicht hat. Bryson stellt dort anhand des Englischen die These auf, 
dass auch die identitätsstiftende Wirkung der Sprache nur dann richtig be-
schrieben werden kann, wenn man vom Prinzip des kulturellen Wandels 
ausgeht. Einige hübsche Beispiele, die ich bei ihm „gestohlen“ habe:
1. Sprachen respektieren keine Staatsgrenzen. Er fordert den Leser auf, 
einmal eine Karte Europas auf der Grundlage der in den einzelnen 
Gebieten vorherrschenden Sprachen zu zeichnen. Das würde in der 
Tat zu einem skurrilen Ergebnis führen. Er verweist auf das Verhältnis 
zwischen den beiden Nationen Kroatiens und Serbiens, das zeitweilig 
extrem antagonistisch war, obwohl die beiden Völker im Wesentlichen 
die gleiche Sprache nutzen. Er erwähnt die Schweiz und Belgien, wo 
sich jeweils ein „Staatsvolk“ mehrerer Sprachen bedient (3 in Belgien, 4 
in der Schweiz)
2. Die Sprache ist nicht zwangsläufig eine Grundlage für gesellschaftliche 
oder staatliche Machtstrukturen. Von der Eroberung durch die 
Normannen 1066 bis zum Jahre 1399 hat kein König von England 
englisch gesprochen. Noch im 18. Jahrhundert holten sich die Briten 
Georg I. aus Hannover, der 13 Jahre lang regierte, ohne die Sprache 
seiner „Landeskinder“ zu sprechen oder zu verstehen. Und heute bilden 
sich europäische Machtstrukturen auf einer großen sprachlichen Vielfalt 
heraus.
3. Selbst dort, wo von „Nationalsprache“ die Rede ist, muss man genauer 
hinsehen, wie zum Beispiel in den USA. Natürlich geht es hier nicht 
nur um exotische Sprachen wie Pennsylvania Dutch oder Cajoun. 
Aber – noch im Jahre 1900 gab es nur in Wien und Berlin mehr deutsch 
sprechende Bewohner als in New York. Im Jahre 1890 hat es in den 
USA mehr als 800 deutsche Zeitungen gegeben. Und heute ist, wie ja 
bekannt, das Spanische nicht nur im Süden Floridas oder Kaliforniens 
auf dem Vormarsch.
4. Wenn wir über Sprache reden, reden wir in Wahrheit über Sprachen. 
Professor Higgins stellt im „Pygmalion“ die Behauptung auf: „I could 
place any man in London within two miles“. Und wir wissen natürlich, 
dass diese Differenzierung durchaus nicht geographisch gemeint ist, 
sondern in erster Linie soziale Wurzeln hat.
Mit all dem soll die identitätsstiftende Kraft der Sprache nicht bestritten, son-
dern lediglich ein wenig relativiert werden. Wie sehr sich kulturelle Identität 
über die Sprache manifestiert, kann man an solchen Fällen wie der Bretagne, 
Korsika oder dem Baskenland ablesen. Hier allerdings helfen Unterdrü-
ckungsmechanismen der verschiedensten Art aber auch kräftig nach.
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Insgesamt stellt die Sprache ein, wenn nicht sogar das wesentliche Merkmal 
kultureller Identitäten dar. Wenn aber selbst sie nicht ausreicht, kulturelle 
Identität (in der Einzahl!) zu definieren, dann verschwimmt dieser Begriff 
noch mehr. Was aber noch wichtiger ist: Ein derartig differenziertes, ge-
fühlsbehaftetes, sich immer wieder veränderndes Phänomen wie das der 
vorgeblichen „kulturellen Identität“ reicht als  Grundlage ethisch-normativer 
Festlegung nicht hin. 
Es gibt sicherlich wichtige und gute praktische Gründe zum Beispiel dafür, 
eine ausreichende Beherrschung der jeweiligen Landessprache als Grundlage 
für dauernde Zuwanderung und formale Integration zu fordern. Aber – das 
sind praktische Gründe, auf denen sich eine allgemeingültige, ethische Norm 
nicht aufbauen lässt. Nun würden wir den Begriff der „kulturellen Identität“ 
nicht annähernd ausschöpfen, wenn wir darunter nicht auch religiöse Aspekte 
verstehen wollten. Über lange Zeit hinweg ist auch in Europa die Religion 
für die Ausprägung kultureller Identitäten wirkkräftiger gewesen als selbst 
die Sprache. Und der Begriff der „Staatsangehörigkeit“ war damals völlig 
unbekannt. 
Auch heute gibt es, man denke nur an die islamische Welt, immer noch – im 
übrigen sehr vielfältige – Kulturen, die sich ganz wesentlich durch die Bin-
dung an eine bestimmte Religion oder auch „Konfession“ definieren. Der 
Qu’ran prägt selbstverständlich kulturelle Identität unter den Muslimen. Und 
im Judentum sind Religion, Tradition und Nation eine ganz einmalige Ver-
bindung eingegangen.
Genauso aber liegen die Verhältnisse bei uns anders. Die in Artikel 4 unseres 
Grundgesetzes verbriefte Glaubens- und Bekenntnisfreiheit bezieht sich eben 
nicht nur auf unterschiedliche religiöse Bindung. Sie bezieht bewusst auch all 
diejenigen ein, die eine derartige Bindung für sich ablehnen. Deshalb wehre 
ich mich übrigens auch gegen die Versuche, interkulturellen als interreligiö-
sen Dialog zu verengen und zu monopolisieren.
Selbstverständlich gibt es „Politik aus christlicher Gesinnung“. Selbstver-
ständlich tragen wir ein Weltbild in uns, das auch durch Religion geprägt 
worden ist. Aber – mit „religiöser Einbindung“ oder „christlicher Wurzel“ 
allein ließe sich eine kulturelle Identität unserer Gesellschaft ebenso wenig 
beschreiben wie man exklusiv auf ihr gesellschaftliche und rechtliche Nor-
men aufbauen könnte – jedenfalls nicht im Rahmen unserer Verfassung. Wer 
das versuchte, würde am Ende in eine Art von Fundamentalismus abgleiten.
Wenn nun aber die relevanteste aller Identitäten, nämlich die kulturelle, für 
die Gestaltung unserer Verhältnisse nicht ausreicht, dann gilt das für andere 
Identitäten noch mehr.
Ich denke hier an solche Bezugspunkte wie „Volkszugehörigkeit“,  „Rasse“ 
oder auch „Nation“, falls letztere über die kulturelle Identität hinausgreift. 
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Ich behaupte, dass all diese Bezugspunkte lediglich zur Unterscheidung und, 
in ihrer ideologisierten Variante, zur Ausgrenzung führen müssen. Der be-
wusste Einsatz für die „res publica“, und das allein nenne ich „Patriotismus“, 
lässt sich auf diese Weise nicht schlüssig begründen.
Aus all den bislang dargelegten Gründen trete ich dafür ein, Patriotismus 
im Kern auf die Verfassung zu bauen. Symbole und Emotionen gehören si-
cherlich dazu. Sie sollten dieses Fundament ergänzen, können es aber nicht 
ersetzen.
Unser Grundgesetz – hier denke ich insbesondere an den Katalog der Grund-
rechte – beschreibt eben keine geschlossene „Identität“, und schon gar keine 
deutsche oder nationale. Es ist vielmehr eine ständige Aufforderung, die in-
neren und äußeren Verhältnisse anhand dieser Grundrechte aktiv zu gestalten. 
Dieser Aufforderung aber können wir nur gerecht werden, wenn wir diese 
Grundrechte immer auch als Grundwerte verstehen, für die sich einzusetzen 
es lohnt. Und die Verfassung verpflichtet uns für den Fall des Wertekonflik-
tes ganz eindeutig auf den zentralen Wert der „Menschenwürde“. Sie ist der 
Schlussstein des gesamten Gebäudes.
Alfred Döblin hat das in seinem 1925 geschriebenen Buch „Reise nach Po-
len“ übrigens so ausgedrückt: „Man liebt ein Volk und ein Land um seiner 
Werte willen. Der Staatspatriotismus, den … Regierungen von ihren Massen, 
ihren Untertanen verlangen, ist Barbarei.“ Man kann nun zu Recht fragen: 
Warum dann überhaupt „Patriotismus“, auch in dem von mir postulierten 
Sinne? Gewiss kann niemand dazu verpflichtet werden, sich für die „res pu-
blica“ einzusetzen, selbst wenn die Verfassung meiner Heimatstadt Hamburg 
das nahe legt. Nur – jeder einsichtige Mensch wird zu dem Schluss kommen 
müssen, dass es anders nicht geht.
So lehrt uns unsere eigene Evolutionsgeschichte, dass Überleben und Ent-
wicklung jeglicher Gruppe von Menschen von dem abhängen, was die 
amerikanische Soziologie als „community building“ bezeichnet. Werden die 
Instrumente dieses „community building“ vernachlässigt, gerät der innere 
Zusammenhang der betreffenden Gruppe so sehr in Gefahr, dass die Gruppe 
selbst in Gefahr gerät.
Diese Instrumente des „community building“ (ob nun „Werteordnung“, 
Symbole oder Emotion) verfolgen  immer ein doppeltes Ziel. Sie machen 
Identifikation möglich; sie sind aber auch Anhaltspunkte für den Umgang mit 
der Nachbargruppe, sei dies nun die nächste Horde, der Nachbarstaat oder die 
Völkergemeinschaft.
Und hier bin ich wieder bei Karl Popper. Wenn er über die Stärke der „abend-
ländischen Zivilisation“ spricht, dann meint er genau das: dieses doppelte 
Ziel des „community building“ in einer Weise zu definieren und zu verfolgen, 
welche auf solchen Wertvorstellungen beruht, die gleichzeitig ein Leben nach 
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Grundwerten ermöglichen, ohne genau dieses Leben beim Anderen in Frage 
zu stellen. Nur so kann aus Ausgrenzung oder vielleicht Duldung aktive 
Toleranz, ja Respekt werden. Übrigens lässt sich von hier aus auch wieder 
eine Brücke zum Grundgesetz schlagen. Der Artikel 25 unserer Verfassung 
postuliert: „Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des 
Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflich-
ten unmittelbar.“ Dieser Passus macht ja nur Sinn, wenn er in Bezug zu den 
Grundrechten und Grundwerten gesetzt wird. Deshalb wird zum Beispiel die 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten des Eu-
roparates auch ausdrücklich erwähnt.
Die moderne Philosophie hat die von mir angesprochenen Fragen nach dem 
Fundament der Identität unter dem Titel „Diskursethik“ oder „Suche nach 
Letztbegründung“ zu beantworten versucht. In der Tat, je mehr Tradition und 
Religion für viele Menschen an Überzeugungskraft verlieren, desto dringli-
cher wird es, ein derartiges Fundament zu finden.
Diese Letztbegründung, eine Art „Höchste Instanz“ in neuem Gewande, 
entstammt nicht nur der praktischen Vernunft des Einzelnen, sondern immer 
auch der Gemeinschaft der Vernünftigen. Hier werden die „Goldene Regel“ 
oder der Kantsche Imperativ in interessanter und notwendiger Weise fort-
entwickelt. Vielleicht kann man sogar von einer Art „säkularisiertem Natur-
recht“ sprechen. Das ist die Grundlage Popperschen Denkens oder auch des 
von Hans Jonas formulierten „Prinzips  Verantwortung“. Zu beiden will ich 
mich gerne bekennen. 
Lassen Sie mich von hier aus zu dem größeren Zusammenhang zurückkeh-
ren, den Huntington mit „Clash of Civilizations“ und Popper mit „Zusam-
menprall der Kulturen“ bezeichnet hat. Ich will  dabei von den Gedanken des 
Letzteren ausgehen. Poppers „Zusammenprall der Kulturen“ ist Teil einer 
anderen Fragestellung – der nach Eigenart und Ursprung unserer eigenen, der 
europäisch-abendländischen Kultur. Diese Kultur hat ihre älteste und viel-
leicht tiefste Wurzel in der griechischen Zivilisation. Und diese griechische 
Zivilisation ist keinesfalls so homogen gewesen, dass man von einer festge-
fügten kulturellen Identität der alten Griechen sprechen könnte.
Athen, Sparta, Makedonien und Magna Graecia beispielsweise haben sich 
zeitweilig ganz deutlich unterschieden. Und andererseits haben andere Kul-
turen des östlichen und südlichen Mittelmeerraums mächtig hineingewirkt.
Das Herausbilden der griechischen Zivilisation ist also im Zusammenprall 
von Kulturen entstanden und ohne diesen „clash“ überhaupt nicht vorstellbar. 
Es zeigt sich am griechischen Beispiel aber auch, dass ein derartiger Zusam-
menprall durchaus nicht immer zu blutigen Kämpfen und zerstörerischen 
Kriegen führen muss, sondern dass er auch Anlass zu einer überaus fruchtba-
ren Entwicklung sein kann.
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Gleiches lässt sich von dem Zusammenprall der griechischen mit der römi-
schen Kultur sagen oder von dem Aufeinanderwirken römischer Zivilisation 
und christlicher Moralvorstellungen. In späterer Zeit sind germanische und 
slawische Einflüsse hinzugekommen. Über Jahrhunderte hinweg haben sich 
abend- und morgenländische Kulturen bekämpft, aber auch befruchtet. Damit 
meine ich nicht nur etwa Spanien. Aber auch jüdische Vorstellungen sind aus 
der Geschichte unserer europäischen Kultur nicht hinwegzudenken. Schließ-
lich hat die Aufklärung die seitherige Entwicklung in einer großartigen Weise 
bereichert und eine kulturelle Gesamtleistung ermöglicht, die in der Tat in der 
Menschheitsgeschichte einmalig ist und ja längst über Europa hinauswirkt.
An dieser Stelle müssen allerdings zwei Warnschilder aufgestellt werden. Ei-
nerseits kann der Zusammenprall von Kulturen eben immer auch zu furcht-
baren Verwerfungen führen. Auch Auschwitz ist Bestandteil der europäisch-
abendländischen Kulturgeschichte! Andererseits darf die Wertschätzung 
unserer Kultur immer nur und ausschließlich darauf beruhen, dass sie sich 
bislang systemisch als verbesserungsfähig erwiesen hat.
Nur deshalb kann Popper nicht ohne Stolz feststellen: „Nur in unserer 
abendländischen Zivilisation ist die moralische Forderung nach persönlicher 
Freiheit weitgehend verwirklicht und allgemein anerkannt. Und mit ihr die 
Forderung nach Gleichheit vor dem Gesetz, nach Freiheit von Kunst und 
Wissenschaft, nach Frieden, nach möglichster Vermeidung von Gewaltan-
wendung.“ Dies bedeutet: Grundlage unserer Kultur ist die Kombination aus 
einer Werteordnung, die auf der Menschenwürde und den Menschenrechten 
aufbaut, einer daraus folgenden freiheitlichen und gerechten Ordnung der 
Gesellschaft sowie einer Ordnung der „res publica“ nach dem rechtsstaatli-
chen und dem demokratischen Prinzip.
Wann und wo immer diese Grundlagen gegeben sind, lassen sich nicht nur 
materielle Zivilisation, sondern auch wissenschaftliche, geistige und künst-
lerische Kultur fortentwickeln. Und auch der äußere Frieden lässt sich auf 
diese Weise besser sichern als auf jede andere. Wenn ich es richtig weiß, 
dann hat es in der Geschichte noch nie einen Krieg zwischen zwei wirklichen 
Demokratien gegeben.
Auf dieser, wie mir scheint, hinreichend sicheren Grundlage lässt sich nun 
mein abschließender Gedankengang in Angriff nehmen. Erlauben Sie, dass 
ich ein letztes Mal Karl Popper zitiere. Er sagt in dem bereits erwähnten 
Vortrag:
Die menschliche Gesellschaft braucht den Frieden, aber sie braucht 
auch ernste ideelle Konflikte: Werte, Ideen, für die wir kämpfen kön-
nen. In unserer abendländischen Gesellschaft haben wir es gelernt 
(und ich füge hinzu: das ist nun wirklich mehr als mühsam gewesen!), 
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dass man nicht so gut mit Schwertern, sondern am allerbesten mit 
vernünftigen Argumenten kämpfen kann.
Dieser Kampf und diese Art von Kampf muss sich gegen zwei ganz unter-
schiedliche Arten von Gegnern richten. Er muss sich gegen all diejenigen 
richten, die in postmoderner Beliebigkeit jeden Wertbezug so relativieren, 
dass er am Ende verschwindet und einem völlig unverbindlichen „Dialog 
der Kulturen“ oder „Gespräch der Religionen“ Platz macht. Er muss sich 
andererseits gegen all diejenigen richten, die sich unter Bezug auf religiöse 
Dogmen oder das Axiom einer geschlossenen „kulturellen Identität“ auf eine 
Position zurückziehen, die die argumentative Auseinandersetzung über Werte 
unmöglich macht. Gegenüber beiden Gegnern unseres kulturellen und zivi-
lisatorischen Erbes sollten wir die Grenzen unserer Duldsamkeit postulieren 
und artikulieren. 
Einige Bemerkungen zum „interkulturellen“ Dialog. Damit ist es eine 
vertrackte Sache. „Interkulturell“ könnte ja auch ein Dialog zwischen Teil-
Kulturen innerhalb zum Beispiel der abendländischen oder „westlichen“ 
Gesamtkultur sein. Übrigens – ich halte gerade diesen inner-abendländischen 
Dialog für unverzichtbar. Den meinen die Apologeten des „interkulturellen 
Dialogs“ in aller Regel aber nicht. Sie meinen wohl eher den Dialog zwischen 
Kulturkreisen. Und diese wiederum sind schwerer zu fassen als sprachlich, 
historisch oder religiös eindeutiger geprägte Zusammenhänge.
Noch spannender aber wird es, wenn wir die eigentliche Frage ansprechen: 
Über was soll denn eigentlich dialogiert werden? Es darf ja wohl nicht nach 
dem Motto gehen: Schön, dass wir einmal miteinander gesprochen haben! 
Auf diese Weise kann im besten Fall nur der Abbau von Missverständnissen 
erreicht werden. Wenn man sich damit zufrieden geben will, na gut.
Und allzu häufig werde ich an den alten Spruch erinnert: Alles verstehen 
heißt alles verzeihen. Das ist für mich kein wirklicher Dialog, das sind für 
mich Alibiveranstaltungen von „Gutmenschen“. Begreifen allein macht eben 
die Urteilsfähigkeit nicht aus, auch wenn es für diese unverzichtbar ist. Wenn 
der interkulturelle Dialog im Sinne eines fruchtbaren „Zusammenpralls von 
Kulturen“ wirklich zu etwas führen soll, dann muss er zu dem vorstoßen, was 
die betreffenden Kulturen mehr als alles andere zusammenhält – die jeweili-
ge Wertordnung, wie immer sie auch definiert sein mag.
Stoßen wir zu diesem Punkt vor, dann bemerken wir rasch, dass diese Wert-
ordnungen auf eine bedeutsame Weise unterschiedlich sind. Gerade die 
islamische Welt liefert hier ja deutlichen und zudem aktuellen Anschauungs-
unterricht. Wohl gemerkt, es geht hier nicht um die Vielfalt dieses Kulturkrei-
ses, der bewunderungswürdige Leistungen hervorgebracht hat. Es geht um 
die zugrunde liegende Wertordnung.
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Dieser Unterschied lässt sich auch unter Berufung auf „Globale Werte“ oder 
„Globale Ethik“ nicht wegargumentieren. Lassen Sie mich dies am Beispiel 
des „interreligiösen Dialogs“ klar zu machen versuchen. Dabei will ich mich 
unter Verzicht auf Vollständigkeit auf die drei monotheistischen Religionen 
beschränken. 
Vor dem geistesgeschichtlichen Hintergrund seiner Zeit waren Lessings 
„Ringparabel“ und der in ihr enthaltene Appell zu gegenseitigem Verständ-
nis und (wenn auch nur passiver) Toleranz eine gewaltige Leistung. Er hat 
allerdings einen wesentlichen Umstand übersehen, mit dem wir uns heute 
zunehmend herumschlagen müssen – und zwar im Wortsinn!
Alle drei monotheistischen Religionen sind „Offenbarungsreligionen“. 
Und wenn wir redlich argumentieren, dann müssen wir anerkennen, dass 
die jeweiligen Offenbarungen unvereinbar sind, falls wir sie wirklich ernst 
nehmen. Das Einzige – und das wäre in der Tat ein gewaltiger Fortschritt! 
– was wir also erreichen können, ist eine geordnete, friedliche und in Teilen 
kooperative Koexistenz zwischen den auf den monotheistischen Religionen 
errichteten Sittengesetzen. Das wäre dann eine positive Ausprägung des „Zu-
sammenpralls von Kulturen“, die auch eine wechselseitige Befruchtung nicht 
ausschlösse.
Die Grenze der Duldsamkeit, und darauf habe ich bereits hingewiesen, ist 
allerdings dann erreicht, wenn einzelne Werteordnungen unter Bezug auf 
eben diese religiöse Offenbarung als sakrosankt postuliert, damit bewusst 
aus jedem ernsthaften Dialog herausgenommen werden und dazu auch noch 
Weltgeltung beanspruchen. Völlig unerträglich für mich wird es dann, wenn 
die sich aus der jeweiligen Offenbarung ergebenden Rechts- und Kulturnor-
men aggressiv vertreten und mit allen Mitteln, auch dem der Gewalt, durch-
gesetzt werden.
Hier müssen wir „Verfassungspatrioten“ im besten Sinne sein und wider-
stehen! Derzeit gilt dies (neben verstörenden Hinweisen auf einen „neuen 
christlichen Fundamentalismus“) vor allem für die Auseinandersetzung mit 
der Welt des Islam. Der britische „Economist“ hat dies für die Gegenwart 
wichtigste Problem in diesem Zusammenhang einmal zugespitzt so formu-
liert: „The West can live with Islam. But – can Islam live with the West?“ 
Natürlich gibt es auch innerhalb des abendländischen Kulturkreises geistige 
Strömungen, die mit den Verfassungen der westlichen Demokratien oder mit 
den entsprechenden Grundsätzen des Europarates und der Vereinten Natio-
nen nicht in Übereinstimmung zu bringen sind.
Natürlich gibt es auch bei uns Anhänger totalitärer Staats- und Gesellschafts-
formen ebenso wie Verfechter eines „Gottesstaates“ christlicher oder jüdi-
scher Prägung. Aber – derartige Strömungen sind im Gesamtbild eindeutig 
Randerscheinungen, übrigens auch in Israel und den USA. Das sieht in der 
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islamischen Welt bei Anerkennung aller Unterschiede deutlich anders aus, 
wobei ich wohlgemerkt nicht von Extremisten oder gar Terroristen spreche.
Insgesamt aber sind Denken und Handeln im Islam weitgehend von drei 
Grundüberzeugungen geprägt, die man weder übersehen noch gar gleichmü-
tig abtun darf. Ich meine „Sharia“, „Djihad“ und „Dhimma“. Und alle drei 
sind bis heute gültig. Die „Sharia“ besagt nichts anderes, als dass Recht nicht 
auf Verträgen zwischen Menschen beruht (wobei Naturrechtsvorstellungen 
eine kleinere oder größere Rolle spielen können), sondern von Allah direkt 
gesetzt und deshalb dem Grunde nach unwandelbar ist. „Djihad“ beschreibt 
die Pflicht aller Muslime, sich für die Verkündung und Ausbreitung über das 
jeweilige „Gebiet des Islam“ hinaus einzusetzen. In der Sura 9, Vers 41, heißt 
es: „Ziehet aus, leicht und schwer, und streitet mit Eurem Gut und Eurem Blut 
für Allahs Sache!“ Diese Aufforderung wird auch in der inner-islamischen 
Diskussion nicht durchweg aggressiv verstanden, wohl aber offensiv. Sonst 
würde sie auch keinen Sinn machen. Und die „Dhimma“, im 10. Jahrhundert 
durch den damaligen Kalifen von Cordoba endgültig kodifiziert, regelt das 
Verhältnis zwischen Muslimen und Andersgläubigen. Juden und Christen als 
„Völker der Schrift“ werden als Bürger zweiter Klasse hingenommen. Alle 
anderen, wenn sie sich nicht zum Islam bekehren, fallen der Strafe Allahs 
anheim. Was diese sei, steht durchaus unterschiedlichen Deutungen offen. 
Sehen wir also den Tatsachen ins Auge.
Wie immer diese islamischen Grundsätze im Einzelnen ausgelegt werden 
mögen, diese Axiome des Islams lassen sich mit denen des Abendlandes 
kaum in Übereinstimmung bringen! Wer der Sharia gehorcht, kann sich nicht 
dem Grundgesetz unterwerfen. Die Dhimma entspricht nicht unserer Über-
zeugung von der prinzipiellen Gleichheit aller Menschen. Und der „Djihad“ 
entspricht nicht den Standards eines wirklichen Dialogs zwischen Kulturen 
und Religionen. Im Kern hat der Islam also seine „Aufklärung“ noch vor 
sich. Und hier liegt nach meiner Überzeugung auch der tiefe Grund dafür, 
dass die islamische Welt im Wettstreit der Kulturkreise zunehmend zurück-
gefallen ist, seitdem das „Abendland“ spätestens mit seiner „Aufklärung“ 
durchaus vergleichbare Dogmen überwunden hat.
All das macht weder die geistige Auseinandersetzung noch eine erträgliche 
Koexistenz weniger notwendig. Die klare Einsicht, dass wir die Auseinan-
dersetzung von unserer eigenen Werteposition her führen müssen, dass wir 
uns nicht mit der Gegenüberstellung vorgeblicher kultureller Identitäten zu-
frieden geben dürfen, macht diese Auseinandersetzung aber ehrlicher. Und 
dazu sind wir aufgefordert, wenn uns an Bewahrung und Entwicklung unser 
eigenen kulturellen und ethischen Grundlagen wirklich liegt. Mit anderen 
Worten: Wir müssen verbesserungsfähig bleiben. Und das setzt sicheren 
Grund voraus.
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Prof. Dr. Georg Milbradt
Der demographische Wandel als 
politische Herausforderung. Ursachen, 
Probleme und Lösungsansätze
Vorlesung am Institut für Finanzen der Universität Leipzig am 
13. Januar 2005
Sehr geehrter Herr Kollege Lenk, 
liebe Kommilitoninnen und Kommilitonen, 
meine Damen und Herren,
herzlichen Dank für die freundlichen Begrüßungsworte. Ich freue mich, 
wieder einmal in einem Hörsaal stehen zu dürfen, und ganz besonders freue 
ich mich, heute über eines der brisantesten politischen Probleme unserer Zeit 
sprechen zu dürfen, den demographischen Wandel. 
Der demographische Wandel ist ein Thema, das die Masse der Menschen 
nicht bewegt. Meine Generation wird er nur noch tangieren, aber Ihre Gene-
ration wird die Lasten zu tragen haben. Wir reden also von Ihrer Zukunft. Ich 
möchte zunächst kurz darstellen, was der demographische Wandel eigentlich 
ist, um dann zu den Problemen zu kommen, die sich daraus ergeben. An-
schließend werde ich mögliche Lösungen diskutieren und im Zusammenhang 
damit die Ursachen des demographischen Wandels.
Wenn wir von demographischem Wandel sprechen, dann meinen wir zwei-
erlei. Erstens den säkularen Trend der demographischen Schrumpfung. Der 
Geburtsjahrgang 1880 war der letzte in Deutschland, der sich komplett repro-
duziert hat. Seit 125 Jahren also bringt jeder Geburtsjahrgang weniger Kinder 
hervor, als nötig wären, um sich selbst zu ersetzen. 
Das hat bis vor etwa 30 Jahren trotz zweier Weltkriege immer noch ausge-
reicht, eine stationäre, d. h. sich zahlenmäßig kaum verändernde Bevölke-
rung sicherzustellen. Seit 1972 aber liegt die Zahl der Geburten unter der 
Zahl der Sterbefälle. Seitdem ist die natürliche Bevölkerungsbewegung in 
Deutschland negativ. Wir schrumpfen also. 
Das ist bisher nicht weiter aufgefallen, weil das Geburtendefizit von der 
Einwanderung kompensiert und sogar überkompensiert wurde; nur wenn 
man sich Geburten- und Sterbeziffer ansah, konnte man die Veränderung be-
merken. Diese Beschreibung trifft jedenfalls für Westdeutschland zu, dessen 
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Bevölkerung nach dem Zweiten Weltkrieg von etwa 40 Mio. auf 60 Mio. 
angewachsen ist, aufgrund von Wanderungsbewegungen, die Flüchtlinge aus 
den ehemaligen deutschen Ostgebieten und aus der DDR, aber auch Zuwan-
derer aus dem europäischen Ausland ins Land brachten. 
Etwas anders sieht es ins Ostdeutschland aus. Dort sind nach dem Krieg 
überwiegend junge Menschen weggezogen, auch nach dem Mauerbau. Die 
Bevölkerung schrumpfte von etwa 20 vor dem Zweiten Weltkrieg auf 17 
Millionen unmittelbar vor der Wende 1989, was auch die pronatalistische, 
also geburtenfördernde Politik der DDR nicht verhindern konnte. Hinzu 
kommt, dass die Geburtenrate nach der Wende überall in Ostdeutschland um 
50 Prozent sank. 
Deshalb haben uns in Ostdeutschland mittlerweile die ersten Vorboten eines 
Schrumpfungsprozesses erreicht, nämlich die zahlreichen Schulschließun-
gen. Die Zahl der Schüler ist nämlich auch um 50 Prozent zurückgegangen. 
Das weiß kaum jemand, aber wenn man eine Dorfschule schließen muss, 
wird das deutlich. Mit einiger Verzögerung wird das etwa im Jahr 2019 auch 
die Hochschulen treffen und etwas vorher schon den Lehrstellenmarkt.
Dieser Prozess wird von Bevölkerungswissenschaftlern zweite demographi-
sche Transition genannt; als erste demographische Transition bezeichnet man 
den Übergang von zahlenmäßig stagnierenden zu wachsenden Bevölkerun-
gen. 
Anfänglich dachten viele naiverweise, die sinkende Geburtenrate zeige 
den Übergang von einem demographischen Gleichgewicht zu einem neuen 
Gleichgewicht auf niedrigerem Niveau an. Mittlerweile wissen wir, dass 
dem nicht so ist. Vielmehr haben wir es hier mit dem Übergang zu einem 
Schrumpfungsprozess zu tun, den man mittlerweile zumindest kurz- und 
mittelfristig kaum noch umkehren kann.
Mit der Politik ist es nämlich wie mit der Ökologie: Wenn man etwas merkt, 
dann kann man nicht mehr gegensteuern. Der Schrumpfungsprozess voll-
zieht sich zwar schleichend, gewinnt im Zeitablauf aber immer mehr an 
Geschwindigkeit. Denn Kinder, die nicht geboren werden, können ihrerseits 
auch keine Kinder hervorbringen. 
Man kann das an einem einfachen Beispiel demonstrieren. In Deutschland 
werden im Jahr rund 700 000 Kinder geboren. Um diese Generation komplett 
zu ersetzen, müsste sie ihrerseits 700 000 Kinder hervorbringen. Bei der ge-
genwärtigen Geburtenrate von 1,4 Kind je Frau bringt der Geburtsjahrgang 
aber nur etwa 490 000 Kinder hervor, es fehlen also 210 000 Kinder, die 
wiederum keine Kinder hervorbringen.
Bleibt die Geburtenrate weiterhin bei konstant 1,4 Kind pro Frau, dann wer-
den in der Enkelgeneration nur noch etwa 340 000 Kinder geboren, d. h. die 
Kinderzahl hat sich nach zwei Generationen, etwa 60 bis 70 Jahren, mehr 
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als halbiert. Und damit hört es nicht auf. Sie sehen: Es dauert, bis man etwas 
merkt, aber dann macht sich das Geburtendefizit um so stärker bemerkbar 
und verschwindet auch nicht wieder. Axel Börsch-Supan vom Mannheimer 
„Institute for the Economics of Aging“ hat diese Entwicklung deshalb zu 
Recht mit einem Gletscher verglichen, der sich zwar nur langsam zu Tal be-
wegt, dafür aber unaufhaltsam.
Die Schrumpfung ist aber nur eine Seite des demographischen Wandels; die 
andere ist der Alterungsprozess. Hygienischer Fortschritt, Ernährung und 
arbeitserleichternde Maschinen haben die Lebenserwartung in den Industrie-
ländern in den Jahrzehnten seit dem zweiten Weltkrieg dramatisch steigen las-
sen; mittlerweile liegt sie bei 75 Jahren für Männer und 81 Jahren bei Frauen. 
In den vergangenen 160 Jahren ist die Lebenserwartung statistisch gesehen 
jedes Jahr um drei Monate gestiegen. Das ist erfreulich. Noch vor reichlich 
hundert Jahren, als Bismarck das Rentensystem einführte, erreichten gerade 
einmal vier Prozent der Menschen die Rentengrenze von 65 Jahren. 
Deswegen war das System relativ billig. Wer überhaupt Rentner wurde, hatte 
dann nur noch eine Lebenserwartung von vier oder fünf Jahren, so dass das 
Rentensystem keine große Belastung für die Wirtschaft war. Diese an sich 
erfreuliche Entwicklung müsste uns nicht sonderlich bekümmern, wenn die 
Geburtenrate wenigstens auf Ersatzniveau läge. Nun gibt es aber zusätzlich 
ein dramatisches Geburtendefizit, was bedeutet, dass einer noch wachsenden 
Zahl immer länger lebender alter Menschen eine sinkende Zahl junger Men-
schen gegenübersteht. 
Dass die Zahl der Rentner trotz schrumpfender Bevölkerung wächst, hat 
damit zu tun, dass die geburtenstarken Nachkriegsjahrgänge 1947 bis 
1971 – also bis zum Einschnitt der Pille und der Freigabe der Abtreibung 
– jetzt einer nach dem anderen das Rentenalter erreichen. 
Für ihre Rente müssen die immer kleiner werdenden Jahrgänge aufkommen, 
die nach dem Babyboom, also ab den 70er Jahren, geboren wurden. Oder 
anders ausgedrückt: Die Schrumpfung wirkt sich zuerst an der Basis der Al-
terspyramide aus, nicht an der Spitze.
Damit bin ich schon bei den Problemen, die der demographische Wandel ver-
ursacht. Eines der Probleme ist, dass unser umlagefinanziertes Gesundheits-, 
Pflege- und Rentensystem nicht mehr funktioniert, wenn den Empfängern 
nicht hinreichend viele Beitragszahler gegenüberstehen. Das ist schon jetzt 
der Fall, wenn man bedenkt, dass jeder sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte fast ein Fünftel seines Bruttoeinkommens in die Rentenkasse einzahlt 
und dann noch das Kassendefizit mit Steuern ausgleichen muss. 
In der Politik wird nun gesagt: Wir haben im Augenblick ein Rentenproblem. 
In Wirklichkeit kommt das Rentenproblem erst noch, denn wie gesagt gehen 
die geburtenstarken Jahrgänge mit jeweils mehr als einer Million Angehö-
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rigen ab 2012 in den Ruhestand. Die auf sie folgenden Jahrgänge sind im 
Schnitt um eine halbe Million Menschen kleiner. 
Das heißt: Heute kommen 168 Beitragszahler für 100 Rentner auf. Im Jahr 
2050 dagegen kommen auf  93 Beitragszahler 100 Rentner; das ist die vom 
Institut der Deutschen Wirtschaft Köln errechnete mittlere Variante. Als rea-
listisches Szenario werden 82 Beitragszahler auf 100 Rentner betrachtet, so-
fern sich am effektiven Rentenzugangsalter nichts ändert. Die optimistische, 
aber unrealistische Variante der Bundesregierung ist ein Verhältnis von 122 
Beitragszahlern zu 100 Rentnern. Die Entwicklung der Rentenbeiträge und 
Steuern kann sich jeder von Ihnen selbst ausrechnen.
Wie man auch rechnet, das Verhältnis wird ungünstiger. Denn, wie der Be-
völkerungswissenschaftler Herwig Birg bemerkt hat: Der demographische 
Wandel schafft nicht nur Probleme, sondern reduziert zugleich unsere Mög-
lichkeiten, sie zu lösen. Das ist die bittere Wahrheit.
Das stellt unsere Gesellschaft vor eine große Herausforderung. Schon 2030 
wird die Gruppe der 20- bis 40-Jährigen etwa genauso groß sein wie die 
Gruppe der Über-60-Jährigen. Bis 2050 wird die Gruppe der Jungen dann 
von 36 Mio. auf etwa 30 Mio. schrumpfen, die der Alten auf etwa 38 Mio. 
steigen. 
Das hat in einer Demokratie Konsequenzen. Diese Mehrheit könnte beschlie-
ßen, auf Kosten der wenigen Jungen zu leben. Frank Schirrmacher, Autor des 
Sachbuchbestsellers „Das Methusalem-Komplott“, hat am Beispiel Floridas 
gezeigt, dass das zu heftigen gesellschaftlichen Verwerfungen führt. Die 
Mehrheit der Alten dort wählt Politiker, die Sicherheit und Straßenbeleuch-
tung versprechen – auf Kosten der Jungen, die dafür die Steuern aufbringen 
müssen –, während die Minderheit der Jungen Schulen und bessere Bildung 
will. Solche Generationenkonflikte können zu ernsten Problemen führen, 
wenn sich die Jungen wehren, etwa mit Streiks, oder indem sie sich aus dem 
System in die Schwarzarbeit verabschieden.
Das habe ich an meinen Kindern erlebt. Mein Sohn ist mit 15 Jahren für ein 
Schuljahr in die USA gegangen, nach Prescott, Arizona. Ein hübsches Städt-
chen in den Bergen, das sich viele Rentner als Ruhesitz aussuchen. Es hatte 
folglich ein starkes Bevölkerungswachstum zu verzeichnen. Die Mehrheit 
der Alten hat im Stadtrat irgendwann beschlossen, dass der Sportunterricht 
an öffentlichen Schulen nicht mehr von der Kommune bezahlt wird. Mein 
Sohn musste also für den Sportunterricht selbst bezahlen. Bei uns gibt es 
die durch Wanderungsbewegungen entstandenen Rentnerstädte noch nicht. 
Dennoch ist es eine der vielen Aufgaben der Politik bei der Bewältigung des 
demographischen Wandels, zu einem vernünftigen Ausgleich zwischen den 
Generationen zu kommen.
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Meine Damen und Herren, bevor ich auf die anderen Probleme zu sprechen 
komme, möchte ich Ihnen noch einmal am Beispiel Sachsens vor Augen füh-
ren, was demographischer Wandel heißt. Nicht nur, weil wir hier in Sachsen 
sind, sondern weil Sachsen wie die anderen neuen Länder bereits 15 Jahre 
vor den alten Ländern davon betroffen ist. 
Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Zu Beginn des Wendejahres 
lebten in Sachsen noch etwas mehr als 5 Mio. Menschen, heute sind es 
knapp 14 Prozent weniger (2004: 4,30 Mio. Ew.). In Niedersachsen und 
Bayern dagegen ist die Bevölkerung zwischen 1990 und 2000 um reichlich 
7 Prozent gewachsen. Das eigentliche Problem kommt aber erst noch: Für 
Sachsen wird bis 2020 ein weiterer Rückgang um 15 Prozent prognostiziert. 
Ein Rückgang von fast einem Drittel seit 1989 – das ist so, als ob die vier 
größten Städte Sachsens – Dresden, Leipzig, Chemnitz und Zwickau – völlig 
entvölkert würden.
Zudem wird sich der Altersaufbau Sachsens bis zum Jahr 2020 deutlich ver-
schieben. Schon jetzt hat Sachsen mit einem Durchschnittsalter von 42,3 Jah-
ren den höchsten Altersdurchschnitt aller Bundesländer. Er wird bis 2020 auf 
rund 49 Jahre steigen. Dann wird jeder dritte Sachse 65 Jahre und älter sein. 
Hauptsächlich ist das Phänomen der Alterung auf die Unterjüngung der 
Bevölkerung zurückzuführen, wie Bevölkerungswissenschaftler sagen, d. h. 
auf die massiven Geburtenausfälle insbesondere der letzten vier Jahrzehnte. 
Jahr für Jahr schrumpft die Bevölkerung Sachsens um eine Stadt von der 
Größe von Kamenz oder Grimma, weil mehr Menschen sterben als geboren 
werden. 
Wenn ich mir aber die öffentliche Diskussion ansehe, dann spielt etwas an-
deres eine Rolle – die Abwanderung. Das eigentliche Problem ist aber das 
Geburtendefizit, das durch die Abwanderung nur noch verstärkt wird. Über 
die Kinder, die nicht geboren wurden, wird viel zuwenig gesprochen. Deren 
Zahl summiert sich, gemessen am Überschuss der Sterbefälle, seit 1991 auf 
342 000. Diesem Geburtendefizit steht eine Nettoabwanderung von 112 000 
gegenüber (1,0 Mio. Fortzüge, 890 000 Zuzüge).
Dass mehr über die Abwanderung als über den Kindermangel gesprochen 
wird, ist ein psychologisches Problem: Abwanderung wird bemerkt, Nichtge-
bären wird allenfalls statistisch erfühlt. Aber wie gesagt: Nicht hauptsächlich 
wegen der vielbeklagten Abwanderung schrumpft und altert Sachsen drama-
tisch und schneller als viele andere europäische Regionen, sondern wegen 
des Geburtendefizits.
Dieses Geburtendefizit, das insbesondere auf einen dramatischen Einbruch 
der Geburtenrate Anfang der 90er Jahre zurückzuführen ist, macht Sachsen in 
demographischer Hinsicht zu einem „Pionier“ in einem europaweiten Wand-
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lungsprozess. Denn in Sachsen sind die Folgen dieses Wandels früher und 
stärker zu spüren als anderswo. 
Damit bin ich wieder bei den Problemen. Ein weiteres ist, dass das Arbeits-
kräfteangebot, d. h. die erwerbsfähige Bevölkerung in Sachsen, bis zum 
Jahr 2020 um rund ein Fünftel zurückgehen wird. Das mag angesichts der 
bedrückend hohen Arbeitslosigkeit wie eine gute Botschaft klingen, ist es 
aber nicht. 
Denn einerseits zeichnet sich ab, dass die Geringqualifizierten angesichts des 
gegenwärtigen Lohnniveaus einschließlich der Lohnnebenkosten und der 
weltweiten Konkurrenz wahrscheinlich weiterhin stark unter Arbeitslosigkeit 
leiden werden, wenn es uns nicht gelingt, mit anderen Maßnahmen gegenzu-
steuern, etwa mit Lohnergänzungsleistungen, also Lohnsubventionen.
Andererseits droht ein Fachkräftemangel, der zu einer ernsten Gefahr für 
die sächsische Wirtschaft werden kann, denn deren Stärke sind innovative 
und hochwertige Produkte. Gleichzeitig wird die Erwerbsbevölkerung älter. 
Ab 2010 werden mehr Arbeitnehmer aus dem Arbeitsprozess ausscheiden 
als eintreten. Damit steigt der Altersdurchschnitt, die Belegschaften in den 
Betrieben werden älter. 
Auch das macht sich erst jetzt bemerkbar. Anfang der 90er Jahre wurden 
alle über 50 in den Vorruhestand geschickt, weshalb die Unternehmen bisher 
kaum altersbedingte Abgänge zu verzeichnen hatten. In den vergangenen 15 
Jahren sind die Belegschaften aber ins Rentenalter hineingewachsen. Zu-
gleich wird es wegen des Geburtenknicks nach der Wende ab 2007 oder 2008 
zu wenig Lehrlinge geben, mit denen man die ausscheidenden Arbeitnehmer 
ersetzen kann – die jungen Leute sind einfach nicht da. Das führt zu Verän-
derungen. Denn es fehlt an jungen Leuten, die nach ihrer Ausbildung den 
jeweils neuesten Stand der Technik in die Betriebe hineintragen. 
Was das bedeutet, konnte man kürzlich der „Sächsischen Zeitung“ entneh-
men. Dort wurde berichtet, dass die Beschäftigten in der sächsischen Textil-
industrie seit 15 Jahren nicht mehr regelmäßig weitergebildet wurden, abge-
sehen von der Einweisung für neue Maschinen, und zwar, obwohl sich die 
Textilindustrie z. T. völlig neu ausgerichtet hat. Hinzu kommt die Tatsache, 
dass bereits vier von zehn Unternehmen keine Arbeitnehmer über 50 Jahre 
mehr beschäftigen. 
Künftig werden solche erfahrenen Mitarbeiter, also die 50- bis 60-Jährigen, 
mangels Nachwuchs aber zur wichtigsten personellen Ressource der Unter-
nehmen, die man nicht wie bisher verschwenden kann, indem man die Leute 
in den Vorruhestand schickt oder Arbeitslose über 50 nicht mehr einstellt. 
Ganz abgesehen davon, dass wir das gar nicht mehr finanzieren können. Der 
Fachkräftemangel kann mittlerweile sicher prognostiziert werden; er wird 
sich in Sachsen ab etwa 2008 oder 2010 bemerkbar machen. 
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Strittig ist dagegen noch, ob das Innovationspotential und die Produktivität 
unserer sächsischen Wirtschaft sinken werden oder nicht. Herwig Birg ist 
beispielsweise der Ansicht, dass sich der demographische Wandel bereits 
jetzt im niedrigen Trendwachstum pro Kopf niederschlägt, und er weist 
darauf hin, dass das Volkseinkommen einer schrumpfenden Bevölkerung 
langsamer steigt als die Produktivität. 
Das heißt: Wenn sich Produktivität und Einkommen je Kopf bis 2050 verdop-
peln, würde die Wirtschaft und damit das Volkseinkommen – so meint Birg 
– insgesamt nur um 30 Prozent wachsen, und dieser bescheidene Zuwachs 
müsste dann noch einigermaßen gerecht zwischen den Generationen aufge-
teilt werden.
Ein solch geringes Wachstum wäre ein großes Problem. Innovative und hoch-
wertige Produkte sind sehr kapitalintensiv, und angesichts einer schrump-
fenden und alternden Erwerbsbevölkerung wird die Kapitalintensität unserer 
Wirtschaft noch zunehmen. Niedriges Wachstum wird die Investoren aber 
veranlassen, zunächst einmal nach renditeträchtigeren Ländern Ausschau 
zu halten, was die gegenwärtige Investitionszurückhaltung in Deutschland 
tendenziell noch verschärfen dürfte. Wir drohen da in eine unaufhaltsame 
Abwärtsspirale zu geraten, sofern es uns nicht gelingt, neue Innovations- und 
Produktivitätspotentiale zu erschließen. Ich glaube, dass es da entscheidend 
darauf ankommt, auf Bildung zu setzen, nicht nur in den Schulen, sondern 
auf lebenslanges Lernen, so dass auch 50- und 60-Jährige auf dem neuesten 
Stand sind. 
Die Wachstumsproblematik betrifft auch den Staat, denn mit wachstumsbe-
dingt nennenswert steigenden Steuereinnahmen kann man einschließlich der 
Mittel aus dem Finanzausgleich nicht unbedingt rechnen. Beispielsweise hat 
Helmut Seitz von der TU Dresden in seinem Gutachten über die künftige 
Entwicklung des sächsischen Haushalts angenommen, dass die Wirtschaft 
konstant mit einem Prozent wächst. Das ist aber gar nicht das Hauptproblem 
aus Sicht der Staatsfinanzen. Viel wichtiger ist, dass das Budget aufgrund des 
demographischen Wandels schrumpfen wird. 
Wie Sie wissen, orientieren sich die Zahlungsströme im Bund-Länder-Fi-
nanzgefüge in hohem Maße an den Einwohnerzahlen eines Landes. Mit je-
dem Einwohner weniger reduzieren sich die Zahlungen im Rahmen der Aus-
gleichssysteme – also Umsatzsteuervorwegausgleich, Länderfinanzausgleich 
und Fehlbetragsbundesergänzungszuweisungen. Für Sachsen führt dabei der 
Verlust eines „einzigen Kopfes“ – sei es durch Wegzug oder Nichtgeburt – zu 
Mindereinnahmen in Höhe von 2.350 EUR – und zwar jährlich. Damit hat 
der Freistaat allein auf Grund des Bevölkerungsrückgangs seit 1990 rechne-
risch jedes Jahr rund 1 Mrd. EUR weniger in der Kasse.
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Bei einem prognostizierten Bevölkerungsrückgang bis 2020 um weitere 15 
Prozent ergeben sich auf der Einnahmenseite große Anpassungslasten in 
einem Volumen von rund 1,8 Mrd. Euro, die Abschmelzung der Solidarpakt-
mittel noch gar nicht mitgerechnet, die weitere Ausfälle von noch einmal 1,7 
Mrd. Euro bedeutet. 
Das bringt auf der Ausgabenseite eine Menge Schwierigkeiten mit sich. Denn 
erstens besteht der größere Teil der Ausgaben aus fixen Kosten etwa für den 
Unterhalt von Straßen, und diese Kosten sinken nicht automatisch auch um 
15 Prozent. Weniger Einwohner bedeuten steigende Kosten für die Infra-
struktur, ob nun für die Wasser- und Abwasserversorgung, den Straßenbau, 
die öffentliche Beleuchtung oder die Verwaltung. Solche Einrichtungen kann 
man aber nicht linear herunterfahren. Sie müssen eine bestimmte Mindest-
größe haben, und wenn sie unterschritten wird, muss man sie stilllegen. 
Angesichts der Haushaltsprobleme auf der Einnahmen- und Ausgabenseite 
sind die Zeiten, in denen Länder und Kommunen in Ostdeutschland eine 
höhere Finanzmasse je Einwohner zur Verfügung haben als die im alten 
Bundesgebiet, in absehbarer Zeit vorbei – insbesondere, da die Zahlungen 
aus dem Solidarpakt bis 2019 auf Null abgeschmolzen werden. Der demogra-
phische Wandel wird Länder wie Kommunen regional sehr unterschiedlich 
treffen. 
Die neuen Länder sind sehr viel stärker betroffen als die alten, weil bei uns der 
Schrumpfungsprozess wegen des Geburtenknicks nach der Wende schneller 
abläuft. Einige der alten Länder dagegen werden zunächst noch Wanderungs-
gewinne verzeichnen können. Ganz ähnlich sieht es bei den Kommunen aus. 
Die Bevölkerung von Dresden und Leipzig wird leicht wachsen. Beide Städte 
haben Wanderungsgewinne zu erwarten, weil sie wirtschaftlich attraktiv sind 
und eine gute Lebensqualität bieten.
Dagegen schrumpft die Bevölkerung Hoyerswerdas bis 2020 noch einmal 
um fast 40 Prozent. Die Infrastruktur Hoyerswerdas war mal auf 70 000 bis 
80 000 Menschen ausgelegt; jetzt sind nur noch 46 000 übrig, und 2020 wer-
den es rund 28 000 sein. Die Stadt ist für ihre Einwohnerschaft jetzt schon 
viel zu groß, die Mittel für die notwendige Anpassung reichen aber nicht aus 
und werden immer geringer. 
Der Freistaat hat nicht die Mittel, den Anpassungsprozess finanziell großzü-
gig abzufedern, und auch der Bund wird in den kommenden Jahren immer 
weniger in der Lage sein, hier zu helfen. Die angesprochenen Kostenrema-
nenzen haben aber nicht nur Folgen für die Haushaltspolitik, sondern auch 
für die Raumplanung. 
Dass da etwas auf uns zukommen würde, ist vielen von uns intuitiv bewusst 
geworden, als Ende der 90er Jahre eine Million Wohnungen in Ostdeutsch-
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land leerstanden. Allein in Sachsen sind es 460 000, Tendenz steigend, und 
daran ändert sich trotz der Abbruchstrategie nicht viel.
In den letzten Jahren wurde diese Entwicklung vielfach noch als isoliertes 
Problem des Wohnungsmarktes wahrgenommen und den Überinvestitio-
nen wegen der Abschreibungsbedingungen in den 90er Jahren zugeschrie-
ben. Erst ganz allmählich wird den Menschen bewusst, dass nicht nur der 
Wohnungsmarkt betroffen ist, wenn die Bevölkerung einer Stadt oder eines 
Landkreises dramatisch abnimmt. Das heißt: Wir werden Abschied nehmen 
müssen von der lieb gewonnenen engmaschigen Infrastruktur. Der Markt hat 
diese Anpassung bereits vollzogen. Post, Banken und Sparkassen schließen 
unrentable Filialen, in vielen Dörfern gibt es keine Einkaufsmöglichkeit 
mehr. 
Der Staat hat genau die gleichen Kostenremanenzen wie die Privaten, tut sich 
mit den nötigen Anpassungen aber viel schwerer, etwa bei Schulen, Kultur-
einrichtungen oder Schwimmbädern. Doch auch der Staat muss seine Infra-
struktur anpassen, wenn sie bezahlbar bleiben soll. Denken Sie noch einmal 
an die Einwohnerzahlen: erst 5 Millionen, 2020 3,7 Millionen.
Dies ist nicht nur eine Herausforderung fiskalischer Art, sondern mehr noch 
eine mentale Herausforderung. Wir merken das bei jeder Schule, die wir 
mangels Schülern schließen müssen: Mit der Infrastruktur verlieren die Men-
schen ein Stück ihrer Identität, und dagegen wehren sie sich. Denn wir haben 
uns daran gewöhnt, auf dem hohen Niveau zu leben, das ein Volk mit 82 
Millionen so gerade eben noch finanzieren kann, und können uns nicht mehr 
vorstellen, auf niedrigerem, weniger engmaschigem Versorgungsniveau zu 
leben. 
Das Problem wird dadurch verschärft, dass ein guter Teil unseres bisherigen 
Lebensstandards auf Pump finanziert ist. Mit Schulden, die künftige Genera-
tionen mit Zins und Zinseszins abbezahlen müssen, und diese Generationen 
werden immer kleiner, haben also pro Kopf ohnehin eine größere Schulden-
last zu tragen als wir heute. Selbst wenn also die Nettoneuverschuldung auf 
Null sinkt, wird die Schuldenlast pro Kopf dramatisch steigen.
Wie schwer es ist, vermeintlich unantastbare Besitzstände aufzugeben, ha-
ben wir im vergangenen Sommer erlebt, als die Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe als „Armut per Gesetz“ angeprangert wurde. 
Nebenbei bemerkt: Dass dieser Spruch verfing, hat auch etwas mit der Staats-
gläubigkeit der Menschen zu tun. Viele glauben noch immer, der Staat könne 
Arbeitsplätze und Wohlstand schaffen, oder er sei für die Bevölkerungsent-
wicklung verantwortlich. Es wäre ja schön, wenn wir Politiker Wohlstand 
und Kinder per Gesetz verordnen könnten. Wenn das ginge, würden wird das 
sofort machen.
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Nur muss das Geld, das wir umverteilen wollen, erst einmal verdient werden. 
Da wir Politiker Kinder nicht verordnen können und da weiterhin die Zahl 
der Verdiener schrumpft, ist eben auch weniger zum Umverteilen da. Und 
wenn wir den heutigen Wohlstand mit Schulden finanzieren, dann ist das für 
künftige Generationen tatsächlich Armut per Gesetz. Wir verschieben die 
Lasten nur auf die nächste Generation der Steuerzahler, und das sind Sie!
Meine Damen und Herren, jedes einzelne dieser Probleme zeigt: Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft stehen vor großen Herausforderungen. 
Glücklicherweise ist die Ausgangslage in Sachsen günstig. Erstens ist die fi-
nanzielle Situation dank unserer soliden Haushaltspolitik gut, d. h. wir haben 
einen finanziellen Spielraum bei der Bewältigung der Anpassungslasten, der 
deutlich größer ist als der beispielsweise von Brandenburg. Wenn Sachsen 
die gleiche Pro-Kopf-Verschuldung wie Brandenburg hätte, müssten wir je-
des Jahr 700 bis 750 Millionen Euro mehr für den Schuldendienst zahlen. 
Zweitens haben die Menschen hier in den letzten vierzehn Jahren umfangrei-
che Erfahrungen mit Umbruchprozessen und Wandel gemacht. Diese Erfah-
rungen und die vorhandene Anpassungsbereitschaft werden uns helfen, mit 
den oft schmerzlichen Veränderungen zurechtzukommen.
Ich habe – wie Sie an meinem Lebenslauf sehen – Erfahrungen in beiden Tei-
len Deutschlands gemacht und habe feststellen können, dass die Anpassungs-
bereitschaft in Westdeutschland viel geringer ist als bei uns. Damit haben wir 
bei der Bewältigung des demographischen Wandels einen großen Vorteil.
Drittens sind wir bereits dabei, die Probleme des demographischen Wandels 
zu analysieren und Handlungsoptionen zu entwickeln. Die wissenschaft-
lichen Gutachten, die beim Sächsischen Demographiegipfel am 21. April 
vergangenen Jahres vorgestellt wurden, sind dafür eine wichtige Grundlage. 
Sachsen ist Vorreiter bei der Bewältigung des demographischen Wandels. 
Mit Sachsen meine ich nicht nur die Staatsregierung, sondern tatsächlich alle 
Akteure. Kommunen, Unternehmen, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, 
Parteien, Kirchen und nicht zuletzt jeden einzelnen Bürger. Alle diese Ak-
teure müssen gemeinsam Antworten auf zwei Fragen finden. Erstens: Wie 
passen wir unser Land an eine schrumpfende und alternde Bevölkerung an? 
Zweitens: Was können wir tun, um den Schrumpfungsprozess abzumildern 
oder gar zu stoppen?
Die Antworten auf die erste Frage kann man unter „Anpassungsstrategien“ 
rubrizieren, die Antworten auf die zweite Frage unter „Ursachenbekämp-
fung“. Bei den Anpassungsstrategien kommt der Haushaltspolitik eine 
zentrale Rolle zu. Um auch künftig handlungsfähig zu sein, müssen wir die 
Ausgaben den sinkenden Einnahmen anpassen. 
Das heißt dreierlei. Erstens: Die zur Verfügung stehenden Mittel müssen auf 
die Leistungen konzentriert werden, die der Staat unbedingt eigenständig 
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erbringen muss. Daher müssen alle bislang staatlich wahrgenommenen Auf-
gaben daraufhin überprüft werden, ob sie nicht auch privatwirtschaftlich oder 
in Kooperation zwischen Staat und Privaten realisiert werden können. 
Die Neuordnung der staatlichen Aufgaben ist allerdings nicht nur ein Gebot 
der Haushaltspolitik, sondern, wie ich meine, auch eine ordnungspolitische 
Aufgabe ersten Ranges. Denn es gilt, die knappen Ressourcen effizienter 
einzusetzen als bisher, und Effizienz entsteht eben im Wettbewerb am Markt. 
Das heißt: Der Markt muss aus der Zwangsjacke staatlicher Eingriffe befreit 
werden, damit er seine Problemlösungskapazität nutzen kann. Erst wenn sich 
die gegenwärtige Krisensituation auch in den Preisen niederschlägt, ist eine 
Anpassungsreaktion des Marktes möglich. 
Instruktiv ist hier ein Blick auf das Krisenszenario des „Club of Rome“ aus 
dem Jahre 1972. „Grenzen des Wachstums“ war damals ein vielbeachtetes 
Buch. Das Krisenszenario besagte, dass der ungeheure Ressourcenverbrauch 
die Wirtschaft um das Jahr 2000 an Grenzen des Wachstums stoßen lasse. 
Dieses Szenario ist nie eingetreten, weil sich der Faktor „Umwelt“ in den 
Preisen niederschlug und den Markt zu Anpassungsreaktionen zwang, die 
einen effizienteren Ressourcenverbrauch zur Folge hatten.
Nicht anders verhält es sich mit anderen limitierten Faktoren wie Arbeit 
und Kapital. Funktioniert der Marktmechanismus, ruft die Verknappung des 
Faktors Anpassungsreaktionen hervor, die weiteres Wachstum induzieren 
können. Dazu bedarf es marktliberaler Reformen, die die bisher gebundenen 
Kräfte des Marktes entfesseln. Beispielsweise, indem Arbeitskosten und So-
zialsysteme entkoppelt werden und die Regulierung des Arbeitsmarktes auf 
ein verträgliches Maß reduziert wird.
Zweitens bedeutet eine kleiner werdende Bevölkerung, dass an der weiteren 
Reduzierung des Personals im Öffentlichen Dienst kein Weg vorbeiführt. Die 
Entscheidung zum Personalabbau hat die Sächsische Staatsregierung gestern 
getroffen. In den Zeitungen ist aber zu lesen, es sei unmöglich, dass der Staat 
Stellen einspart. Das ist aber unumgänglich. Schon jetzt haben wir pro 1000 
Einwohner 10 Prozent mehr öffentliche Bedienstete als die alten Bundeslän-
der. Weil Sachsens Bevölkerung um 15 Prozent schrumpft, werden wir also 
10 000 bis 20 000 Stellen abbauen müssen. 
Das wird im übrigen kein linearer Abbau sein. Denn es ändert sich nicht 
nur die Einwohnerzahl, sondern auch die Bevölkerungsstruktur. Eine ältere 
Bevölkerung hat aber andere Bedürfnisse als eine junge. Nehmen Sie den 
öffentlichen Nahverkehr: Eine ältere Bevölkerung hat ein anderes Mobilitäts-
bedürfnis, und darauf müssen wir uns einstellen.
Bei einer derartigen Veränderung der Bevölkerung geht der Umfang der 
staatlichen Aufgaben drastisch zurück. Der Altersabgang wird nicht ausrei-
chen, um den öffentlichen Dienst zu verkleinern. Um betriebsbedingte Kün-
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digungen werden wir nicht herumkommen. Deshalb ist die Beschäftigung der 
Beamten auf Lebenszeit nicht mehr zeitgemäß. 
Eine andere Frage ist, wie wir eine bürgernahe staatliche Verwaltung orga-
nisieren können, wenn die Einwohnerdichte sinkt und wir nicht mehr die 
Ressourcen haben, um flächendeckend präsent zu sein. Hier werden die 
Möglichkeiten der IT-Technik zweifellos eine wichtige Rolle spielen. So 
wie Banken ihre Filialen schließen und Geldautomaten aufstellen oder das 
Internet-Banking forcieren, so muss der Staat technische Lösungen finden, 
um seine Aufgaben auch aus relativer Ferne erledigen zu können.
Um ein Beispiel zu nennen: Es ist nicht notwendig, auf Dauer ein Netz von 
35 Finanzämtern zu haben. Ähnlich wie Wirtschaftsunternehmen brauchen 
wir ein front office, das sich um die Beratung der Bürger kümmert, während 
die Steuererklärungen zentral in einem back office erledigt werden, zumal 
Steuererklärungen zunehmend auch elektronisch eingereicht werden.
Drittens stellt sich der Haushaltspolitik die Aufgabe, Anpassungen auch 
im Infrastrukturbereich vorzunehmen. Unzureichend ausgelastete Schulen 
müssen geschlossen oder zusammengelegt werden, Ver- und Entsorgungska-
pazitäten in Gebieten mit abnehmender Bevölkerungsdichte müssen zurück-
gebaut werden, in den Zuzugsgebieten dagegen auf- und ausgebaut werden. 
Übrigens heißt es, wenn wir eine Schule schließen, fälschlicherweise, der 
Staat will Geld sparen. In Wirklichkeit versuchen wir nur, die Kosten pro 
Schüler auf dem jetzigen Niveau zu halten.
Problematisch an diesem Infrastrukturabbau ist, dass es wie gesagt für den 
effizienten Betrieb dieser Infrastruktur technische oder qualitative Mindest-
größen gibt. Eine lineare Anpassung ist oft nicht möglich; Schulen müssen 
ab einem bestimmten Punkt geschlossen werden, statt einfach Jahrgangsstufe 
für Jahrgangsstufe wegfallen zu lassen. Denn es geht auch um die pädagogi-
sche Qualität. Wenn wir in der Schule fordern und fördern wollen, dann müs-
sen wir differenzieren können, und dazu müssen Schulen und Klassen eine 
gewisse Mindestgröße haben. PISA hat ja gezeigt, dass diejenigen Länder am 
besten abschneiden, die große Schulen haben. 
Auf solche Probleme müssen wir jetzt reagieren, statt den Kopf in den Sand 
zu stecken. Und ich finde, dass wir Politiker die verdammte Pflicht haben, 
diese Probleme nicht in die Zukunft zu verschieben, also auf Sie, meine Da-
men und Herren. 
Für die Menschen sind diese Entscheidungen schmerzlich. Wir haben das 
in den vergangenen Jahren bei jeder der mehr als 600 Schulschließungen in 
Sachsen erlebt. Aber wir müssen den Bürgern begreiflich machen, dass die 
gewohnte großzügige und ortsnahe Ausstattung mit Infrastruktur eine große 
und stabile Bevölkerung voraussetzt. Eine kleine, schrumpfende und ältere 
Bevölkerung kann sich diese Ausstattung nicht leisten. Die Kunst der Politik 
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liegt also darin, eine andere Ausstattung zu schaffen und zugleich das Quali-
tätsniveau auf innovative Art und Weise zu sichern. Deshalb müssen wir ver-
stärkt darauf achten, neue Infrastrukturinvestitionen auf den künftigen Be-
darf auszurichten und sie zwischen Land und Kommunen abzustimmen, aber 
auch zwischen den Kommunen bzw. den Ländern untereinander, Stichwort: 
Mitteldeutschland. Das heißt: Wir brauchen nicht nur eine andere Haushalts-
politik, sondern auch eine übergreifende, strategische Raumplanung. Denn 
sonst liefern sich die Kommunen untereinander eine ruinöse Konkurrenz um 
Einwohner und Unternehmen, die statt der erforderlichen Haushaltsanpas-
sung weitere Fehlallokationen nach sich zieht. Wenn z. B. ein Bürgermeister 
oder Gemeinderat heute über eine Infrastrukturinvestition entscheidet, dann 
wird er sich an den heutigen Bedürfnissen der Wähler orientieren. So eine 
Investition hat aber eine Lebensdauer von 30 Jahren. Der Bürgermeister 
muss sich also heute fragen, ob angesichts von Schrumpfung und Alterung 
diese Investition auch in 20, 30 Jahren noch notwendig und der Unterhalt 
finanzierbar ist. Eine derartige strategische Planung und langfristiges Denken 
muss in allen Politikbereichen Einzug halten, wie auch in der Wirtschaft und 
den Köpfen der Menschen. 
Das betrifft z.B. den Arbeitsmarkt. Wir müssen unseren Unternehmen be-
greiflich machen, dass sie ihre Mitarbeiter kontinuierlich schulen müssen, 
und zwar auch dann noch, wenn sie älter als 50 Jahre sind. Wir müssen sie 
dafür gewinnen, in älteren Mitarbeitern Potentiale zu sehen, die man best-
möglich nutzen muss. Der biologische Alterungsprozess ist unabänderlich. 
Aber wir können und müssen etwas dafür tun, damit die Alten nicht auch 
einen geistigen Alterungsprozess durchlaufen, sondern dank lebenslangen 
Lernens geistig jünger werden. Zugleich müssen wir die Menschen darauf 
orientieren, dass ihr Berufsleben künftig nicht mit 65 Jahren endet – oder 
vielmehr mit 60, denn viele scheiden heute schon lange vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze aus dem Berufsleben aus.
Wir müssen auch ältere Menschen ermutigen, Unternehmer zu werden, was 
u. a. bedeutet, dass unsere Banken lernen müssen, auch einem 60jährigen 
einen Kredit für den Aufbau eines Unternehmens zu geben. Nicht zuletzt 
müssen unsere Unternehmen attraktiv für junge Menschen sein, denn sonst 
verlieren sie ihre Innovationsfähigkeit. 
Für junge Menschen ist dabei oft nicht in erster Linie Lohn und Gehalt ent-
scheidend, sondern ob sie Familie und Beruf unter einen Hut bekommen. 
Hier sind flexible Lösungen gefragt, die allen Beteiligten etwas bringen, 
den Unternehmen ebenso wie den Beschäftigten. Gute Lebens- und Karri-
erechancen junger Menschen sind eine Grundvoraussetzung für eine weiter-
hin positive Entwicklung unseres Landes. 
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Damit bin ich eigentlich schon bei der Ursachenbekämpfung angelangt, 
möchte aber noch kurz eine andere Lösung des demographischen Problems 
diskutieren. Oft ist zu hören, dass wir das Geburtendefizit durch Zuwanderer 
ausgleichen könnten. Also: nicht gebären, sondern gebären lassen. Demzu-
folge müssten in den nächsten 15 Jahren jedes Jahr netto rund 19 000 Zuwan-
derer nach Sachsen kommen, um den Sterbeüberschuss auszugleichen. 
Das ist aus mehreren Gründen nur eine Teillösung des Problems. Zuwande-
rung ist eine gute Lösung, wenn es darum geht, Fachkräfte nach Sachsen zu 
holen, um den Fachkräftemangel – darauf komme ich noch einmal zurück 
– auszugleichen. Das kann einerseits heißen, dass abgewanderte Sachsen zu 
uns zurückkehren oder dass Landsleute aus anderen Regionen Deutschlands 
zuwandern oder dass ausländische Fachleute zu uns kommen. 
Das ist ja schon jetzt der Fall. Sachsen ist für ausländische Wissenschaftler, 
Ingenieure, Manager, Ärzte und Künstler ein attraktives Land, wie z. B. die 
vielen ausländischen Mitarbeiter bei AMD oder beim Max-Planck-Institut 
für Genomforschung beweisen. Ohne Zweifel wird es uns deshalb gelingen, 
in der internationalen Konkurrenz um die klügsten Köpfe mitzuhalten. Den-
noch sind der Zuwanderung Grenzen gesetzt. Erstens, weil beispielsweise 
in unserer Nachbarschaft Osteuropa ebenso stark schrumpft und altert wie 
Ostdeutschland, es also auch dort an jungen Menschen fehlt. Außerdem wäre 
es unfair, unsere Probleme in den Osten zu verschieben.
Zweitens passen sich Zuwanderer innerhalb einer Generation dem hiesigen 
Geburtenverhalten an, so dass dies die Probleme unserer Sozialsysteme in 
dem Augenblick verschärft, in dem die Kinder der heute jungen Zuwanderer 
selbst in Rente gehen.
Drittens können wir Einwanderung in unsere Sozialsysteme nicht brauchen, 
denn sie sind ohnehin schon stark belastet. Untersuchungen zufolge sind 
Immigranten, insbesondere Asylbewerber, überproportional häufig Sozial-
hilfebezieher. 
Viertens verursachen geringqualifizierte Einwanderer ohne Kenntnisse der 
deutschen Sprache und Kultur nicht unerhebliche Integrationskosten, kosten 
also Geld, das dann an anderer Stelle fehlt. Zumal man bedenken muss, dass 
ein großer Teil der Einwanderer nicht dauerhaft hier bleibt, sondern viele 
nach einigen Jahren wieder in ihre Heimat zurückkehren.
Schließlich muss man sich mal das Ausmaß der nötigen Zuwanderung vor 
Augen führen. Die Prognose der UNO geht für Deutschland bei gleich blei-
bender Geburtenrate und konstanter bzw. steigender Lebenserwartung von 
einer jährlichen Zuwanderung von netto fast 350 000 Menschen aus. Dage-
gen beläuft sich die Bruttozuwanderung heute auf rund 200 000 Personen im 
Jahr, also Abwanderung ins Ausland noch nicht eingerechnet. 
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Zwischen den Jahren 2000 und 2050 müssten also mehr als 17 Millionen 
Menschen einwandern, damit die Wohnbevölkerung konstant bleibt. Wenn 
das Verhältnis von Erwerbstätigen im Alter von 15 bis 65 Jahren zu den Über-
65-Jährigen konstant bleiben soll – und das ist ja der Punkt: es geht um die 
Finanzierung der Sozialsysteme –, müssten jährlich 3,6 Millionen Menschen 
einwandern, in 50 Jahren also 181 Millionen. 
Das ist nicht realistisch. Bei den Problemen, die das für unsere Gesellschaft 
unweigerlich aufwirft, ist das nur in einem sehr mechanistischen Sinn eine 
Lösung, eine theoretische Rechnung, die in der Praxis nicht aufgeht. Wir 
müssen uns im klaren darüber sein, dass begrenzte und gesteuerte selektive 
Zuwanderung den Schrumpfungsprozess abmildern, ihn aber nicht stoppen 
kann. Deshalb komme ich nun wieder auf das Thema Ursachenpolitik zu 
sprechen.
Als eine der Ursachen, warum viele junge Menschen sich gegen Kinder ent-
scheiden, wird die unzureichende Vereinbarkeit von Arbeit und Familie ge-
nannt, was heutzutage neudeutsch als Work-Life-Balance bezeichnet wird. 
Tatsächlich liegen die Dinge etwas anders, denn wenn das die Hauptursache 
wäre, dann müssten wir in Ostdeutschland eine hohe Geburtenrate haben, 
weil wir hier das beste Kinderbetreuungssystem der Welt haben. Dem ist 
bekanntlich nicht so, so dass sich die Frage stellt, weshalb viele Menschen 
keine Kinder mehr bekommen oder, wenn sie eines bekommen, oft das zwei-
te und weitere Kinder nicht mehr bekommen. 
Auf diese Frage bietet die Ökonomie eine Reihe von Antworten, insbeson-
dere die Familienökonomie, die Gary S. Becker von der Chicago School of 
Economics in den 60er Jahren begründet hat. Dass Ökonomen die Familie 
wie ein Wirtschaftsunternehmen betrachten, hat damals viele Menschen em-
pört und tut es z. T. noch heute. 
Tatsächlich ist es nicht so, dass ein Paar die Entscheidung für oder gegen 
Kinder trifft, nachdem es eine gründliche Kosten-Nutzen-Rechnung gemacht 
hat. Aber gewissermaßen aus dem Bauch heraus treffen viele, die sich be-
wusst gegen Kinder entscheiden, eine ökonomisch rationale Entscheidung. 
Stellen Sie sich ein Elternpaar einmal als Investoren vor. Investoren verzich-
ten auf Gegenwartskonsum, investieren das gesparte Geld und erwarten da-
für eine Rendite, die ihnen einen höheren Zukunftskonsum ermöglicht. Das 
heißt, Eltern verzichten auf Konsum, um im Alter besser leben zu können als 
Kinderlose, die ihr Geld in den Konsum stecken. 
Jeder weiß mittlerweile, dass das nicht so ist. Mit steigender Kinderzahl wird 
die Rentenlücke im Vergleich zu kinderlosen Rentnern sogar größer. Und 
das Fernsehen führt uns die gutverdienenden und konsumierenden kinder-
losen Ehepaare, die Dinks, als Ideal vor. Das ist natürlich nicht der allein 
ausschlaggebende Grund für das Geburtendefizit. Kaum jemand macht sich 
66 67
darüber Gedanken, wie hoch seine Rente in 40 Jahren ausfallen wird. Das 
enthebt uns aber nicht der Aufgabe, unser Rentensystem familienfreundlicher 
zu gestalten. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zur Pflegeversicherung 
darauf hingewiesen, dass Eltern nicht nur einen monetären Beitrag zum 
Umlagesystem leisten, sondern auch einen generativen Beitrag, indem sie 
nämlich künftige Beitragszahler in die Welt setzen. Kinderlose tun dies nicht, 
weshalb sie seit diesem Jahr einen höheren Beitrag als Eltern zahlen müssen. 
Denkbar wäre auch eine Rente, deren Höhe nicht allein von den gezahlten 
Beiträgen abhängt, sondern auch von der Kinderzahl. Denn Kinderlose haben 
in der Regel ein höheres verfügbares Einkommen und können mehr fürs Alter 
sparen. Hinzu kommt: Im Augenblick fördern wir mit der Riester-Rente die 
Realkapitalbildung, aber nicht die Humankapitalbildung. Um die Notwen-
digkeit einer Rente nach Kinderzahl zu verdeutlichen, kann man sich der 
Metapher der drei Brote bedienen. Die erwerbstätige Generation muss drei 
Brote backen: eines, um sich zu ernähren, eines, um die Kinder zu ernähren, 
und eines, um die Alten zu ernähren. Geht die Erwerbstätigengeneration in 
Ruhestand, rückt die Kindergeneration nach und muss ihrerseits drei Brote 
backen. Wenn nun jemand keine Kinder hat, hat er ein Brot übrig. Einen Teil 
davon muss er aufheben, denn im Alter hat er selbst keine Kinder, die ihm 
ein Brot geben. Wird das Brot dagegen verzehrt, ist im Alter nichts da, und 
die Kinder der anderen Leute müssen von ihrem Brot etwas abgeben. Genau 
so ist es bei uns gekommen, weil der sogenannte Generationenvertrag für die 
Kindergeneration bestenfalls einen Kanten Brot übrig lässt und der Rest von 
den anderen beiden Generationen aufgezehrt wird. 
Diese Metapher stammt übrigens aus den 50er Jahren, als die umlagefinan-
zierte Rente eingeführt wurde. Wissenschaftler haben damals auf die Schief-
lage hingewiesen, in die das System gerät, wenn es keine Familienförderung 
gibt, wenn also eines der Brote nicht an die Kindergeneration weitergegeben 
wird. Bundeskanzler Adenauer hat damals gesagt: „Kinder kriejen die Leute 
immer“. Die Wissenschaftler haben mit ihrer Warnung recht behalten, aber 
das nützt uns jetzt natürlich auch nichts mehr.
Aus dem Konstruktionsfehler der Rentenversicherung ergeben sich zwei 
Gründe dafür, warum immer weniger Kinder geboren werden. Erstens sind 
Familien bisher nicht so gefördert worden, wie das bei einem echten Gene-
rationenvertrag der Fall sein sollte und wie es dem Grundgesetz angemessen 
wäre. Denn Artikel 6 stellt die Familie „unter den besonderen Schutz des 
Staates“ – nicht einmal die Menschenwürde genießt diesen „besonderen 
Schutz“. Daraus folgert der Verfassungsrichter Udo di Fabio, dass der Staat, 
also die Gemeinschaft der hier lebenden Menschen, gegenüber den Familien 
eine besondere Verpflichtung hat. So stellt er die Frage, wieso eine GmbH, 
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also eine Versammlung natürlicher Personen, gemeinschaftlich besteuert 
wird, also nach der Kopfzahl, eine Familie aber nicht. In der Tat spricht 
vieles dafür, die Familie der GmbH mindestens gleichzustellen und also ein 
Familiensplitting einzuführen. 
Das heißt, alle Einkünfte der Familie werden zusammengezählt und durch 
den Familienquotienten geteilt. In Frankreich liegt er für Ehepaare mit einem 
Kind bei 2,5, für Ehepaare mit zwei Kindern bei 3, für jedes weitere Kind 
steigt der Quotient um 1,0. Der Betrag wird dann nach der Grundsteuertabel-
le besteuert und wieder mit dem Familienquotienten multipliziert. In diesem 
System wird das dritte Kind steuerlich begünstigt. Der Fiskus geht davon aus, 
dass die Kosten der Familie mit dem dritten Kind deutlich steigen und also 
ihre Steuerkraft entsprechend sinkt. 
Die Progression der Steuer wird dadurch drastisch reduziert. Davon profitiert 
insbesondere die Mittelschicht, so dass in Mittelschichtfamilien deutlich 
häufiger drei Kinder geboren werden als in Deutschland. Zugleich fällt die 
Kinderlosigkeit deutlich geringer aus. In diesem System, das es in Frankreich 
seit 1945 gibt, ist das pro Kopf verfügbare Haushaltseinkommen von Fami-
lien mit Kindern deutlich höher als in Deutschland, zumal die französische 
Familienkasse noch eine ganze Reihe direkter Transferleistungen anbietet, 
deren erste eine Art Begrüßungsgeld für Kinder ist. Das ist nur logisch, denn 
Kinder verursachen schon vor ihrer Geburt Kosten für die nötigen Anschaf-
fungen. Verfassungsrichter di Fabio plädiert sogar dafür, das Kindergeld 
bereits während der Schwangerschaft zu zahlen.
Damit bin ich bei dem zweiten Grund für die Geburtenzurückhaltung in 
Deutschland angekommen: den Einkommensverlusten von Familien. Das 
deutlich niedrigere Haushaltseinkommen von Familien muss man nämlich 
vor dem Hintergrund eines beispiellos hohen Konsumniveaus sehen. Jahr-
zehntelang stieg das Konsumniveau, nicht nur weil die Wirtschaftskraft 
wuchs, sondern auch, weil Kinder, die nicht geboren werden, kein Geld 
kosteten. Der Soziologe Franz-Xaver Kaufmann schätzt, dass dadurch 2,5 
Billionen zusätzlich in den Konsum geflossen sind. Wir Deutschen sind nicht 
ohne Grund Reiseweltmeister und eine autovernarrte Nation. 
Wer Kinder hat, der muss sogar in zweierlei Hinsicht Konsumverzicht üben: 
erstens, indem er für den Eigenbedarf weniger Geld zur Verfügung hat, und 
zweitens, indem er einen Teil seiner Zeit den Kindern und nicht der Selbst-
verwirklichung widmet. 
Tatsächlich nimmt dieser Konsumverzicht ein ganz erhebliches Ausmaß an. 
Der Freibetrag für das sächliche Existenzminimum von Kindern ist für das 
Jahr 2005 auf 3.648 Euro festgelegt worden, der Freibetrag für Betreuung, 
Erziehung und Ausbildung auf 2.160 Euro, zusammen also 5.808 Euro pro 
Jahr. 
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Das macht in 18 Jahren 104.544 Euro, steigende Lebenshaltungskosten, die 
Ausbildung der Kinder oder den Zeitaufwand der Eltern noch nicht mitge-
rechnet. Dieser Betrag markiert die untere Grenze dessen, was ein Kind 
kostet. Sie können sich also vorstellen, dass Angehörige der Mittelschicht 
leicht das Doppelte oder Dreifache für ihre Kinder aufwenden. Die Faustre-
gel lautet: ein Kind aufzuziehen kostet so viel wie ein Einfamilienhaus. Man 
könnte sich dafür aber auch eine Menge anderer schöner Sachen kaufen. Mit 
steigendem Konsumniveau – oder ökonomisch ausgedrückt: mit steigenden 
Opportunitätskosten – sank die Geburtenrate. Das ist die bittere Wahrheit. 
Immer weniger junge Menschen wollten auf den gewohnten Konsum zu-
gunsten von Kindern verzichten. Viele wollten nur dann Kinder haben, wenn 
sie weiterhin auf hohem Niveau konsumieren und sich selbst entfalten kön-
nen. Geht das nicht, heißt es dann: „Kinder machen arm“ und „In diese Welt 
kann man keine Kinder setzen“. 
Offenbar ist im Konsumrausch der vergangenen Jahrzehnte – und da rede 
ich über meine Generation – die Erkenntnis verlorengegangen, dass Kinder 
Sinnstiftung bedeuten; dass es eine spannende Aufgabe ist, Kinder auf ihrem 
Weg ins Leben zu begleiten; oder dass der Gewinn an Lebensglück manchen 
materiellen Verzicht aufwiegt. Und nicht zuletzt: dass man in seinen Kindern 
weiterlebt, nicht in dem Haus oder Auto, das man hinterlässt. Aber auch die 
fehlende Bereitschaft zum persönlichen Konsumverzicht erklärt nicht alles. 
Ein dritter Grund ist die verzerrte Verteilung von Lebenszeit. Von Frauen 
erwartet man, dass sie zur gleichen Zeit, also im wesentlichen im Anschluss 
an die Ausbildung, Kinder haben und Karriere machen. Das ist eine Überfor-
derung, der oft der Kinderwunsch geopfert wird. 40 Prozent der deutschen 
Akademikerinnen bleiben deshalb lebenslang kinderlos. 
Sinnvoller wäre es, wenn Frauen auch nach der Kindererziehungsphase 
in den Beruf einsteigen und auch dann noch Karriere machen könnten. So 
könnte eine Frau mittleren Alters Karriere machen, und die Investition in ihre 
Ausbildung würde sich lohnen. Angesichts der stetig steigenden Lebenser-
wartung ist dafür jedenfalls genug Lebenszeit übrig. 
Was heißt also angesichts dieser Befunde Ursachenpolitik? Vordringlich 
scheint mir, einen echten Ausgleich zwischen den Generationen zu schaffen. 
Materiell bedeutet das, Familien wesentlich besser zu fördern. Beispiels-
weise durch die Einführung eines Familiensplittings, das die steuerliche 
Belastung von Familien deutlich verringert. Oder ein Familiengeld, das die 
höheren Kosten und die Einkommensausfälle in höherem Maße kompensiert 
als bisherige Leistungen. 
Politökonomisch betrachtet heißt Ursachenpolitik, dass die Interessen der 
künftigen Generationen geschützt werden müssen. Gegenwartskonsum darf 
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nicht auf Kosten der Zukunftschancen unserer Kinder und Enkel gehen. Das 
Beispiel Florida zeigt, dass das mit unserer Demokratie nicht machbar ist.
Eine Möglichkeit wäre das Familienwahlrecht. Eltern bekämen für jedes 
Kind eine Stimme mehr. Nun werden die Verfassungsjuristen unter Ihnen 
sagen, dass das glatt verfassungswidrig ist und gegen das Prinzip „one man, 
one vote“ verstößt. 
Aber auch Kinder sind Bürger dieses Landes, die von politischen Entschei-
dungen betroffen sind. Nur vertreten Politiker in der Demokratie die Inte-
ressen der Wähler, also der Älteren, nicht der Kinder. Man muss also eine 
institutionelle Sicherung einbauen, die die Politik dazu zu zwingt, familien-
freundlich zu handeln. Auch sonst kann viel getan werden, um ein kinder-
freundliches Land zu werden. Wir könnten z. B. aufhören, die Lärmimmissi-
onen von Kindergärten im Planungsrecht als Störgeräusch zu qualifizieren. 
Wir könnten Netze knüpfen, die Eltern helfen, Kinder und Beruf unter einen 
Hut zu kriegen. Tatsächlich geschieht das auf kommunaler Ebene ja schon, 
mit den lokalen Bündnissen für Familie. Unternehmen könnten sich häufi-
ger als bisher fragen, wie sie ihren Mitarbeitern helfen können, Zeit für ihre 
Kinder zu finden. Betriebskindergärten können ein Weg sein. Ebenso die 
zeitliche Entzerrung von Karriere und Familie. Das setzt die Bereitschaft 
voraus, Frauen auch nach mehrjähriger Kinderpause einzustellen. Denkbar 
wäre auch, nicht mehr nach dem Senioritätsprinzip zu entlohnen. Das Seni-
oritätsprinzip heißt, dass ältere Beschäftigte besonders teuer sind, weil das 
Einkommen mit dem Lebensalter steigt. Junge Menschen mit Kindern sind 
aber leistungsfähiger und brauchen mehr Geld als ältere Mitarbeiter, deren 
Kinder bereits aus dem Haus sind. Folglich sollten die Einstiegsgehälter hö-
her sein als heute und in späteren Lebensjahren wieder sinken, bei mir zum 
Beispiel. Die Kinder sind aus dem Haus, also brauche ich weniger Geld. Dass 
heißt also, dass die Unternehmen ihre Personalplanung künftig an der Le-
benszeit ihrer Mitarbeiter orientieren müssen. Hier liegt für die Tarifparteien 
eine interessante Aufgabe.
Meine Damen und Herren, wir stehen vor der großen Herausforderung, 
Anpassungsstrategien zu entwickeln und Ursachenbekämpfung zu betrei-
ben. Wenn wir erfolgreich sind, werden wir allerdings nicht damit belohnt, 
dass die Lage besser wird. Höhere Geburtenraten würden sich wegen des 
Zinseszinseffektes erst in 60, 70 Jahren spürbar auswirken, weil die heute 
zusätzlich geborenen Mädchen erst dann Kinder und Enkel haben. Und auch 
dann wird der Schrumpfungsprozess noch weitergehen. Vielmehr wird sich 
die Lage, was immer wir auch tun, in den kommenden Jahren zuspitzen. Die 
geburtenstarken Jahrgänge gehen in Ruhestand, während die Jahrgänge am 
unteren Ende immer schwächer werden, was für Schulen, Hochschulen oder 
den Lehrstellenmarkt entsprechende Auswirkungen haben wird, aber ebenso 
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für die Konsumgüterindustrie. Ein Hersteller von Wegwerfwindeln kann auf 
Inkontinenzprodukte umstellen, aber Barbiepuppen wollen die alten Leute 
sicher nicht haben. Wenn wir nun aber die Hände in den Schoß legen, wird 
alles noch viel schlimmer. Angesichts der Probleme, die dann auf uns zukom-
men, wird uns der Sturm der Entrüstung über Hartz IV noch mal wie ein laues 
Lüftchen vorkommen. 
Wir sind in Sachsen jetzt schon betroffen vom demographischen Wandel. Da-
mit keines der Horrorszenarien wahr wird, haben wir beschlossen, jetzt schon 
aktiv zu werden. Wir wollen zeigen, dass man mit dem demographischen 
Wandel fertigwerden kann, wenn alle Beteiligten an einem Strang ziehen.
Deshalb haben wir eine Expertenkommission Demographie einberufen, die 
am 28. Januar erstmals zusammentreten wird. Sie wird uns auf der Grundlage 
der bisherigen Befunde und weiterer Analysen helfen, den richtigen Weg zu 
finden. Insbesondere wollen wir zusammen mit den Kommunen Strategien 
für die nächsten Jahrzehnte ausarbeiten und umsetzen. Denn nur, wenn wir 
vorausschauend und realistisch planen, haben wir eine Chance.
Meine Damen und Herren, die Bewältigung des demographischen Wandels 
ist ein Projekt, das uns vermutlich viel mehr in Anspruch nehmen wird als die 
Wiedervereinigung oder die Globalisierung. Auch bei der Wiedervereinigung 
konnte niemand vorher wissen, welche Entscheidung richtig sein würde. Vor 
allem aber fehlte die Zeit für durchdachte Lösungen und langfristige Strate-
gien.
Anders als bei der Wiedervereinigung sollten wir uns aber nicht für die ver-
meintlich leichtesten Lösungen entscheiden. Es war ein Fehler, das vereinte 
Deutschland als Fortsetzung der Bundesrepublik mit anderen Mitteln zu 
betrachten. Diesen Fehler dürfen wir diesmal nicht wiederholen. Wir haben 
jetzt noch Zeit zum Überlegen und Handeln, aber nicht unendlich viel. 
Wir müssen deshalb offen und kontrovers diskutieren, welche Instrumente 
und Maßnahmen die richtigen sind. Wir müssen darüber nachdenken und 
reden, was sich in unserer Gesellschaft ändern muss. Deshalb freue ich mich 
jetzt auf Ihre Fragen und Beiträge. Vor allem aber hoffe ich, dass Sie das 
Thema weitertragen, Ihren Familien und Freunden davon erzählen. Denn 




Prof. Dr. Ludwig Stockinger
Vom Recht der Literatur und des Literaten
Rede zur Enthüllung der Gedenktafel für Hans Mayer
am 19. März 2005
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Tiefensee, verehrte Gäste,
Gedenktafeln sind Zeichen im Raum einer Stadt, mit denen sie auf Personen 
und Ereignisse ihrer Geschichte verweisen will, die als identitätsstiftend 
gelten und deshalb in der gemeinschaftlichen Erinnerung bewahrt werden 
sollen.
Man gebraucht heute für diese gemeinschaftliche Erinnerung den von Jan 
Assmann geprägten Begriff des ‚kulturellen Gedächtnisses‘. Als ‚kulturelles 
Gedächtnis‘ bezeichnen wir jenes Stadium der Erinnerung an Vergangenes, 
in das man etwa ab der Schwelle von 40 Jahren nach den Ereignissen eintritt: 
Das Gedächtnis einer Gesellschaft nimmt in Schriftform und Ritualen feste 
Gestalt an, wozu auch die Enthüllung einer Gedenktafel wie hier und heute 
gehört. Dies ist aber auch das Stadium, in dem sich der Kampf um die rich-
tige Deutung der Vergangenheit noch einmal verschärft, denn jetzt wird ent-
schieden, was wir von der Vergangenheit als erinnernswert bewahren und wie 
wir es deuten. Nach einem Zeitraum von noch einmal vierzig Jahren hat sich 
dann das kulturelle Gedächtnis so weit verfestigt, dass sich eine Gesellschaft 
über die Erinnerung und Deutung weitgehend einig ist, während vorher – in 
den ersten vierzig Jahren – die mündliche Überlieferung der Zeitzeugen und 
Zeitgenossen an die nächste und übernächste Generation – Jan Assmann 
nennt dies die Zeit des ‚kommunikativen Gedächtnisses‘ – noch dominiert 
hat.
Im Fall von Hans Mayers Wirken an der Universität Leipzig und in der Stadt 
Leipzig von 1948 – 1963 befinden wir uns gerade in der Phase des Übergangs 
vom ‚kommunikativen Gedächtnis‘, das noch von den sehr unterschiedlichen 
Erinnerungen und Erzählungen der mitlebenden Zeitgenossen gespeist wird, 
in die Phase des ‚kulturellen Gedächtnisses‘, und wir sind deswegen noch 
weit davon entfernt, für diese fünfzehn Jahre seines Wirkens eine Deutung zu 
entwickeln, auf die alle, die heute an der Universität Leipzig und am Institut 
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für Germanistik arbeiten, sich einigen könnten. Hans Mayer gehört vielmehr 
zu denjenigen Gestalten der Leipziger Kultur- und Universitätsgeschichte, 
deren Deutung immer noch einem ‚erinnungspolitischen‘ Kampf ausgesetzt 
ist. 
Dieser Kampf ist darin begründet, dass die Deutung der Leipziger Tätigkeit 
von Hans Mayer in den Jahren von 1948 bis 1963 untrennbar verbunden ist 
mit dem Kampf um die Deutung der frühen Geschichte der DDR – eine ähn-
liche Situation gibt es ja auch im Fall von Ernst Bloch.1 
Was die Geschichte der Universität betrifft, so geht es in dieser Kontroverse 
generell um die Deutung einer Epoche, die von 1948 bis etwa in die Mitte 
der fünfziger Jahre andauerte, in der eine zahlenmäßig kleine Gruppe von 
Remigranten und Nazi-Gegnern, die 1948 an die Universität Leipzig berufen 
worden sind, die Positionen und Konzepte der marxistischen Tradition mit 
undogmatischer Offenheit, Weltläufigkeit und intellektuellem Glanz vertre-
ten haben – neben Hans Mayer, der zu dieser Gruppe gehörte, gehörten dazu, 
um nur die bekanntesten zu nennen, Ernst Bloch, Walter Markov und Werner 
Krauss. Es ist schwierig, als Vertreter der Universität und des Instituts für 
Germanistik Hans Mayer zu würdigen, ohne in den erinnerungspolitischen 
Kampf um die Bewertung dieser Epoche der Universitätsgeschichte hinein 
zu geraten.
Es gibt, wenn ich einmal versuchen soll, die Fronten in dieser Auseinan-
dersetzung idealtypisch zu trennen, mindestens drei Typen der Erinnerung 
an Hans Mayer und an diese Epoche der Universitätsgeschichte. Die ersten 
zwei Typen der Erinnerung sind bei denen vorzufinden, die als Zeitzeugen 
und Zeitgenossen in den späten vierziger und in den fünfziger Jahren hier in 
Leipzig gelebt und studiert haben. Während die eine Seite sich an die Stali-
nisierung der Universität erinnert, an die Relegationen, Gefängnisstrafen und 
Verweise in die Produktion, denen Studierende und Mitarbeiter der Univer-
sität ausgesetzt waren, hat sich für die andere Seite diese Zeit, gerade wegen 
des Wirkens der Gruppe von Remigranten, zu einer ‚Goldenen Zeit‘ mit ent-
sprechender Legendenbildung verklärt. In diesem Typ von Erinnerung – und 
das ist erinnerungspolitisch das Entscheidende – wird mit dieser Legende 
letztlich auch die Ansicht begründet, dass es in der Geschichte der DDR ei-
nen guten, ja einen glanzvollen Anfang gegeben habe, dessen Chancen durch 
bornierte Parteibonzen vertan worden sei. 
Während die einen die DDR von Anfang an als eine Fehlkonstruktion be-
trachten, wofür auch das Wirken und vor allem das spätere Scheitern der 
Remigranten an der Universität als Beleg dient, war die DDR für die anderen 
ein Projekt, an das sich zumindest am Beginn legitime Hoffnungen auf eine 
menschlichere Gesellschaft anschließen konnten, und auch hier dient das 
Wirken der Remigranten als Beweis. Dieser Anfang verklärt sich dann in der 
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Rückschau zu einem Denkmal bleibender Hoffnung, die das Scheitern dieses 
Staates überdauert hat. Hans Mayer selbst hat sich zu dieser zweiten Variante 
der Erinnerung, dem Glauben an die ‚Idee‘ der DDR trotz seiner negativen 
Erfahrung mit der Wirklichkeit der DDR zeit seines Lebens bekannt, aber das 
ist, wie ich am Ende meiner kurzen Würdigung noch andeuten möchte, nicht 
alles, was er dazu zu sagen hatte.
Es gibt an der Universität Leipzig aber auch noch einen dritten Typus der 
Erinnerung, nämlich die Erinnerung derer, die – wie ich selbst – erst nach 
1989 hierher gekommen sind, nunmehr schon längere Jahre hier arbeiten 
und sich inzwischen als Leipziger fühlen; auch sie dürfen ein Recht für sich 
beanspruchen, zur Deutung der Geschichte dieser Stadt und der Universität 
etwas zu sagen. 
Wenn ich hier stellvertretend für diese Gruppe von meiner Erinnerung spre-
chen darf, die von meinen Erfahrungen geprägt ist, so habe ich als Student 
und als Doktorand in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts Hans 
Mayer nicht als den berühmten Leipziger Germanisten wahrgenommen, 
sondern als einen von vielen Germanistik-Professoren, der an der Universität 
Hannover lehrte und dessen Schriften ich unter die Sammelrubrik ‚marxisti-
sche Literaturwissenschaft‘ einordnete. Ich hielt diese Schriften nicht für be-
sonders interessant. Ich gehöre zwar zur Generation der 68er, fand aber das, 
was in dieser Zeit in der alten Bundesrepublik an neomarxistischer Dogmatik 
über die Literaturwissenschaft hereingebrochen war, für indiskutabel. Hans 
Mayers Arbeiten fielen für mich in diese Schublade, weil ich damals noch 
kein Sensorium hatte für die Feinheiten, mit denen Hans Mayer innerhalb 
dieser Richtung seine Position markierte und derentwegen er für die Vertreter 
der reinen Lehre in der DDR unerträglich wurde. Was für mich damals an 
‚linken‘ Positionen innerhalb der Debatten in der Bundesrepublik interessant 
und diskussionswürdig erschien, das waren eher die Arbeiten aus der ‚Frank-
furter Schule‘, Horkheimer-Adornos „Dialektik der Aufklärung“, Habermas 
„Strukturwandel der Öffentlichkeit“ vor allem.
Erst als im Jahr 1975 Mayers Buch „Außenseiter“ erschien, jenes Buch, das 
von seinem Werk wohl die Zeiten überdauern wird – ich komme noch später 
darauf zurück – bekam dieser Wissenschaftler für mich ein prägnantes Pro-
fil. 
Die Leipziger Zeit Hans Mayers kam mir erst dann ins Bewusstsein, als 
ich 1994 hierher berufen wurde und zur Vorbereitung und Einstimmung die 
entsprechenden Passagen seiner Autobiographie genauer las. Hier in Leipzig 
angekommen, war ich dann am Institut umgeben von ehemaligen Schülern 
Mayers, die – jeder auf seine Weise – die Erinnerung an die Zeit als Student 
und als Mitarbeiter und gleichermaßen an die schwierigen Konflikte im Zu-
sammenhang mit seinem Weggang aus der DDR zu verarbeiten versuchten 
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und mir zu den Ereignissen und Erfahrungen dieser Zeit viele individuelle 
Geschichten erzählten. Hier erst begann ich allmählich zu begreifen, welch 
prägende Kraft von seiner Persönlichkeit während der Zeit seines Leipziger 
Wirkens ausgegangen war. 
Die Erinnerung an Hans Mayer in dieser Stadt begegnet mir seither immer 
wieder, und sei es nur in den manchmal dezenten, manchmal grobschläch-
tigen Hinweisen, dass es uns Germanistikprofessoren heute nicht mehr ge-
linge, jene öffentliche Wirkung zu erreichen, die Hans Mayer einmal in jener 
Goldenen Zeit der Leipziger Stadtkultur ausstrahlte – so, als ob man unter 
den Bedingungen des Jahres 2005 noch einen Ordinarius der fünfziger Jahre 
spielen könnte.
Was war der Grund für diese Ausstrahlung, was war die Besonderheit des Zu-
sammentreffens einer markanten Persönlichkeit mit einem geschichtlichen 
Kontext, der diese Persönlichkeit zur Entfaltung brachte?
Um diese Wirkung verständlich zu machen, rufe ich zunächst einige Lebens-
daten in Erinnerung. Hans Mayer wurde 1907 in einer jüdischen Familie 
großbürgerlichen Zuschnitts geboren. Er studierte Rechtswissenschaft und 
beendete sein Studium 1931 mit einer juristischen Promotion. 1933 ging er 
ins Exil nach Frankreich und dann in die Schweiz. Dort lebte er u. a. von Auf-
tragsarbeiten für das Institut für Sozialforschung, nach 1945 der Ausgangs-
punkt der ‚Frankfurter Schule‘, das damals seinen Sitz in Genf und New York 
hatte. Von 1936 bis 1941 war er Stipendiat am Hochschulinstitut für Interna-
tionale Studien in Genf, und in diesen Jahren hat er sein bekanntes Buch über 
„Georg Büchner und seine Zeit“ geschrieben, das aber erst 1946 als Buch-
ausgabe erschienen ist. Nach dem Ende des Krieges kehrte er in die amerika-
nisch besetzte Zone zurück; er arbeitete von 1945 bis 1947 als Redakteur bei 
der Deutsch-Amerikanischen Nachrichtenagentur in Bad Nauheim und als 
Chefredakteur bei Radio Frankfurt am Main, dem späteren Hessischen Rund-
funk, bis er dann an die Universität Leipzig berufen wurde, wo er ab dem 
Wintersemester 1948/49 zunächst als Professor für Kultursoziologie an der 
neu gegründeten Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät lehrte. Erst 1951 
wurde er an das Germanistische Institut der Universität Leipzig als Professor 
für „Geschichte der Nationalliteraturen“ berufen, und erst jetzt war er, worauf 
er sehr viel Wert legte, volles Mitglied einer der traditionellen Fakultäten. 
1956 wurde er dann nach der Emeritierung von Hermann August Korff Di-
rektor des jetzt neu gegründeten „Instituts für deutsche Literaturgeschichte“, 
und in dieser Stellung blieb er, bis er im August 1963 von Hamburg aus – er 
befand sich im Urlaub auf einer Reise im Westen – dem Staatssekretär für das 
Hoch- und Fachschulwesen der DDR in einem Brief mitteilte, dass nahezu 
alle Voraussetzungen weggefallen seien, die ihn vor fünfzehn Jahren veran-
lasst hatten, von Frankfurt am Main aus dem Ruf an die Universität Leipzig 
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zu folgen. Diesem Schritt war – das ist hinreichend bekannt – ein über Jahre 
andauernder Konflikt mit kulturpolitischen Funktionsträgern der SED in- und 
außerhalb der Universität vorausgegangen, die Zweifel an der Linientreue 
von Mayers Konzeption hatten. Mayers Weggang aus Leipzig und aus der 
DDR verlief im Ganzen nach einem Muster, das sich einige Jahre vorher im 
Fall von Ernst Bloch abgezeichnet hatte. Soweit die Daten.
Aus diesen Daten ergibt sich schon, dass Hans Mayers Weg vor seiner Beru-
fung nach Leipzig von dem üblichen Normalweg einer akademischen Kar-
riere entschieden abwich, und dies zeigt sich ja schon in der Tatsache, dass 
er nacheinander auf Professuren berufen worden ist, die eigentlich völlig un-
terschiedliche Qualifikationen voraussetzten. Formal hatte er für keine dieser 
Professuren eine Qualifikation, er konnte weder eine einschlägige Promotion, 
noch eine Habilitation vorweisen. Unter heutigen Umständen wäre die Beru-
fung eines solchen ‚Seiteneinsteigers‘ an eine Universität ganz unmöglich. 
Was Hans Mayer aufgrund dieser Voraussetzungen statt dessen an Qualifika-
tionen einbrachte, war ein vom üblichen Standard abweichender, von der ju-
ristischen Ausbildung, von soziologischen Interessen und von der Praxis als 
Kulturjournalist geprägter Blick auf die Literatur, der in der damaligen Zeit 
neu und originell war, wenngleich er sich, wie seine Schriften zeigen, in der 
geschichtsphilosophischen Konzeption und Begrifflichkeit vergleichsweise 
eng an die Muster der marxistischen Literaturwissenschaft hielt, wie sie in 
den zwanziger und dreißiger Jahren im Wesentlichen durch Georg Lukács 
entwickelt worden waren. Dazu kam, begründet durch seine familiäre Her-
kunft und seine Exilerfahrung, der Hintergrund einer umfassenden Bildung, 
wie man sie in jüdischen großbürgerlichen Familien des Kaiserreichs vermit-
telt bekam, und eine Weltläufigkeit des Lebensstils und des Verhaltens, die in 
der Enge und Kargheit der Leipziger Nachkriegsverhältnisse in besonderer 
Weise in Erscheinung treten konnte. 
Und man muss sich, um das Phänomen der Wirkung von Hans Mayer in 
Leipzig verständlich zu machen, noch vergegenwärtigen, welch bedeutende 
Rolle die Literatur und damit auch die Deutung von Literatur im gesellschaft-
lichen Kontext der späten vierziger und frühen fünfziger Jahre im Vergleich 
zu den heutigen Verhältnissen hatte, welches seltene Ereignis beispielsweise 
eine Dichterlesung, wie sie Hans Mayer vielfach veranstaltete, damals noch 
war – heute ist das ein Event unter vielen. Das heißt freilich nicht, dass wir 
uns die Zeitumstände zurückwünschen sollten, in denen die Literatur noch 
als Ersatz für eine fehlende Öffentlichkeit fungieren musste. 
Diese Kombination von deutsch-jüdischer großbürgerlicher Bildungstraditi-
on des Kaiserreichs und von Marxismus, die in anderer Weise ja auch Ernst 
Bloch charakterisierte, war, so denke ich, die Grundlage seiner besonderen 
Ausstrahlung und Wirkung, sie war auch im Hinblick auf die Interessen der 
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politischen Machthaber in der DDR einerseits die Grundlage für die begrenz-
te Zeit der Zusammenarbeit, andererseits die Ursache für den Bruch mit dem 
Regime. 
Die Repräsentanten dieses Regimes innerhalb der Universität haben deshalb 
über ihn im Jahr 1978 in der „Wissenschaftlichen Zeitschrift der Karl-Marx-
Universität Leipzig“ – aus ihrer Perspektive ganz konsequent – das Urteil 
gesprochen, er habe zu jenen gehört, „die unter dem Mantel marxistischer 
wissenschaftlicher Arbeit die marxistisch-leninistische Theorie angegriffen 
und sie zu unterminieren versucht hatten“. Er habe es, so heißt es dort wei-
ter, trotz seiner progressiven Rolle in den ersten Jahren seines Wirkens nie 
vermocht, „die Fessel des Standpunktes eines kleinbürgerlichen Demokraten 
abzustreifen“. „Im Gegenteil, seine subjektiv-idealistischen und individuell 
anarchistischen Tendenzen hatten sich im Verlaufe der Jahre weiter ausge-
prägt und trieben ihn in die Arme der bürgerlichen, antisozialisitischen Ideo-
logie und Politik, deren Handlangerdienste er nach dem Verrat der Republik 
bereitwillig ausübte.“ Nun, der Kleinbürger in dieser Kontroverse war gewiss 
nicht Hans Mayer. Für die Geschichte der Universität muss aber festgehalten 
werden: Das Zitat stammt nicht von dem berüchtigten Paul Fröhlich, auf den 
man heute gern alle Schuld ablädt, es steht im Organ der Universität selbst.
Die Persönlichkeit Hans Mayers lässt sich aus den Schriften, die er in der 
Leipziger Zeit verfasst hat, nicht mehr voll erschließen – sie hat sich in vol-
lem Glanz nur in den in freier und geschliffener Rede gehaltenen Vorlesun-
gen und Vorträgen vermittelt, und daran vor allem knüpfen sich ja auch die 
Erinnerungen der Zeitzeugen – aber auch die Erinnerung von Hans Mayer 
selbst, der den Hörsaal 40 als Kapitelüberschrift der Leipziger Jahre in seiner 
Autobiographie gewählt hat, nicht seinen Schreibtisch und sein Arbeitszim-
mer hier in der Tschaikowskistraße. 
Was ihn in seinen Schriften vom üblichen Standard der Parteiwissenschaft 
unterschieden hat, das mag in der Kürze der Zeit, die ich mir für diese Wür-
digung gesetzt habe, zunächst ein kleines Zitat aus seinem Buch über Georg 
Büchner illustrieren, wo er bei der Gelegenheit der Entstehung von „Dantons 
Tod“ schreibt:
Das Geheimnis der Umsetzung subjektiver Erlebnisse des Dichters in 
die objektivierte Form dichterischer Produktion ist nicht so plump und 
so leicht zu entschleiern. [...] Der Danton ist ungeheuerliche Eruption, 
endlicher Ausbruch künstlerischer, dichterischer Gestaltungskraft, 
und nur ein zutiefst aufrüttelndes seelisches und intellektuelles Er-
lebnis konnte die Schleusen öffnen. Das Geheimnis, das hier den 
eigentlichen künstlerischen Schaffensprozeß umgibt, wird trotz aller 
Erklärungen nur dichter. Problematik, Stoffwahl und Leitideen des 
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‚Danton‘ sind aus den Erfahrungen und dem politischen Schicksal 
des revolutionären Theoretikers und Praktikers Georg Büchner [...] 
zu verstehen. Die unheimliche Kraft aber, die solches Erleben in dich-
terische Kraft umsetzt, die nicht nur zum künstlerischen Ausdruck 
hindrängt, sondern ihn auch findet –, das alles bleibt im letzten unent-
scheidbar, wie jede große Schöpferkraft bleibt.
Hans Mayer greift hier klar erkennbar auf Traditionen der deutschen Genie-
ästhetik zurück, die in der Goethezeit am Ende des 18. Jahrhunderts im Zu-
sammenhang mit dem Anspruch entstanden ist, der Kunst einen eigenen Be-
reich von Wahrheit zuzubilligen, die nicht aus Philosophien und Ideologien 
abzuleiten ist. Dieses Eigenrecht des Künstlers und der Kunst, das gleichzei-
tig auf das Recht zur Entfaltung unverwechselbarer Individualität hinweist, 
war die leitende Prämisse des Umgangs von Hans Mayer mit der Literatur 
– und dies war mit dem Anspruch der Partei, die Kunst einem Auftrag dienst-
bar zu machen, nicht zu vereinbaren. Ob diese Kunstauffassung generell mit 
dem Konzept der marxistischen Geschichtsphilosophie vereinbar ist – diese 
Frage stellt sich Mayer in seinem Büchner-Buch freilich nicht. 
In seinem Buch „Außenseiter“ – das ich als zweites Beispiel nennen möchte 
– formuliert dann Hans Mayer dieses Prinzip der Kunstautonomie in direkter 
Auseinandersetzung nicht nur mit der Doktrin der kommunistischen Partei-
en – hier stellt er sich also dem Problem der Vereinbarkeit der Konzepte –, 
sondern auch in der Auseinandersetzung mit der Philosophie seines Freundes 
und Leipziger Weggefährten Ernst Bloch. Dieses Buch, das mitten in den 
siebziger Jahren, als von Geschlechterstudien und von Differenzerfahrung 
noch keine Rede war, die Thematisierung von Außenseitergruppen in der 
Literatur seit der Aufklärung behandelt – Mayer zählt dazu die Frauen, so-
weit sie von der konventionellen Rolle abgewichen sind, die Juden und die 
Homosexuellen – war sicher sein persönlichstes, und daraus erklärt sich auch 
dessen hohe Qualität. Als Jude und als Homosexueller kannte Hans Mayer 
aus eigener Erfahrung – auch und gerade aus Erfahrungen in der DDR – nur 
zu genau, was er in der Literatur thematisiert fand. 
In diesem Buch stehen die folgenden bemerkenswerten Sätze, mit denen 
Hans Mayer Ernst Bloch widerspricht und damit in gewisser Weise auch 
Abschied nimmt von den Leipziger Ideen und Idealen:
Die Hoffnungsphilosophie von Ernst Bloch mit den Grundpostula-
ten menschlich aufrechten Ganges und des Menschenweges hin zu 
einer Heimat, worin keiner je gewesen sei, hat jene Permanenz der 
Aufklärung jenseits der Bourgeoisie ernsthafter und unbefangener 
verkündet, als das vorher geschehen war. Allein das ‚Prinzip Hoff-
nung‘ teilt mit allen Philosophien des gesellschaftlichen Optimismus 
[...] die Mißachtung des konkret leidenden Menschen zugunsten einer 
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leidenden Menschheit. [Bloch] ignorierte [...] die Ungleichheit im 
Menschlichen, nicht bloß im Gesellschaftlichen. Bestand Menschheit 
wahrhaftig nur aus egalitären Männern und Frauen, Rassen, geistigen, 
körperlichen und seelischen Komplexionen? Genauer: gehörten die 
Monstren aller Art zur Menschheit, so daß auch ihnen das Licht der 
Aufklärung leuchten durfte? An dieser Antinomie ist die Aufklärung 
bis heute gescheitert. Sie versagte vor den Außenseitern.
Der Aufklärung, als dessen letzte Aufgipfelung ihm Ernst Blochs Hoffnungs-
philosophie erscheint, setzt Hans Mayer die Literatur entgegen, und daraus 
wird verständlich, warum die Deutungsarbeit an einer Literatur, die sich nicht 
einer optimistischen Philosophie unterordnet, für ihn zeitlebens das Zentrum 
der Arbeit gewesen ist:
Literatur gehorcht der Kategorie des Besonderen. Das gilt für die 
schöpferische Subjektivität wie für die Besonderheit von Form und 
Gehalt. Sie behandelt stets Ausnahmefälle. Alle kulturpolitischen 
Appelle, die zur Gestaltung von kaum gebrochenen Alltagsexistenzen 
aufgefordert hatten [Mayer meint damit den ‚Sozialistischen Realis-
mus‘], sind an dieser Konstellation gescheitert.
Das scheint mir die bleibende Einsicht von Hans Mayers Arbeit zu sein, 
die auch für den Literaturwissenschaftler heute noch eine Richtschnur sein 
kann. 
Ich hoffe, dass diese Tafel hier nicht primär dazu dienen wird, die Verklärung 
der fünfziger Jahre zu einer Goldenen Zeit zu befördern, sondern vor allem 
an diese Einsicht eines Literaturwissenschaftlers und Menschen erinnern 
wird, der inmitten eines verordneten Optimismus das Recht der Literatur und 
des Literaten, vom eigenen und unvergleichlichen Leid zu sprechen, beharr-
lich verteidigt hat. 
Anmerkung:
1 vgl. Matthias Middell: „Moderner Geistestyp“ statt „mit exakten For-
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demischen Remigration nach dem Zweiten Weltkrieg. In: Denken ist Über-
schreiten. Ernst Bloch in Leipzig. Ausstellungstexte/Aufsätze. Hrg. von der 
Kustodie der Universität Leipzig, Leipzig 2004, S. 49 – 84
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